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Suffrage feminin 

,Vormittagssitzung vom 23. Juni 1970 

Seance. ~u 23 juin1970, matin 

Vorsitz'-- Presidence: Herr Eggenberger 

10 476~ Frauenstinnnrecht.Einführung 
SufIi,:age {en,rlnin.lnsfifutIo~ 

Botschaft u~d BeSchlussentwurfvom 23. D~zember 1969 
, .... ' .. ' '(8131J970I,,61) .' .. ' ..... . 

Message et proje(d'a:rretedu, .~3 Mcembre1969 
.. .' .. (F:F 1970 I, '61} . . . . 

Antrag derKo~sion 
Eintreten; 

: :: -, "- , ' " '. . -'~. 

Proposition de Ja'commission 
Passer a: la discussiondes artic1es. 

Beriehterstdttung ..:.. Rapportsgenetaux'. 

Götsch;B.ericliterstatter:lbre • KojnlIljssiop. ; beantragt 
Ihnen emstimririg ; EintJ:eten auf. eHe, Vorlage des . B:undes~ 
rates. Mit diesem ~Antrag lwifep.. wir,. dass der Jallgwjerige 
Weg zur . Aufhebung der DiskrimlnierWlg der Scltweize­
rimien sichcseine1'll Ende' n,ähere; Wenn wirv.ondenAus­
nahmeartikelnJütdiesesMalabsehen, wollen, wird die 
AnliahmedesKon:unis~ionsi:!.ntrage& ~ :untl'll"' der VOraus­
setzung der Annahme in., del;.v olksa,osti!J1IIlUllg ~den so 
bedeutungsvollen ; Artikel 4 der Schweizerischen. B~des; 
verfassung in· neueb;J,Glanzerscheip.en)a!)sen.,Die ~p~s­
artige Deklaration:' «Alle Schweizer sin<;! YOJ' dem Ge~et:z;e 
gleich. ES gibt m der Schweiz keine Untertanenverhä,ltn,isse, 
keine Vorrechte des Oits;der Geburt, der Familien oder 
Personen»WW:deelldlichJ~,e,alität .. , ... , . .'>; , 

Entsprechendd,er'Y;0rIa,ge yon1957betrifftauch dieser 
EntmrrfzUr'AbäIld~rubg>des Artik~ls74de~ ~~ndes~~r­
iass~ng ledigU9h,d~s'Sti~~,ulld W~hir;echt . in, eidgehöS~i­
s,cp.e!l,· An.gelei,epl1eftep,~ A~s • 4~isst: . 'die •. yerl~i~up.g, ',~~ 
kommunalen' lind .. kantonalen.Aktivbürgerrechies.·, an die 
Fr~\iei1 'bleibt.Weiterhln eint\r\ngelegenh~itde~iantQne. 
DieS m~g fijr'eine'Übeig~ngszeft .Unbefrt;;dig~Ild·sejii. Es 
hat ,aber den, Vqrt~il, da~s .clit\ Meimplgsbild\llig m den . 
K~ntollen durch diese V örIage nlcht unterbrochen wird 
und nicht ~ Je Ilach' denl Schic:ksaLderVoilage'in<4er 
Abstil11I1J,up.g ."< ,ypter. Umstä}j.den ' vqn' neueinbep,en 
inüs~te. IIn. A{,Slil-tz4 ~de-:diese'.,Tatsache nocti,e#imal 
betont, ul11i)1sbe~()~dery ~~wissen,:Ü~erle~geJ;l cierLallcis­
geineip.dekap.tone~p.igege~oiInnen, derehStiIrun,pürger 
aus der B,~9.n4eih~~td~r;4ands.gelIleipd~hera~$,ise~r~qhl 
für,.dje :Einf~hrill1g desEr~mt\P:!ltiinm-und-;wahlh:Ghtes in 
t\idgenössischen.· ~gel~g~nheltell . stimmen dürften;. aber 
gleichzeitig' dk über~ch;a~1i.aretanasgeWeÜlde nicht ge-
fährdenwollen., /' . ',.. •• .' ...• " ........ ,'" 

Mit der Atlnahme der neiiell Frauensti1111lliechtsvo~lage 
erfüllen . Natiqnai~ undStäD.derat eiIi t\lndeuftge&' Verspre­
chen;das sowohl der ,B,1l1ldesrat~ls auch 'ma.ssgebende 
Sprecher unseres . Rates bei· der Behandlung dei' Untt\r­
zeichnung der' Menschenrechtskonvention in cler 'Soinmer~ 
session 1969 abgegeben haben. 

'Das Misstrauen,' das' damals selbst. bewährten Vor­
käDlpfern der politischen Gleichberechtigung der Frauen 
von Demonstrantimien und einzelnen;Frauenorganisa­
tionen entgegengebracht wurde, hat nicht wenige Rats­
mitglieder,die. zugleich Anhänger einer offenen Aussen-
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politik sÜld, sehrgetroffen.Umsoerfreulicher ist es nun, 
dass wir m einer relativ. kurzen Zeit beweisen könn~n, dass 
die. damals abgebenen Zusicherungen ernst gemeint waren. 

Es ist nicht'daraniuzweifeln, dass der Ständerat in der 
Herbstsession . der Vorlage des Bundesrates ebenfa1lszu~ 
stimmen Wird. Damit sind die Voraussetzungen erfüllt, die 
.eine Volksabstimmung bereits am 20)21. Februar 1971 
ermöglichen .. Die Bundeskanzlei hat sich vorsorglich bei 
den •. Kantonen,' die noch kein Register der ,zukünftigen 
Wählerinnen erstellt häben, erkundigt, welcher· Zeitbedarf , 
für diese Arbeit, benötigt werde. Die Antworten haben er­
geben, dass es allen Kantonen möglich sein wird,. die 
Register so frühzeitig ztierstellep., dass einer. Beteiligung 
der Frauen '(bei Annahme clef'jetzigeri Vorlage) bei den 
nächstenN atjonalratswahlen nichts rilehr' im . Wege steht; 
Auch.fürdie politischen Parteien. dürfte dü~Frist,genügen, 
um . ihre KandidatenvorschHlge.den· neuen • Gegebenheiten 
anzupassen; 

Seit. der Abstimniung vom 1. Februar .1959 sind mehr 
alselOahre vergangen, Wurde dailials die Vorlage'eindeutig 
abgelehllt;·· so war sie. d.och der' Ausgangspunkt ~ines. ein:' 
deutigen.V ormarsches des Erwachsenenstimmrechtes in 
komtnuna:len ilnd· kantonalen Angelegenheiten. , ' 
'. ,·Diebeiden.Botschaften.yön 1957'lind·1969 orientierten 
Sie . Umfassendüb~r .' die" Geschichte· der Ent~ickhing der 
sozialen'uud.politischen Stelluugder Frau im Veriaufe 
eilieS ·Jahrhunderts; Ich;m,ochte Ihre Zeit für .eine Repetition 
nicht 'in Ansprilchinehnien. Hirigegenscheintes mir zur 
Beurteilung'4~r.jetzigen ,Situation wertv9ll zu sein,~ine 
kurze Übersicht, über'aen erreiehten Status 'in den Gemein~ 
denuud Kantbneirzugeben: 

.' : ·Volles)·Stiinm- und 'Wahlrecht in Kanton ilnd {Ge­
meinde 'besitzen heute die Bürgerinnen von sieben Kanto­
nen;:'nän:llich'inden, Kantonep . Freiburg, Basel-Stadt, 
Tessin,' Waadt, "Wallis, 'Neuenburgund Genf;, nur' das 
kantonale' Sti:rrin:lrecht besitzen Norläufig .' die. Bürgerinnen 
des' KantdnsBasel"Land;in allerioder einzelnen Gemem" 
denbesitzen··Praueri das.Stimm~. und Wahlrecht in fünf 
Kantoneri,nämlichii:J: Nidwalclen;.Zürich,Bern, Obwalden 
und~Graubünden;In.Nidwalden,'besteht, das kommunale 
Still}Iirrecht.inallenGemeindeIi, im Kanton . Graubünden 
nur in acht; 'in den Kantonen Bern ~nd:?ürich ist die grosse 
Mehrheit 'der Fiauen aufkomniunaler Ebene gleichberech­
tigt. Dann' kommen noch diebeiden Kantone Thurgau und 
Glarus, die den Frauen das Stimm- und Wahlrecht in 
'Schut.: beziehUngsweise in Schul- . undFütsorgeangelegen~ 
heitene-rteilthaben;'. " . 

Wenn wir das kantonale und das kommunale'Stimm­
und Wahfrechh<berücksichtigen;dürftenheute etw!!-60 % 
der' Schweizetiruien stiinm· und wahlberechtigt .sein •. DazU 
KOrinn:t; daS's'.m·einer .Reihe von Kantonen .entsprechende 
Anträge der Behörden: oder Vorstössevon ,Bürgern. nur 
knapp' 'aJ5gelebnt Wurden., Ein eigentliches • Symbol. für die 
geändert<rEinstellung zmn ':rvlithestimmungsrecht der Frau 
durfte';dieAbstimmilng,yoii:t> 12, April4970 iin,Kanton 
Wallis gewesen/sein'; .BenWalliserinnenwutde. diepoli~ 
tische . Gleichberechtigung ·.von <. den Männern'. mIt .. dem 
Rekotdresultat von 26 263 Ja gegen nur 9895 Nein zuge~ 
billigt~ Noch im Jahre 1959 wurde die Emführungdes 
Stimm~).Üld Wahlrechtes in eidgenössischen Angelegen­
heiten imgleichep. Kanton WaIlis mit 8242 Ja gegen 18759 
Nein deutlich verworfen. ..' 

.' Ohne Übertreibung darf man heute davon ausgehen,dass 
sich auch m Unserem Lande. endlich eine positive Einstel­
lung zur' Mitwirkungd.erFrauen im öffentlichen Leben 
herausgebildet unddurchgesetit hat. Dazu haben nicht 
wenig jene Frauen beigetragen, die in den Gemeinden·und 
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Kantonen bewiesen haben, dass sie bereit sind, ihre Rechte 
in Anspruch zu nehmen und die ihnen' zufallende neue 
Verantwortung mindestens ebenso gewissenhaft zu erfüllen 
wie die Männer. 

Die Argumente für 'und gegen das Frauenstimmrecht 
'wurden seit dem Vorstoss von Johannes Huber im Jahre 
1913 immer wieder vorgetragen. Ihnen ist nichts beizufügen, 
soweit e~ sich um juristische, philosophische oder politische 
Argumente handelt. Trotzdem gestatte ich mir, auf drei 
Erscheinungen der neueren Zeit hinzuweisen, die teilwei~e 
ein neues Licht auf die Notwendigkeit der Aufhebung der 
politischen Diskriminierung der Frau werfen., 

1. Das beschleunigte Tempo der wissenschaftlichen, 
technischen und wirtschaftlichen, Entwicklung und die 
immer umfassendere Bedeutung des Staates und der Politik 
in, einer dynamischen Gesellschaft, stellt uns alle, sowohl 
im Beruf; als auch in unserer Tätigkeit als Amateurpolitiker 
vor; immer anspruchsvollere, komplexere und zeitrauben­
dere Aufgaben. Die Zeit, da ein Kommunalpolitikef gleich­
zeitig in der Gemeindeexekutive, im Kanton und im Bund 
seinen vollen Mann stellen, konnte, 'ist endgültig vorbei. 
Der Bedarf an qualifizierten Mandataren auf allen Stufen 
der Politik und an arbeitswilligen Mitarbeitern in den poli­
tischen Parteien steigt. Schon heute sind vielePolitikei und 
Parteigremien gezwungen, sich von der Tagespolitik 'treiben 
zu lassen, weil die Zeit für gründliche Analysen und Aus­
einandersetzungen mit den grosse~'Fragen Von ,Gegenwart 
und Zukunft fehlt. Dk Vergrösserung des Rekrutierilngs~ 
feldes und dIe Verschärfung des Wettbewerbes bei der 
Besetzungpolitischer Ämter ist eine dringende Notwendig­
keit. Allein die 'volle Mitarbeltder Frauen kann' uns jene 
zusätzlichen' Begabungen und auch Im'pulsebringen, deren 
unsere Demokratie bedarf, wenn sie in ihrer heutigen an'" 
spruchsvollen Ausprägung erhalten' b1eiben'soll. Die Siche~ 
rung der politischenRecht'e der Frau; ihrer Autonomie und 
ihrer Personenwürde ist zugleich Sicherung unserer' demo­
kratischen Zukunft. 

Die Einführung des Frauenstimm~ und-waliliechtes ist 
deshalb nicht' nur eine ,Forderimgdet Gerechtigkeit, der 
R:itterlichkeit und des Anstandes; sondern gleichzeitig eine 
dringende'staatspölitische Notwendigkeit: ' ' ' 

2. Die Demökhitie ist an 'sich' eine anspruchsvolle 
Staatsform und unsere ReferendU:msdeinokratie ist esinl 
besondbren. 'Die bereits zitierten" gesellschartlichenEnt­
wicIdungstericienzen verl!ingen immer ID.ehf'nlcht nur den 
«geborenen» sondern den «ausgebildeteten.» Demokraten. 
Die Komplexität dei: Aufgaben. 'und Probleme, dieSchwie­
rigkeiten der' UiteiIsbildullg, der !nformatio~sbeschaffung 
und des' Erkeljnens 'der' ZuSammetfuällse" und Ursachen, 
bergen die 'Gefahr insich;dassem in:u:ller grösserer Teil 
Mi: Bmger niCnt mehrbewiisstmitent'scheiden kann. Da es 
sicher ist, dass"dleseiTtend sichverstärkeli wird, bekommt 
die staatsbü1:g~rliclie; ,wirtschafts-, und gesellscIlaftspoli­
tische AusbildUiig an unseren Schulen und vor allem im 
Elternhaus ,. ~fue, üimJ.er leb'enswiChtigere" Funktion; 'Da 
aber nach wie vor den" Muttern die entscheidbnde Erzie­
hungsfunktion'iukomri1t, ist '~ verhäbgnisvoll, sie von der 
demoknitischelf M:itbestiirirtnmg; iin Staat allszuschliessen. 
Efue natilillche'Beziehiing der Frauen ZUrhStaat und zu den 
öffentlichen AUfgaben ist die VoraUssettungfür eine der 
Demokratie förde-rI1che Erzlehung;' 

Auch dieser punkt wei~t aUf eÜe Notwendigkeit der 
Einführung, der pO,litischen Mitbestill111lUng, der Frauen 
hin. ' . ,. 

3. Die Ford€;rungen nach Autonomie der Person und 
der Gruppe, nach Mitbestimmtm,gs- und Mitspracherechten 

auf allen Stufen haben die Entwicklung eines vertieften 
Demokratieverständnisses gefördert. Selbst in diesem Rate 
finden Mitbestimmungsforderungen zum Beispiel der Stu­
denten mindestens teilweise Verstänquis und Mehrheiten. 
Immer mehr Gruppen unseres Volkes verlangen mehr 
Autonomie, das heisst Mitbestimmung bei der Gestaltung 
ihres unmittelbaren Lebensbereiches, sei es nun an eiIier 
Mittel~ oder Hochschule, sei es am Arbeitsplatz oder 
neuest€;ns bei der Bereitstellung von Freizeitzentren. Aber 
gerade im Rahmen dieses geistigen und politischen Pro­
zesses ist das Fehlender Autonoinie der Frau im staatlichen 
Bereich ein, anachronistisches Unikum. 

In diesem Zusammerihang ist übrigens die Versuchung 
gross, eine Analyse der EntWick1ung der Mode und der 
Haartracht bei den Exponenten der jungen, modisch pro­
gressiven Männer vorzunehmen. Heute wehren Sich nicht 
nur die Frauen für die Anerkennllng als vollwertiges 
menschliches Wesen, es schemen bei der jungen Generation. 
der Männer auch starke Tendenzen vorhanden zu sein, 
jene weiblichen Vorzüge der Haartracht und der mehr oder 
weniger farbenprächtigen Bekleidung ebemalls für sich 
in Anspruch zunehmen. Mag eg'sichauch um ÄtJ.sserlich~ 
keiten handeln, so sind sie doch ein Symptom dafür, dass 
die Argumente, die die' Ablehnung der politischen Gleich­
berechtigung mit dem totalen «Anderssein» des weiblichen 
Wesens begründen, sich von selbst aufheben werden. 
Hoffen wir, dass Wir uns nicht eines Tages als Vertreter des 
männlichen Geschlechtes gegen ähnliche Argumente von 
weiblicher Seite verteidigenmüssen,wiesie heute von der 
einen oderandern Seite gegen' das Frauenstimmrecht offen 
oder versteckt vorgetragen werden. 

Ich. fasse zusammen: Die Vorlage des Burtdesrates be-
. schränkt sich auf die R:.evision des ArtikelS74 der Btindes­
verfassung. Im Gegensatz zu 1957 beantragter keine wei­
teren Ailpassungen, Wie Erhöhung der notwendigen Unter­
schriftenzahlen für Initiative und Referendum. Ebenso ver­
zichtet er auf neue Vorschriften ,zur' Vereiriheitlichung kan­
tcinal~r Vorschriften. In diesem Zllsanllnei.:thang soll nicht 
unerWährit gelassen werden, da,ss wir lins in der emen oder 
andern Forin in der nächsten Zeit mit dem Problem der 
Artsschliessungsgrühde vom Stin'llnnicht befassen müssen, 
sind doch insbesondere armenrechtliche Bestiinniungen in 
einzelnen Kantonen heute mehr als suspekt. 

Züden kleinen materiellen und redaktionellen Ände­
rungel,1, die Ihrien die J(oiliAtission gegenüber dem Antrag 
des BUndesrat~ vorschlägt, werde ich mich bei der Detail-
beratung äussern. ' ' , . 

Die, Ko:tnwissillnbeal,1tragt Ihnen, ebel.1falls in Über­
einstimmung ,Jllit • dem Bundesrat,die, Abschreibung der 
Standesini#ative deS Kantons Neuenburg vom 22. Februar 
1966,dief,\bsclu;eibung der Motion Schlnitt vom 30. No­
vember 1965 und die Absclireibung des Postulates Tanner 
vOm 4. Juni, 1968. ' " 

Mit dem Wqnsche, dass der Nationalrat in der nächsten 
Legislaturperiode um die ersten in ihren vollen politischen 
Rechten stehenden Kolleginnen verstärkt sein möge, bitte 
ich Sie um Zustimmung zum Eintreten und um Zustim­
mung zur Vorlage. 

M. Cevey, rapporteur: Le 7 mai 1965, Clans sa reponse, 
a la petite question de notre collegue Henri Schmitt, le 
Conseil fMeral d6clarait qu'il n'entendait pas entreprendre 
de nouvelles tentatives d'instituer 'le suff rage feminin en 
matiere fMerale, avant que quelques cantons n'aient reussi, 
a cot6 de Vaud, Neuchatel et Geneve, a modifier leur cons­
titution dans ce sens. 
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:Aujourd~hui, les femmes disposentdes droits civiques 
en n;tati~re, ,carltonaIe et communaIe dans les cantons de 
Vaud; Neuc~ätel; Geneve,Bäle~Ville;Tessin et Valais. Dans 
le Ganton de Fribourg, a la suite de 1a votationpopulaire de 
novembre1969; 'la p!,ocedurede revision constitutionnelle 
esterr,cours, et ron ,peutpenser que_1ecorps des ,citoyens 
ratwerabientöt 1a q6cisiön prise a une nette majorite il ya 
h\lHmois;Pans le canton de Bäle-Carilpagne,.1e suff rage 

, feminin, ;;teteaccepteen matiete cantonale. Cependant, i1 
est,pre~,en,191,0fllne reyisioll. de la10isur1es communes 
tenda,ntnptaniI11ent a l'application desprincipes de,l'egalite 
civique sur le' plan commuhal. 
' .. , J:;:;t1.9l:(t~e;j,qags,~[1l!ltfe, ca.ntpns". ceuxcles ,Grisons, de 

J3erne, .deZl~richet d.~QbW_ald,Je souv~railla al,ltoriseles 
c9wriiV?eS,a i~tI()dllire ,iCi ~uffJ:l~ge,- f6~inin. i\ctuelle~ent, 
p~us,d<!S, gel;\,& Jtc:;rs MS,co1llpl,une~, PefJ1ois!<,S, .et ;notamment 
B.erI\e, Bjen,ne, fTho.iw~, fl-[1pgentl1~,B.erthoudet J(öniz, 
ont .fait usage ,dece,.droit .. Dans ,le canton de Zurich, la 
piopOJ;tio~ 'des~~~~llIle§ ~~i ont -intr~duit l~suffrage 
.feminin est sem'b1!lb~e et,a,l,l nOll,lRre,Q,e,celles-,ci,oncompte' 
Zurich, ' U ster; f pi,e,tikpp,Wet?Jikou,,Bpl,"ge;netDllbelldorf, 
pOllrne, citer ,queles principales. AuxGrisons, Coire, 
A.r:9sa,~gntr~ina,:;M:~!IIiOl;~i'Ilo,J;~barellca; Sils in Dom~ 
lesSl1~' :r9rpi!J):"Pr;:ltv~, Th\l$is€l~ Da,vos,font participer les 
fel11lI).e~-a,Ja "ie ,P9litJ@~, cO'mll1eJe font les COlTIlTIllnes de 
Gis~il, ei: S;:lc,hseIP dap,s l~cMton q;PbWald. 

,Qua;nta)a. r~ceJ;l,tev()tatipll.dc;l)a Landsgemeinde de 
N,idwald, yqus ,enco:pnai~sez)~resl,lltat, tres positif. ' 
"A-jQui:.o:t:lsqu~ plusieWl'vqtatiom; S:Ul' Je s:uffragefeminin 

s.;mt 1?r~yuesA<L:t:ls Jes IJ-1.~oispr,ocP!1ins, notamment a 
LU,cerne et aZurich. Enfin,le sUff rage ~eminin e,st mainte­
nanLquMi~e:tieraliseen,'matieree~ctes~astique, et, ,dans 
certaip,'s" ~aiiton~,,)es-.·femll1~s ,pai-tldpent. apx d6cisions 
relatiye~a. l'§cpl~., ;,,:; , ,,' ',';,' '" ,'. ,.' 

Hn'est d.oriqp~sexag6red'affirmer <lll'f1ujourd'hui, le 
prin.cipe rii~mc;l4~t~gal~te 4esl>exessur leplap. civique est 
acquis ~~l1s uneJjs~m9ie4e i;a~iQis qllireul1issent plus de 
la.~fo.oitie de J<lpopwatior! lWlY6ticiu~~L'idee adpnc fiLit de 
tres gr~n4s prpgres _<iep~i8 Iavot[1tion fe4e~ale du 1 er feyrier 
1959,date a laqueÜe i'ariei6 fM6raIsurripstitution du 
Sl,lffr,~&ef~~4ien ~i~~~~efed6raleaet6rc;ljete,par 654 000 
confi'e 323 OÖÖ' voix eCpartous les,cantons sauf trois . . - . , ' - . ," "''''. . ,'. . . . ._, ~ .';; .... ;0;.' ~~ ~ '. " . 

d'enfteeux. 
On pellt doncjJen~er' ayecle Conseil' fed6ralque les 

cohditions 'favoni:bfes, lurie" houv~lle tentatIve defaire 
adlllettre Iepiiri~ipe de' hi'parÜdpa:tioride Itt femrn.eaux 
deCisions pölitiques en', miitie'refed6rale söntr6unies,et 
qu'une revision constitutionnelle peut etfe'pfoposee' au 
cörps des dtoyensav'ec des charicesreeIles de succes. 

, LegouvcrriemeJ;lf de läCörifelieiation;dflDs sa rep6nse 
aunemoHon' de ;liotfe colle'glie Tanner, s'etaitengage, le 
5 mars ,1969; as()uleverdenöu~eau'leproblem:e eritemps 
opportun. Il laissaitentt~vöir qu'un pr'ojet semit presente 
encore cette annee. Nous lui savons, gred'avoir dünne 
sl,lite a' ces declarations dansUn: delai relatihlmentcüurt. 

, Dans ce preambule,nous,n'entendons pas revenird'une 
'maniere, .detaillee sur' les ,interessantes considetations 
emisespar le Conseil f6deral au chapitre II de son message 
intitule«Aper!(u historique et droit compare». QUaht au 
chapitre III, qui pose le probleme de fond sous le titre 
«Faut~ilinstaurerle suff rage feminin ?», ilmeritela lecture 
attentive a laquelle vous-vousetes,attaches lesunset les 
autres. Je n'y: reviendrai pas dans ce rapport, si ce n'est poui' 
relever que si le pouvoir constituant de 1874 a tenu compte 
des idees de l'epoque sur la nature differente des deux 
sexes, ces conceptions apparaissentpour une bonne part 
perimees un siecle plus tard; et, pour reprendre l'expression 

de l'unedes animatrices de l'Association suisse pour le 
suff rage feminin, «le poids de la tradition ne doit pas 
maintenir la femme suisse eh etat d'inferiorite dans la vie 
publique». alors que son röle s'est largement epanoui dans 
diversautres domaines de l'activite humaine. 

,A ce point de mon rapport, il me parait surtout utile de 
repondre par avaricea quelques objections couramment 
formulees a l'encontre du suff rage feminin. L'objection la 
plus freq:uente est fondee surun pretendu nianqued'ititeret 
des femmes elles-memes pour ces dtoits nouveaux que l'on 
souhf1iterait leuroctroyer. Les partisans de l'egalite civique 
repondent aisement acette objeetion, en rappelant tout 
d'abordqu'i:n1929; deja,lmepetition federale sur l'intro­
ductieJil , du suff rage femil1inportait 170 397 signaturesde . 
fell1ll1es d!'l tous les. mil~eux~ De plus, comme le notent 1es 
auteurs d'une brochure pUb1i6e par l'Association vaudoise 
p0llt -Ie suff rage feminin, .s'il est vra1 que beaucoup de 
'feIlliDes sont enCOre iridifferentes a ce progres, cela n'enleve 
rien a,savaleur. Lesidees nouvellessont toujours proposees 
par une minoriteagissante, une elite, ,et la maSse reste 
indifferente. Eu realite, le suff rage dituniversel a efe 
intr9duitcontre la,.volonte de beaucoup d'hommes et sans 
qu'on ait juge necessaire de les consuIter. 

, J'aj<mterai, pOllr completer cette argumentation, que la 
questjpnn'estpastaDt de,savoir si la majorite des femriles 
tiennen! ounon ä. participer a la vie civique. En uri temps OU­
des dizaines de ,milliers d'hommes de cepays disposent 

, d'une carted'elec;teur et n'el1usent pas, heureux de pouvoir 
ainsi se laver par ava,nce les mains apropos de tout ce qui 
po~aitengager un tantsoit peuleurrespönsabilite, est-il 
norl,11al q\le des, femmes desireuses, elles, de preiidre leur ' 
pa.rL des(mdsetde responsf1bilites sur le plan public, 
doivent attendre1e ,bon voulQir.de ces pretendus citoyens? 

, ,I.;afemme est~el1e:mftre pour l'exetcice des droits poli­
tiql1es ? se dell1andent aussi certains, adversaires de la cause 
f6ministe. Acette objectipn, onperit repondrepar une autre 
question : le jeune honiI11e de vingt ans, ~edix-huit. ans 
peut"etre uri jour, jouit"ild'une maturite civiqueid'un sens 
des responsabilites et de l:interet general plus developpe que 
1a feJlli11e qlli 1'a, eleye? 'Constatons, dans le meme ordre 
d'idee, qu'aujourd~hl1i la"fe;rnmere!(oit,aq\lelques excep-' 
. tions pres, la m~me,' formation scolaire .,que l'l;tomme, 
notamm~ntdilDs le domaine. de l'instruction civique, .et que 
h~ developpement a~ «ma,ss medIa», pour parter le langage 
itlall1ode, luipenn~tdese tenir aussi bien que I'homme au 
couran~ <lei;' problemesde notre' temps. . 

Da,l1s le, ca,l1lP 'hö~tiIe aus~ffrage f~minin, ,()n pretend 
aussi' vol()ntiersqll.ela femme n'a pas, pesoin de voterou 
d'etre eluepour exercer son irifluence. ctltte nlaniere de 
conctw?h' leproblem~ .neglige le sort'de ,nombreuses 
femmes - elles S'Öht pres qe i 300 OQP ,en Suisse':- qui vivent 
eri celiba,taires, gagnent leur vie,paienides impöts, sans 
pouvoir expiimef leuravis sur les,<hoix parfois fondanieh­
taux qui se posent en matiere, f6d~rale, CO'mment d'ailleurs 
soufellii aujourd'hriienfoutc;lequiteque l'employee n'a rien 
a dire au sujet deS conditions' de tnlvail, que les quesiio~s 
(je prix et d'aPPfovisionnement ne cÖl1cernent pas la mena­
gere, que 1a mere de famille ne dQit pas se meIer des affaires 
de recale? Coriunent ignoterencgre l'opiniön de l'epouse 
surle regime matrimonial, de la veuve sur le droit succes­
soral, de la contribuable sur letegime fiscal, sans porter 
atteinte a l'ideal meme de justice et d'egalite entre les 
humains? 

Une autre objection volontiers formulee a 'l'encontre 
'du suff rage feminin a trait au danger que l'on ferait courir a 
la femme de perdre sa place « privilegiee» dans la societe, en 
l'incitant a se meIer au jeu des politiciens, ce terme etant 



23. Juni 1970 445 Frauenstimmrecht 

bien entendu employe dans son sens le plus pejoratif. Aces 
craintes, ,dont la bonne foi n'est pas toujours des plus 
evidentes, on peut repondre en affirmant que, si notre vie 
politique etait aussi malsaine que d'aucuns le pretendent, la 
participation feminine ne saurait etre consideree comme un 
facteur d'aggravation. 

Non, a dire vr~i, les arguments generalement utilises 
conu'e le partage des responsabiIites entre hommes et 
femmessur le plan politique ne resistent pas a un examen 
serieux. Certains d'entre cux, admettons-Ie,avaient quelque 
valeur 'il y a 20, 30 ou 50 ans et pouvaient expIiqu~r dans 
une certaine mesure l'attitude restrictive d'une partie de 
notre peuple a l'egard de la cause feministe. Mais, au­
jourd'hui, ils· apparaissent desuetsi voire mesquins, lors­
qu'on les place en regard des services eminents renduspar 
tant de femm~a notre sociefe; dans notrepays aussi bien 
qu'ailleurs.· Et tous ceux qui, dansdifferents cantons de la 
Confederations, ont eu l'occasion de jugerde la coIla­
boration des citoyennes dans les assemblees legislatives 
cantonales qucommunales saventa quel point ces objec­
tions sont aujourd'hui derisoires. 
. Dans la tres grande majorite des. paysqui connaissent 
l'egaIite des sexes en matiere PQlitiqu~, le droit de yoter, 
. d'elire et d'etre elue aefe accorde par decision du gouver­
nementou du legislatif;,ou encorea la faveur de l'adoption 
d'uneconstitution entierement nouveIle, base d'un regime 
politique fondament~lement nouveau lui'aussi. 

La procedure de revision constitutionrtelle en vigueur 
chez nousne. perme( pas d'accorder au seul Parlement la 
,?ompetence de decider de la participation des femmes a la 
vie poli~ique. 

Le peuple doit donc se prononcer. 
Reste adeterminer, comme j'ai suggere que le Conseil 

federaIl'etudie dans un postulat developpe en juin'1969, 
s'il ne seraitpas conforme a l'esprit de nos institutions 
d'inviter lescitoyennes a participer aux votations relatives a 
U:ile teIle revision, pour etablir la' majorite cantonale dans 
lescantons ou ces femmes jouissent du droit devote en 
matierecantonaIe. 

Mais lan'est pasle fond du probleme, aujourd'hui. La 
grande. divergence ,portesur Je point de savoir si lavoie de 
l'interpretatiön de III Constitution f€derale ne doit pasetre 
preferee, en l'etatactueI des choses, a la voie de la revision 
constitutionnelle. 

Le17 juin1969, notre co)JegiIeArnold adepose Une 
motion tendant it donner mandat iniperatif au Conseil 
f€derald'adresser aux Chambres unmessage leur proposant 
d'interpreter l'article 74 de la Constitution par la voied'un 
arrete. Il s'agissait donc,tout simplement, dansl'esprit de 
notre collegue .etdes 58 co-signataires desamoticin, de faire 
admettreque; dorertavant,le territe de «Suisse» signifierait 
aussi bien «Suissesse» que «Suisse». VOllS serez peut-'etre 
surpris d'entendre le rapporteur parler maintenartt de cette 
motion 'examinee hier. J'y suis contraint, puisqüe nous 
rapportons aU"nom d'une commission qui a consacreles 
trois_quartsdesa seanceprecisement a l'€tude de la motion 
de notre coIlegUe Arnold. 

Lors de son depöt; cette motion a seduit un certain 
nombie de membres de notre conseil; et surtout plusieurs 
d'entre nous y ont vu le moyen de faire avancerlacause 
feministe en tirant argument des votes favorables a l'egalite 
d~ femmes et des hommes sur le plan civique intervenus 
dans differents cantons suisses, depuis 1959. J'etais de ceux 
qui, il y a: une annee, ont appuye l'interventionde notre 
collegue zurichois:Je suis des lors d'autant plusa l'aise pour 
soutenil', avec la commission au nom de laqudle j'ai 
l'honneur de rapporter, qu'il aurait ete parfaitement 

inopportun de suivre la voie proposee par M. Al'nold; et 
c'est pourquoi hier j'ai refuse d;appuyer celui-ci. En effet, 
tenant la promesse qu'il avait faite en reponse a la motion 
Tanner, le Conseil f€deral nous apresente, par son message 
du 23 decembre 1969, des propositions de modification 
constitutionnelle qui devraient pouvoil' etre soumises au 
vote des citoyens audebut de l'anprochain. 

Nous pouvons donc esperer que, cdans des delais tres 
brefs,une reponse enfin positive poilrra eU'e ·donneea 
celles et ceux qui, depuis si longtemps,u'availlent a l'avan-
cement de la cause' de l'egalite. . ' 

Dans ces circonstances, J'acceptation de la motion 
Al'nold aurait donne l'impressiona notnbl'e de gens que 
tous les arguments d'ordre juridique oPPos6s jusqu'a 
maintenant a la methode interpretativen'etaient que de 
vulgail'es pretextes,et qu'aujöurd'hui'nous' somines prets, 
par crainte de l'echec,a substitueraunacteessentiel de 
notre lnstoiie nationale unepäle cumedie politico-juridique; 

Une autre possibilitequeJa voie de l'interpetation a ete 
envisageepar lee Conseiller niltioilalGel'wig, dans un postulat 
date du 9 octobr.eJ969.Il s'agiraitd~intröduirele sUff rage 
feminin sur le planfederaI par une modification de la loi 
federale sur leselections .et votationsetnon par unemo,difi­
cation de la Constitution.N6tre conegu~:bälois.·seba~e 
sur l'actuel' article 74, 2e alinea,decelIe-ci,selon lequella 
legislation federaIe peutreglef d~u,ne p:lall!ere. uniforme 
l'exercic:e dudroit desuH:rage. Cette solujioll presuPI'0se de 
toutemanitke l'accept;l,tion 4'une inte:rpr~ta~~on extensive 
du ler aline;l, de l'article 74; on en revie.nt donc ,~:uprobleme 
pose par Ja 111otion Awold. 

Pour tQus ces 1J10tifs; vqp-e conwUs~i(w a.decide, a 
l'unanimite mQins uneyoix; celle de M~ ArJ,lold lui-meme, 
d'entrer en matiei'e et d'ex~min~rla propos!t!oi:J.de revision 
constitutionlleUe formul€e <,llJ.ns leH1eß~agedlJ' 23decembre 
1969. 
. J\pres discussion, 1~.1~r~Iip.6~deJ'al'tic:le 74,11 ete accepte 
sans oPp,ositiondans Xe t~xt~p:rOP9s.e parl~,R9iiseil f6deral. 

. Lcirsde notre. seance du 5111al, le. i~~iin~ll d,e l'article 74 
n'apas s\lsCite (kdis~l.ls~i6ti: :M:aisjas~marii.e4erni~re, une 
breyereuniondes~embres de Uotredomn.iissio~a pe~mis a 
M. Muhei~de reveni,r Suf c:~i: aim,ea.'.$eloii iet~xi~,pi:opose, 
~<les Suisseset Suissess.esägb; de20alls revQIlls e.tcilll n'ont 
pasete prives de leursdroitscivlques ell Yeitu .du droit 
federal ou de Ja 'leglshltion du qmto.l}de. dOIj:üc;ile ont Je 
droit de prendre pari apx votatiöns et' election:; f6derales. » 
Notre colI~gueluc:ernQlsnops a {ait' relllru:qJ,1er, que,dans 
certains .cai;ltons,. il peilt.1lrtiver. 'qu'un, dtpyell ~.enefiCie 
du droltde voteet4'6ligibiIite sur le plc)'I;l fMeraiet non 
sur le plan cantonal ou communal, par leIait qM certains 
mQtifs deprivation ,decow'el1t de 1ft seu).e legislation can­
tonale. Des 10rs,souc;ielliid,~evHer une teIle situation, 

. M.· Muhe.ilJlnc)Us a propose. qUe la .legisllltion soit,dans 
tous les cas, seIle du domicile. .'. . .' .. 

Lacomnrlssionn'apas eu de Peinea se ralliera cette 
proposition,agreee d'aiIle.urs par Jetepresentant du Conseil 
federal;ainsi, tQuteequivoque est suppri1ll6e sur ce point. 

Le 3e a1.it16a de l'artic1e 74 a ete acceptedans la version 
du Conseil fe<;!eraI. 

Le 4e alinea du m~me aiticle, modifie de maniere pure­
ment formelle sur proposition denotre president;dit que 
<<le droit cantonaI demeure reserve pOllr les· votations· et 
elections cantonales et communales~>. 

Cet alinea enonce une regle d'une importance fonda­
mentale,en memetemps qu'ilpose le probleme delicat de 
la generalisation du suffrage feminin.' D'aucuns auraient 
souhaite, pour des raisons parfaitement comprenensibles, 
que l'on saisissel'occasion de la prochaine votation fede-
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rale pour tenter d'introduire en meme temps le principe de 
l'egalite civique des femmes et des hommes dans lescantons 
et les communes de' l'ensemble du, pays. Mais ce postulat 
fort legitime se heurtea la structure federative de notre 
Etat. En fin de compte, suivant le Conseil federal sur la 
voie de la prudence, la commission a refuse de supprimer 
ce 4e alinea. Ainsi, nous ne donnerons pas l'occasion aux 
adversaires du suff rage feminin d'ajouteraux arguments 
dontnous avons appr6cie la valeur tout a l'heure, des argu­
ments en rapport avec les sentiments federalistes heureuse­
ment encore bien vivants dans nombre de nos cantons. 

Les memes motifs nous ont fait renoncer a prevoir une 
reserve en ce qui concerne levote desmilitaires,que la 
Chancellerie federalearirait souhaitevoir regi par des di~­
positions federales. 
, Certains adversaires de l'egalite civique deshommeS et 
desfemmes,sentant la fragilitede nombie' delems argu­
ments, ontouvert la BibI!, pour d6couvrir ce texte' de 
St-Paul, si souvent·cite; nonsansmalice: «Que les femmes 
E!e taisent dans les assemblees.» Lespartisans du suff rage 
feminin ont eu beau jeude leur repliquer en ,invoquant 
cl'autres textes,en rappeIant queJa justice est une exigence 
bibliqueet que; comme l'a magistralement souligne Charles 

. Secretan, <<il n'y a pas der justicepour celui qui rec;oitsa 
loitoute faire des mains d'unautre». 

Uu pasteur se demimdäit en 1959,dans lescolö1i11es 
d'un' journal r vaudois, si, cette evolutiori . vers Une egalite 
toujoUrs· pltis cOniplete de l'homme.et 'de la ferhnieest 

. acceptable du pointdeV'ue chretieri. N'est-elle pas60rittarre 
a 1a Revelation biblique?Dans l'ordre de la>creation, tel 
que la Bible represente, 1a feriune n'est-elle pas l'inferieure de 
l'horhnie; destinee i!.' 1ui eire solirtlise, a 1m oMir? Et;· g'i! 
en est bien alnsi, ne conviendrait-il pas de resttemdte 
plutötque d'etendre la placeqU'elle a prise dans la soeiete? 

A ces questions, un autr!" theqlogien a repondp' en 
rappelant que l'hQinme et 'la' ferhnie . sont6gaüx'devant 
Dien. Ils rieso:nftoutef6is niidei:!tiques,niinferdlangeable 
lls sorit complementaireS,indispensablesl'u,n a' l'autre, 
destines a accomplir des tädiespartiCulieres dans rmiit6de 
leur collaböratiöri.'Ail1si,la fenlmedoit accepter sanatllre 
de femme,creeepour' eire l;aide de l'homme. $lle doit 
ei:r~ prete 'it: l'iiider partout. De meme l'hön1me doit accepter 
et rechercher son aide. n n'eStpas «seigrieur »,11 n'.eStpas 
seul,co)l1piet, independaut. Illm faut sonvis-it-vishumain 
qui discerne avec 1m le bien du i.na1~ qui intervient avec 1m 
pourqqe ia volonte'p.iVine soit respeetee. 

CetI estYrai pöur lafamille, pour l'Eglise et )joUr la 
Cite; Cela doitetie ;vraitres bientöt pour notre ch~re Con-
fed6rätion.· . . 

C'est .' :pQurqtioi,' alijowd'hui, ·.notre devoir n'~t pas 
seulement de voter, ia. modificatlon constitutionnelle 'qui 
nous eSt prop()see~ NOllS devon:,; prendre,en meme temps, 
l'engageinent de travailler tous, dans leS 1110is avenir, a la 
realisatio,l1 de ,ce postulat fondanient~l parun vote massif 
des citoyens en < faveur de l'ega1ite civique des femri::tes et 
des hommes,.Unis dans leur destil1de SUisses: ..' 

A/lgemeineBeratung - Discussion genirale 

Aebischer-Bern: Die demokratische und evangelische 
Fraktion empfiehlt Eintreten auf die Vorlage über die Ein­
führung' des Frauenstimm- und ~wahlrechtsin eidgenössi­
schen Angelegenheiten. 

Diese Einführung bedarf einer Teilrevision der Bundes­
verfassung mit der Zustimmung von Volk und Ständen. 

: Den parlamentarischen Vorstössen, welche durch eirie Neu­
interpretation der einschlägigen Bestimmungen der Bimdes-

verfassung quasi aus dem Handgelenk die politische 
Gleichberechtigung der Frim erreichen möchten, konnten 
wir nicht zustimmen. Wo Würde das hinführen, wenn· wir 
anfangen, Verfassung und Gesetz nach Gutdünken auszu­
legen. und gefügig zu machen? Die Ausgangslageist doch 
klar, sonst hätten wir nicht im Jahre 1959 in einer Abstim­
mung Volk ~nd Stände darüber befragt. Eine klare Ent­
scheidung in'einemUrnengangist unumgänglich Und dient 
der· Sache besser. Seit der letzten Volksabstimmung ist zur 
Frage des Frauenstimmrechts eine deutliche Wandlung fest­
zustellen,.dieeinen·Urnengangsicher nicht zu scheuen hat. 
Die Pionierleistungenin vielen Gemeinden und Kantcinen 
brachterr ErfahrUngen, . die sich positiv auswirkten; Darum 
ist es richtig; dass wir uns heute auf die Stimm" und Wahl­
berechtigung der Frau in' eidgenössischen Angelegenheiten 
beschränken und die Entwicklung in Kantontirtd Gemeinde 
wie bisher eigenstäridig wachsen und reifen lassen. 

Im Interesse der Sache ist auch der Zeitpurikt der Ein­
führung auf eIdgenössischer Ebene . sorgfältig abzuwägen. 
Welili ,die beideneidgenössischen Räte bis zur Herbst­
session . dieser Botschaft des Bundesrates' ihre' Züstinunung 
geben, wie 1958, so firidetunsere Fraktion, dass es nicht· 
als Zwängerei'ailsgelegt'werden darf, wenn dieV6lksab­
stimm:ui::tg aUf den Februar 1971 angesetzt Wird und bei' 
deren Annahme die Frauen. erstmals bei deri NationaIiats­
wahlen im Herbst 1971 mitmachen können. Witkölilien 
dies umso mehrpeffuworten als"wir wissen,dassnach 
Erkundigutrgenbei den Kantonen die rechtzeitige Erstel­
lung der Stimtnregister, garantiert ist. Eip: dringliches Postu­
lat allerdings Wäre noch, zu erfüllen, für Kantone, die es 
noch nicht realisiert haben: Die mehr als verdoppelte 
Wählerzahl würde den Parteien eine tmzumutbare und 
untragbare finanzielle Mehrbelastung ,bringen, sodass 
wenigstens die· Wahllisten und der gemefusameVersand 
überall von den Kantonen oder Gemeinden übernommen 
werden sollten;.Auchso noch wird keine Partei ohnegrosse 
:finanzü~lle Opfer mitmachen können. 

Neben diesen •. Erwägungen sehen wir in der' Gleich­
berechtigung der Frau eine BereicherUng des politischen 
Lebens. Politik,vorder:viele . .;- vielleicht aus edlen und 
beachtlichen Motiven .:.Angsthabenund lieber nichts davon 
wissen. wollen, heisst ja nichts anderes als: Führung der 
Staatsgeschäfte; ,das . Schaffen 'und, Erhalten einer . staat­
lichen Ordnung, das Planen und Leiten von Aktionen des 
öffentlichen Lehens. Es sollte klar sein, dass die Frau in 
ih1:.er Eigenart . und ihrem Wesen nach mit dazu gehört. 
Gerade bei der ledigen oder kinderlosen Frau, aber auch 
bei Müttern, bei· denen die Kinder schon ausgeflogen sind, 
liegen, Kraft undZeitresetven, auf die die Allgemeinheit 
nicht länger verzichten dar[Wir sind überzeugt, dasE! sie 
mit ihren speziellen Gaben sich .einsetzen wird für' Recht, 
Gerechtigkeit und Friede,' für den Schutz der tragenden 
Säule jeden. VOlkslebens; für die Familie;Ffu Fragen der 
Erziehung und Autorität,des Generationenproblems und 
als Hüterinder menschlichen Werte im Zeitalter der 'rech­
nisierung und, des kalten Materialismus und als' Wächterin 
über' unsere Volksgesundheit ist sie geradezu prädestiniert. 

Im neuenVerfassungsattikel über Turnen und Sport 
wird auch der körperlichen Ertüchtigung der weiblichen 
Jugend volle Aufmerksamkeit geschenkt. Ein staatsbürger­
licher Unterricht in den Schulen wird ihr Leben bereichern 
und ihren Horizont erweitern. 

Sie sehen; dass das früher an die Wand gemalte Schreck­
. gespenst der Suffragette schon ganz verblasst ist und die 
Angst, die Frauen könnten in .ihrer Mehrheit (in der Stadt 
Bem sind von 108 000 Stimmberechtigten 62 000 Frauen 
und nur 46 000 Männer) den Männern einmal das, Stimm-
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.und Wahlrecht entziehen, unpegrundet ist; sonst könnten 
wir ja . dann Zufiuchtnehmen zu der Römer Konvention 
.derMenschenrechte. Die Menschenrechte sind zwar nicht 
~ine Erfindung des 20. Jahrhunderts. Sie sind schon in der 
Bibel verbrieft. Das Christentum hat der Frau als Gehilfin 
ilild·gleichberechtigte Partnerin des MaIllles zu Freiheit 
tin&,Recht verholfen, In dieser VerantwortUIlg wird sie 
ihre'Rechte auch nicht missverstehen. Darum ist es an der 
Zeit,.dassdie Schweizer Frau das politische Stimm- und 

<l.lUU."',J .... bekommt, 
diesem Sinne empfiehlt die demokratische und eyan. 

""g~atSI;Ile Fraktion Eintreten und Zustimmung zur Botschaft 
'. !Blllidesrates. 

~Plt<:'I~etlter4~r: Die Fraktion des Landesrings hat sich bekannt~ 
·Hß.hi!:,,~et~ vorbehaltlos für die Gleichberechtigung der Frauen 

auf politischem Gebiet eingesetzt und seit Jahren ent,. 
;.s]ii5reGhc~ncle parlamentarische Vorstösse unternommen oder 

Siebegrüsst deshalb die zur·Diskussionste­
'Y.\.'U<l'l:'.<;;,·empfiehlLEintreten und unterstützt diese 

. 'dem 'Wortlaut der. Kommission yorb(:l1altlos. Eine 
'w.c~it€~te B(~gründung unserer positiven Haltung können wir 

"i\llijs,d~:shltlb ersparen. 
. Antrag, Schwarzenbach, ' der ,andernorts lediglich 
:elliemunnötigen Leerlauf ünd eine Verzögerung. des Inkraft­
'~tete:hs;des Stimm- und Wahlrechts der Frauen mit sich 
. J;5tachte,lehlien wir entschieden ab. 

,den Abänderungsanträgen . Arnold· konnte· unsere 
;).lj!Fa1(~ICID leider. nicht mehr Stellung nehmen. Es ist schade, 
'A'",,~~· .. r· diese. Anträge nicht schon als Mitglied .dervorbe. 
c',):liteilden Kommission dort zur Diskussion stellte. 

der Behandlung in der vorberatenden Kommission 
,,,,.,t1,·m,r noch auf einen unWürdigen und veralteten Zustand 
.':in:\:elm~~en Kantonen. gestossen. Dieser gibt .uns Anlass, in 
',J;lneI:,iy.10IIOn'fürAbhilfezu sorgen. Es 'handelt sich darum, 

weniger als 6 Kantone sich. heute· noch nicht 
Bürger, die in Ehren und Rechten siehen,edas 

;8,1timmi:·ec11t. wegen Armengenössigkeitvorzuenthalten! Ich 
meinen Augen nicht getraut und ich musste.durch 

i::'~[~l'Ji:DokunleIltatio.ns4jienst ntir best~tigeIi . lassen, dass ~ so 
ist doch. ein. unwürdiger Zustand, dass mllil Leuten, 

iI.!i." ..... n~ .. b:gendwelchen Gründen.,.. wenn Liederlichkeit vor: 
man noch darüber sprechen..,. die Fürsorge in 

"Aj,,'''T\Mlrh nehmen müssen,' dasStimm~' ,und Wahlrecht 
Es ist zu hoffen, dass diese .6. Kantone· in . sich 

en.€m'::una möglichst rasch diesen unwürdigen Zustand 

Weiter gibt es AusschliessungsgrÜllde vom Stimm~und 
V:(lJJ.!TI.:cIILin einigen Kantonen,wyil die Steuern noch nicht 

,u,,"'a.J.lJ .... ·sind, Ich meine, auch hier können verschiedene 
~(ti11Üindl~' vorhanden sein; mit der Bezahlung der Steuern 
iii1dc]mc:ksitarJld zu sein. Man soUteauch diese Methode.mög~ 

. bald abschaffen. 
übrigen stimmen wiider Vorlage zU. 

.' Jaccottet: Dans tous les cantons Oll le Parti . liberal 
represente,le droit devote et d'eligibilite ont ete ieeonnus· 

'femmes, tant en matiere communale .que cantonale. 
·"'.<;;I'I."'-~' il a parfois falIu, pour cOIll1llencerj passerpar deux 

trois votations negatives. Mais ensuite, lescitoyeIis' de 
.. cantons ont admis de faire ce geste dejustice etd'equite 

nos aInis valaisans viennent a leur tour de.faire cette 
avec elegance et de grand creur. Cen'est donc pas 

l'abstraction, mais en se fondant sur des experience 
i:C()nc:re1:es;' qui se sont revelees favorables, que les membres 

groupe liberal vous recommandent aujourd'hui vive­
ment de faire un geste semblable sur le plan fMera!. 

At inutile de repeter maintenant les nombreux 
Il me paral . nent a l'appui de ce projet et que MM . 

t qui vlen.. d C argumen s t developpe avec pertmence et e ~a90n 
les rapporteurs On che J'e pense que le representant d'un 

. En revan , . 1 d persuaSIve. . duit lesuffrage feminip.depUls p us e 
t . a Intro .,' . c' t can on qUl , ~ le premIer ale farre en SUlsse, ~era peu -

d · . a eto . 
A IX ans et qUl. s.utileen padant ici de la collabo~atIOn q~e 
etre reuvre plu etee depuis lors dans les affarres pubh­
les femmes ont pr mmunales 

ales et CO ' .. 
ques canton gr'ette ·que l'accessIOn des femmes au 

. C t' ont re . . ' . er ams "t pas .entraine une augmentatIOn massIve 
'. droit de vote ~ aI scrutin, MaiS il etait normal que celles 
d I . t" ation aU .. li 

e. a pa: ICIJ? .. e la ete tenues a l'ecart des decisIOns P? -
~U1avaI;~t JUSq~ touteseu d'emblee le desir, la vo~onte et 
ttques n alent pa r' de ces problemes.· Il faut aUSSI recon-
l"t"Atd 'occupe . A . m ere es. . s cailtöns, les'citoyens eux-memesne 
· At . . dans no ... d" At 

naIrifie. que, .. aIheureusementpas un tres gran mtere pour
t man este?~ I1l Leurparticipation reste·!e plus souven 

les.. votatlOnS. 'ble· beaUcoup· trop faIble en tout cas 
b '.' p fal, . .. 

eaucoup trO . boti exemplea leuts cCimpagnes. 
pour,d?nner leinteressant pa.r a.illeurs d~ relever que les 
· I1 est tres 'smvent lesaffaI~es publi~Ues 1~ fonten 

CI!OrennesqUl eaucoup de, conSCIence et ~ attentIOn, Elles 
general avec b . , u brireaudevote slffiplement pour 
n; se.rende~t . P~bl{gatlÖnet pour donner suite a des ~ots 
s acqUItter dune '., xam:en, Elies tiennent aUparavant a se 
d ' dr' .. . autre e . . ' EU 

orc,e, s,ans.. ie opini6n sur l'objet dtis~rutin"es . 
former· leur . pr~P, .. s de televisionet de radio qUl sont 
suivent les e~SSlbO? t eUes p' rennent des renseignements et 

· , . , 'cet 0 ~e , . . . 
,?onsacrees a '. . , e prononcer -vrailnent en connaIssance 
elles s'appliquent a s . . 

de cauJe,' :. '. 'autre part. de la participation active des 
.'. Quell est-il d '. seils le~slatifs des cotnmunes du can­
femm$ dans les COnqUet~ fahe al;occasion des elections 
ton de Vaud,.0ge. endonne a cetegard des indications qui 
del'autOffi,1;1edc;:rJ;11~~es. Sutüritotrude 385 communes, le 
meritt!~t .~'e,tr(;} r~:nq~11lpt~ 271 quisonttrop ~etit:s pour 
c~ton .. d~ vau.d 

e 'islatif. D,aps ces c;oopnunes, c est.l ~~sem­
aV?IrWl:'1Rnse~t· denon1riJ,"eyconseiI ge~~ral qUl. ~ht les 
bJ~~~e . co~. (;cutif c' est-a-dire lesco1)Seillers mUlllClpaux. 
W€?f11q,r~ d,eTej( ' ... ' uuicip'alit6~,les femmes ne sont pas tres 
A l'&3h~lon de~;tomne dernier,. dans Jes 271 commun~ 
n,onlI;>r~~s,e~, .L· .. a. 'eu 6 can.didates a de~. postes de conseil-
e? qm~~N~n; 11 Y~4 d;eIltre elles ont ete elues. . 
leres mUIl1clpales., . , , . . . , ~t 
... e.·' .... taine de.ces communes, lenquee a 

DaJ;l.S une SI;:U,Xia q~esti~n de savoirdans quell~P1esure 
porte egaIement s~ ent aux seancesduconseil general. 
I fi PartlCIP '1 ' , 
es emme.s "me des~olllffiunes:consuIte~, le c.onsel gene-

Da,ns, un dJ.XI~ " te uniquement masculin. En revanche, 
I t' 'ICI res . . , I' , r<i. es, Jusgu ... . . . tout cas les femmes SUIvent regu Iere-

d I d tlers en ..... . ., . . d 
. .aIlS(:S ... ~ux ... ··ctans llUe proportion plus ou moms,gran e, 
D;l~nt l~ sean5es. . Ie tiers et meme la moitie des membres 
qUIPe:ut,<:j.tte1U~e, eral . ' . 
actifs du consed g,en . '. ." '1 
,.' ... .... '. . 114comrnunes vaudOIses ehsen~ un consel 

, .. En .outre, '~dire Unconseil.communal qUl compte un 
legIsIattf, c'est.,a bres plus ou moins grand suivant l'impor­
nombre.de melll . n C'est dans Ia commune de Lausanne 

. d I pulatlO . tance . e a.po, des citoyennes eIues au conseil communal 
que Ia proportIOn, rest la plus forte. Elle etait de 23 % au 

t dertlle . .' . 
en au omne '1 . tions elle a passe a 25% a la SUIte du 
lendemain deS e eCme~bres de la inunicipalite par des 

1 t des 
r~mp acemen, , Dans deux autres communes, la prop~r-
':Iennent ensUlte elues est de 15,5 %, dans 5 cette proportIOn 
tIOn des fe~e:/ dans 7 elle est exactement de 10% alors 
est de.11 a ,15 /0'1 autres, elle reste au-dessous de ce der­
que, dans toutes es 
niertaux; 
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Relevons encote que le Grand Conseil vaudois compte, 
dans sa formatioil'actueIle, 22 femmes sur un total de 197 
deputes, c'est-a-dire 11,1%. Ces proportions restent done 
bien faibles. On peut le regretter, on peut s'en contenter. 
Mais en tout ~as, on doit constater que hi reconnaissance de 

, I'egalite politique des fenunesn'a pas provoque dans le 
canton de Vaudun envahissement feminin dans le domaine 
de la yie publiqiIe. 

Mais on peut faire une autreconstatation beaucoup 
plus positive. Je I'ai faite personnellement dans le cadre du 
Conseil communal. de la ville de Lausanne. C'est que les 
femmesquisont membres du conseilcommunal ou d'un 
grandconseiI prennentde maniere generale leur mandat 
tres acreur .et qu'elles smettent beaucorip de serieux. 
BlIes s;efforcent de. suivJ;eregulierement les seances; elles 
acceptent avec beaucQup de bqnp.e volonte de fi;lirepartie 
de nombreuses· .commissions,~Ilesse dQn'nen( la peine 
d'approfondir lesproblemesquil~ur' sont sQumis. Dans 
I'ensemble, on peut remarquerqtie les ,qualites dont elles 
savent faire· preuve, leurintuition,Ieur sensibilite, tres 
souvent leur sens de l'economie, sont t.(e~ utiles dans les 
discussions des conseils oudes coriIinissions; Nous ayons 
eu ~galement' de~x QU trois fenlllJes. qlli . ontassume Ia 
pr~sid~nce deo conseifsC;om1lllmaux:.· Blles ont. ,accPn1pli 
cette missionavecterrnet~, 'avec precision et SOtlVentavec 
qe<;tucoup 4'eI6gance, cequ~ n'estpas:a dedaigner ricjnplus. 

On peut d~s lors souIiwier que)a contribution positive 
appOrtef;lpar les fel1lli1.esaux affaires publiquesdecertitins 
cantons, de certains communes, nous montrentblen les 
avantages que I'on en retireraaussi sur l~ plan de ia, poli~ 
tique federale. !ci la justice et I'utiIite vont de pair: 

.. JevQudrais . enfin .relever un dernier, point. Dans un 
ca:ntoD' 'ou les femmes ont acquisles droits politiques en 
matiere cantonale, on ressent~ll cert.ainmalaise d~ que 
l'ondoit ab order des affa.in;s fectedtles. Si I'on traite P'lX 
exemple dans une asSel1lbIee .Pllbliqrie un· SUjf;lt qui doit 
faire 1'0bjet d'une. votatiOIl populaife Sllf. le plan federal, 
les femines pi:esentes s'yinteresseni: beaucotlp, mais 011 en 
est d'auta:nt plus g€ne de riepouvolrleut r~col111i1ander de 
prendre p~itausciritineil jri~nie temps que les honlnies .. 
'on a l'inlpression de leur infliger Ulie' diminutio11 deshorio~ 

'rante. . ' 
.. 'Cestpourquol le groupe ÜBeral souhaite que leprojet 
que natis discutons mailiteilant ~oit approuve non seuIe- . 
ment par les deux Chambres; ce dont nous.ne doutons pas, 
Initis bienföt arissi par une tres nette majorite du corps 
el~ctotal suisse et descaritöns. . 

lvt Felber:Al.:l moinent ou nous reprenons la discussiOli' 
a Pl:0POS de I'ilistitution du suff rage femininsur le plan 
federal; 11 me paralt essentiel de preciser que nous li'avons 
pasa tenterici I'analyse de rios sentiments ni a determiner 
.cequhst feinilliste dans nos propos ou ceqlii pourr!Lit, au 
contraire, sembIer misogyne. Ce qui rtousguide, dans nos 
interventions; ce qui deteimilie chacun d'fmtrehous et a 
permis;'en definitive; une decision tres cIaire de la commis­
sion du Conseil national, c'est d'abord une recherche de 
l'equite, de la justiceet del'evidence. Il y a bienaussi la 
yolonte de repousser une forme archaique. et restrictive de 
nos droits constitutionnels. 

Au nom du groupe socialiste, j'ai le pIaisir de'declarer 
que nous acceptons l'entree en matiere et que rious voterons 
le projet de modificatiort de l'artic1e 74 de la constitution 
f6derale. Bn agissant de la sorte, nous ne faisons que suivre 
unpostulat de riotre parti, postulat age de plusieurs decen­
nies d6ja. Le suff rage femipin constituait en effet le second 
point du programme du Comite d'Olten, en 1918. Nous 

sommes doncrejouis de constater que les propos consideres 
comme tres seditieux par la . majorite d'alors trouvent 
aujourd'hui un accueil tres favorable dans tous les groupes 
politiques de potre pays. 

En decembre 1918, le conseiller national socialis.te 
Greulich deposaitune motion demandant l'institutiOlf du 
suff rage feminin~ Ce principe pose, les socialistes n'ont 
cesse de Ie defendre, dans toute la mesure de Ieurs moyens, 
dans lescommunes, Iescantons et sur le plan fedeial. 

Seuls d'abord, puis avec bonnombre d'entre VOtlS, ils 
se -sont heurtes; heIas trop souvent, a des echecs. Notre 
groupe se rejouitdonc particulierement des pröpositi6ns 
quinous sont faites et il tient a remercier le Conseil federal 

/d'avoir scrupuleusement respecte les engagements qu'il 
.. prenait devant notre conseil, aU moment de la discussion 

relative AlaConventiori eui6peennedes droits derhomme, 
'... . 

en partiCulier. 
Le groupesocialiste; en accOl·d d'ailleurs avec les 

groupes tepresentes .au sein de la commission, ßt meme 
certainement. ayec tousceuxq U:i. composent cette assemblee, 
appuiera' vigolireusement la· campagne qui" prec6dera la 
votation populaire. Nous sommes persuades que le resultat 
de' cette consuItation sera positif etquenoiis. verronsainsi 
s 'effacer une des reserves lesplus Jourdes.q ui empechaierit la 
ra:tificationpar notre pays'de la Convention eurbpeennedes 
droits de l'hoirilne.· Deputedu'cantonde Neuchätel;qui 
celebrait l'anneederniere le dixiemeanniversaire:del'intro­
duction:dusuffrage feminin sm Ieplan calitonal, jesuis. 
bien oblige d~a'Vouerq!le levote quisriivra.cedebat, bien 
que tardif,ne m'apparait pas comme dev~nt· susciterune 

. crise de coliscience parmi les membres de cette Assemblee, 
teUement il sembieeviden t que nous allODS supprimer un aria­
chronisine, comme'l'olitfait deja plusieurs des.cantons 
suisses,DepIus; il faut bien constater qu'aucun bQuleverse­
ment politique n'a sriivi l'introduction dU: sl.lffrage feminin 
dans les cantons, cequi:tendrait a prouved.'existertce d'urie 
OSmose politique. entre les sexes. 
.. Peutcetre entendrons~rious direque la participation des 

femmessuisses ariscrutin dans les cantons .ou elles:en ont 
la possibilite est' faible;Le. iapporteur de langlle fran911ise a 
particulihement dernontre·la faiblesse de cet argument 
tout a l'heure: Ce n'esten effet 'pas au momerit ounousnous 
preoccupons tous du phenomene general de l'abstentiori­
nismeque lious pouvons retenir. 'une teIle objectiOIi .. Le 
probleme,en effet, n'estpas strictement fel11.inili; ce qui 
tend d'ailIeUl's a'prouver,si besoinest, qtie les femmes sont 
entout les egales des hommes, memedalls les. fautes 
civiques. 

. Ce qui force notie optimisme,c'estl'evolution generale 
du statut de laferil.1ne dans Jiotresociete .. Si.l'egalitedes 
droitspolitiques ne hüa pas encore etereconnue,'la .pro­
motionde Iafemme 'dansles d.omailiessociauxet econo­
miques devient de plus en. plus une realite,. peut~etre tout 
simpIement d'ailleurs pai·cequenotre economie ne peut 
plus s'offrir le luxe d'ignorer un groupe· si importänt, 
capable deM preterun renfort certa:in a.tous.lesechelons 
de sa hierarchi~ sodale. . 

Lesfemmes elles-memes ont conquis certaines positions 
. grace a leur c6urageuse perseverance. Il me parait parti­
culierement iinportant de souligner que Ia positionde Ia 
femme dans Ia famille a evolue de maniere teIle· que, de 
plus en plus souvent, l'epouseet la mere est immediatement 
responsable avec son mari de la vie de cette cellule premiere 

.. de notre sodete. C'est la; me semble-t~il, un des gages les 
plus sills de l'accueil favorable que l'eleCtorat suisse reser­
vera a la modification constitutionnelle que nous dis­
cutons. 
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Avec les cantons romands, maintenant unanimes, de 
nombreux cantons alemaniques proposent de resoudre 
positivement le probleme de l'institution du suff rage fe­
minin. Cela nous semble egalement signifier queJes condi­
tions psychologiques necessaires sont reunies pour aboutir 
a un resultat positif. Le peuple suisse a prouve, a plusieurs 
reprises, sa maturite civique. Nous lui faisons donc con­
fiance cette fois encore. 

von Arx:. Im Namen der konservativ-christlichsozialen 
Fraktion beantrage ich Ihnen, auf die Vorlage einzutreten 
lIrid dem durch die Kommission abgeänderten Text zuzu­
stimmen. 

In den. vergangenen zwei Jahrhunderten haben - bis­
weilen unter dem Druck von Volksaufständen - bessere 
Einsichten die demokratische Staatsforin fortentwickelt und 
die meisten Nationen von· der absoluten Monarchie über 
den Privilegienstaat zum alIgemeinen Stiill1n~ lind Wahl­
recht der Männer und schliesslich der Frauen geführt. Die 
Schweiz hat diese letzte Stufe noch nicht erreicht. Es wäre 
indessen.verfehlt, die Schweiz, wie es da und dort geschieht, 
deswegen vor dem Ausland herabzusetzen,' denn beim 
Vergleich mit dem Ausland dürfen wir nicht übersehen, 
dass meines Wissens in keinem Limd das Frauenstimmrecht 
durch· .eine geheime Abstimmung der - stimmberechtigten 
Bürger des betreffenden Landes eingeführt worden ist. 
-Die Einführung erfolgte in amiern Ländern durch einen 
autoritäten Akt, durch Regierungserlass od6r durch Par-

. lamentsbeschluss; Sodann unterscheidet sich das schweize­
rische Stiinm- und Wahlrecht gegenüber demjenigen ande­
rer Staaten dadurch,dass die Frau bei uns an allen Ab­
stimmungen teilnehmen kann, während sich die Frauen in 
den meisten Demokratien nur alle paar Jahre an den Parla­
. 1uentswahlen beteiligen können. Eine gerechte Betrachtungs­
weise darf diese wesentlichen Unterschiede nicht unbe­
achtet lassen; Schliesslich vermag die Schweizer Frau unsere 
Demokratie und die Einrichtungen unseres Recht&staates 
auch ohne Stimmrecht wohl zu werten, wenn sie sich mit 
·Frauen feudaler oder totalitär regierter Staaten vergleicht, 
wo den Frauen das' Stimmrecht zukommt . 

. ' Die Einführung des Frauellstimm, und -wahlrechts ist 
eine logische VerwirkliChung von Werten, die unserer 
Bundesverfassung innewohnen. Die Verwirklichung dieser 
Werte ist aber nicht bloss eine logische Notwendigkeit; die 
sich aus der demokratischen Staatsidee ableitet. Sie trägt 
auch den veränderten Verhältnissen der Zeit Rechnung. 
Ebenbürtige Partnerschaft der Frau ist offenkundig in der 
Industrie; iin Handel, im Gewerbe, in der Landwirtschaft, 
imkuIturellen Leben; inder Bildung. Hier sind Wissen und 
Leistung der Frau neben der Kindererziehung längst un­
entbehrlich geworden. Allmählich dringt die Erkenntnis 
beint Manne durch, dass Hausfrau und Mutter Beruf und 
Berufung zugleich sind; ein Beruf und eine Berufung 
übrigens, die sich mit den männlichen Leistungen durchaus 
inessen; Es sind erst 12 Jahre her, da im schweizerischen 
Parlament aus ehrlicher Besorgnis um das Wohl des Vater­
landes noch der Ruferschöll: «Gott behüte unS vor den 
Folgen einer AilsWeitung der Demokratie in der vorge­
schlagenen Richtung.» Es ist ein Beweis des raschen 
Flusses der Zeit, wehn uns -allen heute ein solcher Ausruf 
niCht mehr einfühlbar erscheint. 

Unsere Fraktion befürwortet die Einführung des inte­
gralen' Frauenstimm- und -wahlrechtes aus folgenden vier 
Prinzipien: 

1. Die Würde der menschlichen Person ist ein Grund­
wert unserer Verfassung. Als ewiges Recht würde diese 
Norm vom Verfassungsgeber nicht geschaffen, sondern 
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lediglich anerkannt, wie es Professor Kägi ausgedrückt hat. 
Zur Würde des Menschen gehört, dass er aJs Glied der 
menschlichen Gemeinschaft an der Schaffung und Gestal­
tung seiner Ordnung mitwirkt. Die politische Gleichberech­
tigung der Frau ist darum eine Forderung, die siCh aus 
ihrer Menschenwürde ableitet. 

2. Träger unserer Souveränität ist die Gesamtheit des 
Volkes. Die Demokratie lebt von der Mitsprache und der 
Mitbestimmung dieser Trägerschaft. Je umfassender diese 
Berechtigung zur Mitsprache und Mitbestimmung ist, desto 
besser ist die Demokratie verwirkliCht. Damit wird die 
politische Gleichberechtigung der Frau zu einerü Postulat 
der Demokratie. 

3. Die Gestaltung der Gemeinschaft soll durch mög­
lichst viele Glieder erfolgen köilllen,weil dadurch die 
Gerechtigkeit Und damit das Gemelnwohl besser verwirk- . 
licht ~erden können. Die bürgerlichen 'Anliegen der Frau 
dürfen niCht ausschIiesslich durch 'die Manner besorgt 
werden. Die Gleichstellung der Frau im öffentlichen Leben 
ist daher ein Erfördernis der Gerechtigkeit. 

4. Rechte und Pflichten stehen im freiheitlichen Staats~ 
wesen in eitlem inneren Zusammenhailg. Als Mä1111~r ist uns 
dieser Zus!mlmenhang vertraut. Bei der Frau ist diese Ord­
nung nicht gegeben~ Sie erfüllt zWar die ihr vom Gesetz 
auferlegten Pflichten, indessen ohnebei der Schaffung 
dieser Gesetze mitgewirkt zu haben.'Diepoliiische GleiCh­
berechtigung der Fl'au stellt darum auch bei der Frau den 
Zusammenhang zwischen Rechten und Pflichten'her. Aus 
diesen Gründen stiinmt unsere Fraktion für Eintreten: 

M. Copt: Le groupe radical vous reco111111ande d'etitrer 
en matiere et d'adopter le projet tel qu'iI est issu des d6Ii­
beratibns . de la coi:rimission . 

C'est fou ce que les .c.:hoses·et les evenements vont vite! 
Pour nousautreSVaiai~aris, qui sortoris d'enprendre, le 
suff rage feminin, c't$t dejfl presque du reehauffe. Dieu sait 
.ce qu'il eriyst potif nos collegues vaudois, gellevois et 
neuc;l;1äteioisl C'estcerta,inemeilt d6jadu passe, c'est 
presque pn combat d'atriere-garde, et pOurtant, ce cOlnbat 
doit continuer jusqu'a r6galite -civique des feIlmlessur le 
plan suis~e. . -' . , 

Certes,iI est regrettable quenous ayons du et que nous 
devi~ns encore d6penser tant de temps et tant d'energie 
pour faire aboutir un postulat de simple justice democra-

, tique, postulat qui, sur le plan de la raison, va de soi. 
e'est finalement ünequestiori du suffrage ·universel. . Oui, 
dis-je,opdepense tant de temps,' d'argent et d'energie 
aJors que d'autres taches extremement urgentes nous 
attendent. . 

Il ne s'agit pasfinalement de savoir si la majorite des 
femmes' suisses veulent ce droit, , M. Schwarzenbach. La 
question s'estposeeegalementen Valais 10rsque nousavons 
debattu du suffrage feminin sur le plan cantonal. On n'a 
jamais consulte les hommeS lorsque les h0111111es, eux, ont 
ete appeles a voter, et n'y aurait-il qu'une ou que queIques 
fe111111es suisses qui demandent ce· droit, je ne voispas 
comment Ja majoritedes -femmes pöurraient empecher 
eeIles qui veulent voter dele faire. 

Quand on voit l'energie qu'il faut depenser pour faire 
aboutir ce postulat qui parait evident, on peut succomber 
a deux tentations. La prerniere est ceIled'interpreter la 
constitution, ainsi que le voulait hier M. Arnold. Fort 
heureusement, sa motion a ete repoussee, mais j'ai tout 
de meme ete surpris du nonibre de nos collegues qui ront 
approuvee car si, juridiquement, on peut se poser la ques­
tion, cette motion est irrealisable et l'application de la 
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prOcOOure propüsee par M. Amüld aurait ete certainement -
le'meiIleur müyende faire cüuler tQut le prüjet. La deUXieme 
tentatiün est celle d'imposer le suffragefeminin auxcantüns 
et aux cümmunes parun vüte sur.· le plan fMera!. Les 
deux rappürteurs; specialeinent le rappürteur de langue 
fran~aise, ont dit tout a l'heure cümbien cette pröcedure est 
contrllire ~ nütresyst~me federaliste. I1 cünvien.tde ne pas 
intervenir sans wütif. jmperieuxdans l'orgilnisation des 
cantons,.quec~. derniers r~glent et p,oivent reglerde ma~ 
niere autonüme: Les cantons,dit le.Cünseil feder<!.I dans son 
messllgy, doivent P9ll.Y0lr decider eux~m~mes <ie. questiüns 
concemant1eur cürps:,electürlll. C'est el1cüre. undesdü~ 
maines üil leil cantüns sünt et düivent etre souverllins. . 

Cümmele disait nütre cüIlegue Muret a cette tribune en 
mars 1958, les arguments et les übjectiüns qu'ün üppose a 
l'intrüductiün du suff rage feininin se caracterisent par leur 
extraürdinaire' incünsistance, ieur absence de fündement 
sur Ie plan de la r<1-isün. Nüusavüns relu les deux tnessages 
du .Cünseil fMeral aux Chambres cüncemantcet objet, 
celui du 28 fevrier 1957, tres füuilIe, tres lüng, legerement 
teinte de culpabilite meme, et ce1ui düut nüus discutüns 
aujüurd'hui, plus cüncis, plus aere, plus suraussi. _ 

Ce,qui s'estpassedans nütre paysen matiere de suff rage 
ferrlinindepuis :1959, date du refus de l'arrate fMeral par le 
peup1e; les grands sucees acquisen faveur des droits a 
accürder a la femme dans plusieurs cantüns müntrent 
bien que le peuple a: evölue cünsiderablement dans ce 
dümaine, et il y a tüut lieu de penser qtie la reussite cüurün~ 
nera .lesefforts, de l' Assüciatiüh püur Ie suffnige feminiri 
cü:gnne ceuxdes. partis pülitiques, de. gauche surtüut, qui 
onttüujüursprecünise l'egalitep,üur les femmesen Ce qui 

Cette, f()is,-ci,lecon:il:Wdüit etre'-decisif:il faut absülu­
ment quele suffr!l:gej~miI~hl soitacceptesUr le P1aIlfederaJ" 
TI, y va .• de nWnl1~l1r .. ~e,i~ ~uisse. On. me dira q~~j'epmloie 
un bieQ gr,anq. 'J,l;1.pt.,'c'e,st; vrlli,.-cgrpme il ,est vrai. que nüus 
p,ouvüns, :Q()us/au~r~,Sllis~es; clirequ'iI est tres' 4iffipile 
finalen;tenf d',Ilccürder Je ,droit, de Y<;iter IlUX femmesparce 
qu'lI faut passer devant le' peuple, et n0u~ püriyüns essay~r 
d:exjJIiquercela aU,xcitoyells, ~qx gens desaU:trespays, 
mais ces geiis~la:sch6n1atiserit .~tiisne s'occupenl mis de 
savülr. qu~lie eStlepicicedtJ6 <tue nüus'dev~ns'utiIiser e~ 
Suisse püur accüidei: .. le' drQit d~ vote auxf'einines'P9ur 
ell~;si. jg p~y-lJie 'silisse feftise, .. cetfe' füis. encüre,a~atcofder 
ce &6ifaux f,emmes, Ü. aUra Jlie fois' 'de plus iäÜpteuVe 
d"~~ritteattiOhniiire, 4'espi-itretidgrade~ -.. ...... .' -

.' '. Jepense, qu~en -' clefinitive,',ieres~ltat,de 1a ~ütatiün 
depelldrllde lafa~\,)lldontla calppagj1y ,se deroulera;NüJls 
avüns, nüusautreS Vaiaisans, falt une' experience extra­
ürdillaite~. je crüis qu'i! ne sera pas . necessaire,. durantla 
c~pai?e qiiivas'amürcef, der6peter'gravem~nt, triste­
ment,.cümme nous avüns unpeu'l'habitude deJe farre,les 
arguments püur et cüntre 1a modifi~ti6h constitutiöhneIie 
piüPQs~ . .Tüilt celll'~ttünnti.ii'n'~§t ~'ünc pl!is neces~ain: 
dera1Jäche~ ceS, ah~urnerit~; cha&iriIes~ü1kaiät chadun 
46it mai~teria*J,'Mdd~f:' p ,s:aiir~ ;b~~9 pilltöt,j)(iur,~eux 
qui sünt S:incer~mel1tcüj1vaj.ncus que'la feinlne düitavüjr 
le clh)itge~9,~~.sur Ie plan t~q6i~ll <l'ent\l1i1.erunec:an{p~grie 
entIlüu~iaste 'de teIle fa9ünqu'ils entraiiierit'dansletlr 
slIiig~ . Ce~ qrif aillkient 'eiicür~' quelque feticence et' que 
l:üctrüi du drült. de vote soitcümme. une rose qlIe 'l'ün 
~ffr~ '3, ia femm{SJ1i~s~,)iJa:ut qu;a l'instaide ce qu6 nüus 
aVon~i~i(~~ Va,~~is. - j~' m'e*cu~edepafIe{encore'(hl 
Valais,mais la campagne. estsirecente -nüus iilvitiüns. le 
corps6ledtoral ä: 'elite ÖUt de gnind creur a 1a femme si:ilsse. 
'." ".-.!, " .. ", ";'" ' ,-,,,,') "-' . -, - .... '. ','- .. ' ," . 

I1 e~t un dernlerargqm~fitgur pourraentr~iner J'ad~ 
Msiün cl~ c;e:gx, qlli, malgr~ la,fa,isünüu le creur, sm:!-t 
üppüses ace prügres. C'est un argunient tres materie!. 11 
faudra direa. ces üpposants que,sans 'llul güute, Je. mquve­
mentest .irreversipIe. Il est evidentque la femme sUJsse 
jüuira UPJpur dela pleine ega1tt~ dan& Je 4ümainedesdroÜs 
ciyiques.Q,r, /si leprüjet ne trüuve. pas,gr~cedevaD,t Ie 
peJlpleau prilitemj>s 1971, i! PliSsera a cüuP sftrquelques 
aJ11leesplus. tard, Or une. vütation fedeiaiecüute cher. Il 
s'agitgünc· d'ecünoIDiser du t~mps et de l'aJ:'gent.Je vous 
inYiteencünclusiQna vüter l'entree en maJiere, . 

M. Dubl>is: La Ligue suisse des femmes .cüntre le 
suff rage femininn'a. pas encüre renüuvele sa campagne 
tresa.ctive de 1959; Nüus' n'avüns re~u cette füisquepeu 
de manifestes cüntrele suff rage feininin üU alürs; cetteJigue 
fÖUrbit ses armesensecret püurles utiliser au CüurS de la 
campagne qui debutera apres l'adüptiündu prüjet par les 
Chambres. Cet arrete sera vraisemblablement ratifie par le 
peuple suisse. -

conceme les drüits civiques. ' .' . . 
Nöusne saurions cünsiderer, cÜllnne Ie fünt lesdeux 

messages cites,que 1a feinme a merited'obtenir ce&drüits 
par 'son 'attitude et ~0n. cümpürtement.,durant···les deux­
dernieresguertes; ,La femme y a drüit parce'qu'elleestun 
etrehumain adulte .. 

Les deux messages insistentegalement beaucüup surle 
fait que:la:presencedesfemmes dans lesisüloirs'ne müdi­
fieniitpas'Günsiderablement les.decisiöns dupeuj>le suisse 
et encünsequence nös'institutiünS. Püurnüus.-celan'a rien 
a vüir avec Ja decision que nüus, hümmes de ce pays; devüns 

. prendreen-faveur,de nüs cümpagrtes. Depuis 1959,annee 
de la preiniere,cünsultatiün JMerale sur J'öctrüi des drüits 
civiques auxfemmes; 'la,' science de. la' genetiquea' fait,elle 
aussi,quelqueprügres. On 'pensait-,a l'epüque qu'iI n'y avait 
quedeuxsexeset . quelques variantes evidentes lllais 
rarissimes" Onsliit . aujüurd'hui de maniere tüut a fait 
certaine: que ladifferenciatiün sexuelle. chez. I'etre humain 
nes'ebauche qu'apartirde lahuitieme semaine de la vie 
intra~ut6rine ·et 'qu1eIle . n'abüutit pas seulementa deux 
types' de sexes, Je masculin et le feffiinin, maisbiena dix­
sept types differentsde.inäIes·et de femeIIes; ayanteh\lcun 
des "Cllra:cteres .anatümü-physiolügiques .precjs et ·.deter­
minantd'ailIeursdes types de fertiIite .et de compürtemei1t . 
sexueLtresdifferents les . uns des autres.-Ainsi, certaines 
feIIIJile8i -a,'l'aspecLexterieurclassique, ünt deS glandes 
sexuellesala·füis mäIes .et femelles et n'atirünt jamais 
d1enfant.Döautressujetsa l'aspect exterieur feminin n'ont 
pas. du;tout. de' ;glllDdes sexueIles;. certains hümmes· n' mit 
que'des inini"gönadeset süntimprüductifs; certaines femines 
enfin, a llaI14reJe'IDinin~exacte n'ontquedes glandes sexuel­
Jesmä;Jes; ~mpeJipluspetites seulementque ceIlesde leurs 
freres dits superieurs, Ces. dix-sept types sexuels existent 

, biensur, depuis toujours; mais ils ne sünt cünnusque depuis 
quelques. annees grace a.ux progres de la science. 

On a düne accorde des drüits civiques adeS hümmei>qui 
n'avaient que l'apparence exterieure des mäIes; alürsqu'ün 
les arefuses a des,individus ayant Faspect de femmes, mais 
püssMant tüug,les attributs anatüiniques du sexe fürt; y 
cümpris les Jameuxchromüsünes Y, specifiques de la .qua­
Iite demäIe. 

L'adüptiün par lepeuple de I'arrete fMeral Sur l'insti­
tutiün du suff rage feininin mettra fin a tüutes ces <<in jus­
tices », fruits de l'ignorance. 

Les ,drbits civiques accürd6s aux femmes leur.permet­
trünt, j'en suis certain, d'attenuer tüut d'abürd puis" de 
f/lire <!isparaitre de,nümbreuses inegaIites sur le plan du 
drüit civil :c'est le mari qJli est le chef de l'uniün cünjugale; 
c'est 1e mari que represente ceIle-ci et qui peut meme faire 
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retirer a la femme, pratiquement sans contröle, les pouvoirs 
de representation distincts dont elle dispose; dans le do­
maine de l'education des enfants, a d6raut d'entente entre 
les parents, c'est le mari qui tranche; la femmene peut 
exercer une profession qu'avec le consentement de son mari 
et, surtout, elle ne peut passer outre a un refus·qu'en prou­
vantdevant le juge que l'exercice de sa profession est 
corrunande non pas par son interetpropre mais par celui 
de la famille; quant au regime matrimonial, iI fait du mari 
unveritable patron, puisque les reVenus de la femme et les 
fruits de ses apports deviennent la propriete du mari; a 
Ia dissolution du mariage ou au deces de l'un des conjoints, 
le mari ou ses:hetitiers ont toujours droit au 2/3 du Mnefice, 
la femme a1/i!.' '. 

Lerapport qui nous est soumis signale l'influence 
benefique exerce par le' suff rage mascUlin sill la situation 
de ia femme dans le domaine des assurances sociales et en 
matiere du droit au travaiI. En cequi concerne l'AVS, la. 
femme paiedans l'ensemblemoins de cotisations que 
l'homme, mais cet etat de fait est du surtout ades revenus 
plus' modestes .. ' Si ses· perspectives de vie sont meiI1eures 
que celles de l'homme - on insiste beaucoup la-dessus -, 
cela est peut-etredu au fait que la femme vit un peu moins 
sottement que l'homme. On ne saurait.Ielui reprocher. 
Pour l'assurance-accidents obligatoire, 'les ferruneS' versent 
une cotisation inferieure· a celle des hommes pour etre 
couvertes contre les accidentsnon-pr'ofessionne1s, mais cela 
est du, une fois encore; aufai! qu;elles sont toutsimplement 
Inoins souventvictimes d'accidents que leshommes. Elles 
payent .1;l11e sur-prime d~assurance-maladie, car leur taux 
de moroidlte estplus eleveque celui. des hommes et e1les 
ne sont pas encore assureesconyenablemenL dans les cas 
de maternite. En ce. qui concerne l'assurance';chömage, la, 
femme est traitee sur le meme pied que l'homme. Enma­
tiere d'e protectiondes travaiIIeurs; ondit qu'elles seiaient 
favorisees par rapport a l;hohllne,apres l'adoption de la 
loi surle travail du 13 mars 1967. Ceci ne sera certainement 
vrai>-puisqueles intentions y sont - quelorsquel'on aura' 
institue en8uisse une veritable medecme du travaiI. 

"Passons enfin a la condition des tres noinbreuses 
femmes qui exercentuneactivite ptofessiopnelle, et plus 
particUlierementa -la condition des salari~. Le principe 
«a travaiI egal salaire. egal ».est tres loind'etre pratiqiIe en 
Suisse; Von se souvient 'que c'est pour cette raison que la 
Conf~deratiö:ri; li'a pas pu ra:tifier la Convention N° 100 de 
I'Organisationintemationale du trayail,relativea l'egalite 
deremunerationi On a toujours teildance a laisser ce mal­
heureux'sujetal'ecart des. discussions et, lorsqu'on est 
obliged'en: parler,c'est pour laissetentendre que, dans:le 
domaipe du 'salaire, la femme semble regagner le terrain 
jadisperdu,Oril<:ti'enest rien. Des statistiques de.l'Office 
fed6ialdel'iildustrie,'des arts et metiers etdu travail 
concerna;o:t les' salaires· horaires des ouvriers·. et ouvrieres 
dansl'industrie,tibUS extrayons les elements suivants: En 
1950; les .ferinnes.gagnaient· dans les villes de Bienne, Fri­
bourg; 'Liestal,LeLode,' Lucerne,Neuchätel, St-Gall' et 
Schaffhouse; .dessalaires horaires d'un tiers inferieur a 
celui des. hornmes.- A'La Chaux"de-Fonds, exceptionnelle­
ment, les salaires femininsvalaient preSque les 4/5 de ceux 
deshorrunes. Si vousprene:i lastatistique de 1965, 15 ans 
apres, l"ecart s'esfcreuse. entre les salaries masculins et 
feminins audetrin;J.ent dessalari~es et iI est rare que les 
prestations'accord6es -aux ferrunes depassent les 2/3 des 
salairesdeshoIlimes .. La Chaux-de-Fonds' elle-meme est 
rentree dansIe rang •. Laproportion y est desormais la meme 
que partout ailleuts. ])e 1950a 1965; les salaires horaires 
des honnnes ontaugmente en moyenne dans les villes 

citees de plus de 100 %, ceux des femmes de 96 %. L'in­
justice va donc croissant. 

Il est biim entendu que ce n'est pas l'introduction du 
suff rage feminin qui, a elle seule,permettra de remedier a 
ces d6rauts et de mettre un terme aux inegalites juridiques, 
sociaIeset professionnelles dont la femme est victime. Il est 
par contre incontestable qu'elle pourra largement et effi­
cacement y contribuer. Il estaussi evident que la seme 
entreeen vigueur du droit de votedeS femmes permettra Oll 
memeimposera l'etude d'une serie de questions ; elle 
accelerera la solution de divers problemes; elle forcera 

.l'attention sur certains domai1:ies. Nous devons constater, 
apres 11 ans, que nous n'avons guere avance en' Suisse en 
ce qui concerne les droits civils de la femme. Les .electrices . 
se preoccuperont necessairement·· deo la piotection de la 
mere ef desenfailts, du developpement des creches et. des 
jardins d'enfants; des allocations familiales, des logements, 
de ce probleme ttes aigu aussi que constituent les toXico­
manies. En outre; il n'eS! pas interditde penser que l'as­
surance maternite aurait peut-etre deja trouve une solution 
~i les femmes etaiem el~ttices. 

Il est bien'entendu quele Parti du travail votera l'entree 
en matiere et le prdjet. . . 

Akeret: Den Voten derKommissionsrefer~nten undmei­
ner Vorredner habe ich nicht mehr viel beizufügen. Im Na­
men der Bauern'-, Gewerbe- und Bürgerfraktion beantrage 
ich Ihnen Eintreten auf die Vorlage. Auch unsere politische 
Gruppe hat sich im Zeichen des Wandels a:1ler Dinge zu 
einern Ja durchgerungen. Dieser Entschluss wurde ihr 
dadurch erleichtert, dass der Widerstand gegen die Ein­
führung des Frauenstimmrechts unter dem Einfluss mo­
dernerer Lebensformen· auch in ländlichen Gebieten und 
unter den Frauen selbst im Abklingen begriffen ist, und dass 
mit . dem Frauenstimmrecht in den Gemefude- sowie in 
Schul- und Kirchenang~legenheiten i1n allgemeinen gute' 
Erfahrungen gemacht worden sind. Mehr und mehr hat sich 
auch in unserer Partei die ÜberzeugQl1g durchgesetzt, dass 
die Mitarbeit der Frau in 'Staat" Gemeinde, Partei und 
Orga,nisationen wirtschaftIicherund kultureller AIt un­
erlässlich ist,· und dass es nicht zu verantworten wäre, die 
jntellektuellen Fähigkeiten der Frau nicht auch i1n öffent­
lichenLeben emz:usetzeri. 'Es ist beizufügen, dass führende 
Männer unserer politischen Gruppe, wie die Bundesräte 
Feldrnann' und Wahlen, stets überzeugte ·Anhänger ·.des 
Frauenstimmrechts waren und uns in dieser Beziehung den 
Weg gewiesen haben. 

Unsere Fraktion hätte es ursprünglich begrusst, wenn die 
Einführung des Frauenstilnmrechts noch etwas. organischer 
erfolgt wäre; damit sich die Frauen an das politische Leben 
und die politischen Spielregeln hätten gewöhnen können. 
Heute, da die Entwicklung rascher voranschreitet ~s. vor­
ausgesehen, sind wir der Auffassung,dass der Schritt nun 
getan werden soll, damit das Malaise über die sogenannte 
«Männerherrschaft» verschwindet und die Frauen schon 
auf die nächsten eidgenössischen Wahlen in den vollen 
Genuss wer politischen Rechte kommen. . ' 

Wir knüpfendaran die Erwartung, dass die Frauen auch 
vollen Gebrauch von ihren Rechten machen werden, und 
dass sie sich für die politische Arbeit in den Behörden und 
Kommissionen, in Partei und Organisationen zur Verfügung 
stellen und ihre angeborene Scheu vor der Politik ablegen. 
Die Erfahrungen waren in dieser Hinsicht in den letzten 
Jahren noch nicht sehr ermutigend. Wir hoffen, dass sich 
dies nocl;r ändern werde und dass die Frau, wie in Beruf 
und Familie, auch in der Politik .zur vollen Mitarbeiterin 
des Mannes werde. 
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In diesem Sinne stimmt die BGB-Fraktion des National­
rates der heutigen Vorlage zu. 
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leicht gerade diese Erinnerung uns auf den Gedanken 
führen, dass die Emanzipation der Frau wohl zu einem 
Ausbau der Demokratie beitragen kann, dass aber die. 

Bundesrat von Moos: Der· Bundesrat stellt mit Genug-Demokratie ihrerseits doch viel tiefere und ältere Wurzeln 
tuung fest, dass in Ihrem Rate in der Debatte des heutigen hat. Ich möchte damit lediglich unterstreichen, dass 'es 
Vormittages kein Nichteintretensantrag zur Vorlage des abwegig wäre, so zu tun, als ob die Schweiz nicht schon 
Bundesrates gesteIlt worden ist. Schon hierin zeigt sich ein bisher. eine Demokratie gewesen wäre. Jedenfalls haben 
gewisser Wandel, der seit dem Jahre 1958. auch auf der uns verschiedene Ausländer bestätigt, dass nach ihrer 
Ebene des Parlamentes eingetreten zu sein scheint. Gestat- Auffassung sie sogar in hervorragendem Masse diesen 
ten Sie trotz dieser Feststellung auch dem Sprecher des Ehrentitel verdiene. Es sind schon einige Jahrzehnte her, 
Bundesrates, hier in Kürze einige Gedanken beizufügen, dass ein englischer Staatsrechtslehrer - er heisst James 
und zwarvotaI1em deswegen, weil die Bedeutung dieser Bryce - geschrieben hat: «Unter den modernen Staaten, 
Stunde ihm das zu gebieten scheint und weil der Bundesrat die wirkliche Demokratien sind, hat die Schwei4 das höchste 
hiezunicht nur in den trockenen Blättern einer papierenen An:recht darauf, studiert zu werden. Sie ist die älteste 
Botschaft zu Worte konunen möchte. Demokratie, denn sie umfasst Gemeinwesen, in denen die 

De~' :Sundesrat hat nicht nur formell Gewicht darauf Volksherrschaft weiter zurückreicht als irgendwo sonst in 
gelegt, der in1 Jahre 19.66 von beiden Räten gutgeheissenen der Welt. In der. Schweiz sind die demokratischen Ideen 
Mo~ion von Herm Nati()na4at Schmitt-Genf Vollzug zu weiter fortgeschritten und konsequenter durchgebildet als in 
verschaffen· und zugleich auch sein~ am 5. März des letzten . irgendeinem anderen europäischen Staat . .Dazu-kommt, dass 

. Jahres vor IhreIiiRat~ abgegebene Zusicherung einzulösen. sie als Bundesstaat innerhalb ihrer verhäItnismässig engen 
Es liegt ihm auch daran, seinen Standpunkt zu bekräftigen, Grenzen einegrössere Verschiedenheit von .Einrichtungen, 
den er seit langem; auch in den Richtlinien für die Regie- auf demokratischen Prinzipien beruhend; bietet als irgend- . 
rungspolitik und zuletzt noch im Bericht über die Konven, ein anderes Land, sogar in noch höherem Grade als die 
tion zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, . Bundesstaaten Amerika und' Australieri.» Dieses Zitat 
eingenommen hat: d&ss im gegebenen Zeitpunkt eine neue . können Sie in der Botschaft des Bundesrates von 1957 
Vorlage für. die Einführung des Frauenstirilm- und -wahl- nachlesen. Ich möcht~ aber auch daran erinnern, dass das 
rechts zu unterbreiten und die Annahme einer solchen Vor- 'Stimmrecht in früheren Jahrhunderten, vor allem in den 
lage durch Volk und Stände zu befürworten und zu empfeh- Landsgemeindekantonen, untrennbar mit der Wehrhaftig­
Ien seLkeit 'zusammenhing und dass eS aus diesem Grunde ver-

.Im genannten Bericht betreffend die Menschenrechts- ständlich ist, warum die Stimmberechtigung vor allem in 
konvention hat der Bundesrat zudem die Auffassung ver- diesen Kantonen lange auf das männliche Geschlecht be­
treten, die wohl von Ihnen allen geteilt wird, das Problem schränkt geblieben ist. Damit möchte ich lediglich sagen, 
des Frauenstimmrechts, wie auch jenes der konfessionellen dass wir in der Einführung des Frauenstimm- Und -wahl­
Ausnahmeartikel; müsse unabhängig von einer Ratifikation rechts nicht die Begründung der Demokratie, aber einen 
der Konvention gelöst werden. Wenn in diesen beiden Ausbau unserer Demokratie sehen, dem wir nun doch aus 
Punkten vorgesehen werde, Vorbehalte anzubringen, so Überzeugung zustimmen sollten. . 
erklärte der )3undesrat, bedeute das zugleich den Ausdruck Die Einführung des Frauenstimm-· und ,wahlrechtes 
des Willens zum Handeln und zur Ausmerzung der fak- wird und soll in keiner Weise die Wili.'de und die Stellung 
tischen oder rechtliChen Situation, die den Vorbehalten der Frau beeinträchtigen oder antasten. Wenn der Frau 
zugrunde liege~Dieser Haltung des Bundesrates .entspricht hoch angerechnet wird, dass sie vor allem das Empfinden, 
seine Vor~age vom 23. Dezember 1969. Die Stunde des die Aufopferung; . die Mütterlichkeit, die Sorge für die 
Handelns hat deml1lich nun in einem jener wesentlichen Familie verkörpere; dass das alles ihr natürlicher Lebens­
Punkte,die uns damals noch zur Ankündigung von Vor- inhalt· sei, so kann und soll das in keiner Weise zur I<olge­
behalten veranlasst h~ben, für die eidgenössischen Räte ge- rung führen, es könne nicht auch für den Staat, für die 
schlagen. Dabei glauben wir feststellen zu dürfen, dass das Öffentlichen Angelegenheiten und für die Politik von gutem 
beantragte Vorgehen, abgesehen von der pun beantworteten sein; diese kostbaren Werte nutzbar zu machen und sie zur 

. Frage einer blassen Interpretation der Bundesverfassung Geltung zu bringen. «Die Teilnahme der Frau am politi­
zur Einfüllrung des Frauenstimm- und -wahlrechts, im. sehen Leben» - ich zitiere diesmal Bundesrat Giuseppe 
allgemeinen begrüsst und positiv aufgenommen worden ist. Motta ...., «würde für den Staat ein sichtbarer Nutzen sein 
Die seit 1959 in einer Reihe von Kantonen vorgenommenen und wird von allen mitEhrerbietung und Respekt angenom­
und überwiegend positiv verlaufenen Abstimmungen über men werden müssen. »Was uns vielleicht zu denken geben 
die Einführung des Frauenstimmrechts - sei eS auf kantö- muss, ist die Tatsache, dass bisher auf eidgenössischer Ebene 
na1er, sei es auf kommunaler Ebene - erlauben den Schluss, die Frauen, mündige, kluge, in der Familie und im Erwerbs­
dass der Zeitpunkt für einen neuen Vorstoss auf eidgenös- leben tä.tige. MitbÜfgerinnen, einem Recht unterworfen. 
sischer Ebene gekomnien sei und die Abstimmung ein sind, an dessen Schaffung und Gestaltung sie nicht teil­
positives Ergebnis erwarten lasse. zunehmen berechtigt waren. Hier liegt meines Erachtens das 

Wir haben heute in Ihrem Saale feststellen können, dass entscheidende Kriterium und das ausschlaggebende Ar­
alIe hier.zu Worte gekommenen Fraktionen grundsätzlich gument, .das uns zu unserer Stimmabgabebewegen soll. 
ilu-e Zustimmung zur Vorlage ausgesprochen haben, ja dass Die schweizerische Demokratie setzt, wie. wir nun . zur 

. einzelne der Herren Fraktionssprecher darauf hinweisen Genüge wissen, Geduld und :einsicht voraus. Nicht immer 
konnten, dass Leute aus ihren Reihen schon vor Jahren sind diese Tugenden in her~orragendem Masse vorhanden. 
oder Jahrzehnten sich in diesem Sinne eingesetzt hätten. Es trifft zu, was heute hier gesagt worden ist, dass wohl 
Wenn von einem dieser Herren Votanten eine Motion von kaum ein anderes Land durch eine Abstimmung der 
Herrn Nationalrat Greulich aus dem Jahre 1918 zitiert Männer zur Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts 
worden ist, so könnte man auch daran erinnern, dass schon geschritten ist. Es gehört zu den Vorzügen unserer Staats­
viel früher August Bebel ein Buch über «Die Frau und der ordnung, die wir nicht preisgeben wollen, diesen Schritt 
Sozialismus» geschrieben hat. ICh glaube, es könnte viel- durch einen offenen, klaren Willensakt zu tun· und damit 

f 
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diese Staatsordnung und ihr Recht auf ein Volk abzustüt­
zen, in dem die Männer und die Frauen gemeinsam die 
Verantwortung übernehmen und zu tragen bereit sind. 

Der Bundesrat möchte Ihnen daher seinerseits beantra­
gen; auf die Vorlage einzutreten und sie gutzuheissen. 

.Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 

Le conseil passe sans opposition a la discllssion desarticles 

Artikelweise Beratung '- Discussion des articles 

Titel undIngress 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. 

TÜre et prlambllie 

Proposition de la commiss~on 
AdMrer au projet .du Conseil fMeraL 

Angellommen - Adopte 

Abschnittl, Ingress 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. 

Chapitre I,'preambule 

Propositionde la commission 
AdMrer au projet du Conseil fMera!. 

Angenommen - Adopte 

Art. 74 

Antrag der Kommission· 
Abs. 1,3 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. 

Abs.2 

Stimm- und wahlberedltigt bei .solchen Abstimmungen 
und Wahlen sind ~lle Schweizer und Schweizerinnen, die 
das 20. Altersjahr zurückgelegt haben und nicht nach dem 
Recht des Wohnsitzkantonsvom Aktivpürgerrecht' aus­
ge.schlossen sind .. 

Abs.4 

Für Abstimmungen und Wahlen der Kantone und 
Gemeinden bleibt das kantonale Recht vorbehalten. 

Streichen; 

Anträge Arnold 
Abs.1 

Abs.2 
Stimm: und wahlberechtigt bei Abstimmungen und 

Wahlen ... 

Streichen. 
Abs .. 4 

Art. 74 

Propo~ition de lacommission 
Al. 1,3 

AdMrer au projet du Conseil fMera!. 

AL2 

TouslesSuisses et toutes les Suissesses äges de vingt ~ns 
ievolus et qui ne sont pas prives desdroits politiques par la 
legislation de leur domicileont le droit de prendre part a 
ces elections etvotations; 

Al. 4 
Le droit cantonal demeure reserve pour les votations et 

elections cantonales et communales. 

Biffer. 

Propositions Arnold 
Al. 1 

Al. 2 

Ont le droit de prendre part aux elections et votations ... 

Al. tf. 
Biffer. 

'Arnold: Ich stelle zu Ziffer 1 einen Streichungsantrag, 
weil Ziffer 1 lediglich eine' allgemeine Proklamation. ist. 
Wenn nämlich Ziffer 2 die Stimm- und Wahlberechtigung 
feststellt und in Ziffer 4 noch die entsprechenden Vorbe­
halte gemacht werden, darin ist Ziffer 1, ob Siedet Ziffer 4 
zustinilnen. oder sie nach meinem Antrag streichen, eine 
überflüssige Proklamation. 

Götscb, Berichterstatter: Wenn man diese Angelegenheit 
von einem etwas verfassungsjuristischen Standpunkt be~ 
trachtet, hat Herr Arnold' recht; doch muss man seine 
Anträge inl Zusammenhang betrachten. Wir möchten Sie 
ersuchen;· den' Artikel 74, so wie wir ihn bereiriigt haben, 
anzunehmen, und zwar alle vier Absätze. Aus diesem Grunde 
ersuche ich Sie, bereits pei Ziffer 1 den Antrag Amold ab­
zulehnen. 

M. Cevey, rapporteur: Les propositions de M. Arnold 
constituent un tout. Il est difficile d'exa.miner chaque alinea 
independamment des autres et je crois etre autorise avous 
dire que la commissiön ne peut accepter la proposition 
concernant l'aIinea 1, car elle porte consequence sur les 
alineas suivants dont nousaurons l'occasion de repa:rler. 

M. Amold, vous l'avez constate a la 'lecture desa 
proposition, remet en cause tout lecaractere fMeratif de 
notre Etat; c'estla raIson pour laquelle nous ne devons pas 
le suivre; nous vous proposonsd'ecartet sa suggestion. 
Nous dirons plus loin pourquoi nous vous' proposons 
d'ecarter dememe les autrespropositions de M:ArnoJd. 

Bundesrat von Moos: Absatz 1 hat doch wohl nicht bloss 
d~klaratorische Bedeutung und damit kein Gewicht. Uns 
scheint dieser Bestimmung'ein gewisses politisches Gewicht 
zuzukommen, und ich glaube, wir müssen auch ·darauf 
Bedacht nehmen; denn eS wird doch g,erade mit dieser;Be­
stimmung deutlich zum Ausdruck gebracht, dass heute ~, 
also im Jahre 1970 oder 1971- der Schritt zum vollen Er­
wachsenenstimmrecht getan werden soll und man" das 
hier in Artikel 74 markieren will. 

Es ist aber auch darauf hinzuweisen, dass die in Absatz 2 
genannten politischen Rechte und Pflichten' ein umfassen" 
derer Begriff sind als das Stimm-und Wahlrechtgemäss 
Absatz 1. Es kann Rechte geben, vor allem aber auch 
Pflichten, die nicht nur aufder Ebene der Verfassung zum 
Ausdruck kommen; sie mögen in Gesetzen und Verord­
nungen, oder auch in Reglementen zum Ausdruck kommert; 
Ich denke hier beispielsweise an die Ausübung eines übet­
nommenen Amtes, an die Teilnahme an Sitzungen und 
Sessionen des eidgenössischen Parlamentes, sogar an die 
Teilnahme als Abgeordnete in der Konsultativversamm­
Jung des Europarates. Es kann also politische Rechte und 
Pflichten geben, die über das Stimni- und Wahlrecht, wie es 
Absatz 2 umschreibt, hinausreichen. 
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Ich möchte Ihnen daher mit der Kommission empfeh­
. len, Absatz 1 in d~r Ihnen vorgeschlagenen Fassung an­

zunehmen. 
Abstimmung - Vote 

Abs.l-Al.l 

Für den Anttagder Kommission 
Für den Antrag Arnold 

111 Stimmen 
14 Stimmen 

Präsident:· Der Antrag Arnold zu Absatz 2 entfällt mit 
der Abstimmu:q.g über den Absatz 1. . 

Kette von Hinweisen beruft, bis man dann schliesslich auf 
die Substanz stösst. 

Nun finden wir in dieser Botschaft aus dem Jahre 1957 
auf.Seite 775 die Erklärurig des Bundesrates - das ist eine 
Meinung des Blmdesrates, nicht eine rechtstheoretische 
Darlegung,sie ist wie folgt festgehalten .:.: «Zweck-

. mässigerweise . müsste· für beide Geschlechter, die gleiche 
Regelung .getroffen.·werden, und. zwar durch. den Bund. 
Damit würde aber tief in die Selbständigkeit der Kantone 
eingegriffen.17 Heute sind ~ir im :ßegriff, das. Frauenstimm­
und _wahlrecht auf Bundesebene zU verwirklichen. Im 
Nationalrat werden also alle Erwachsenen des ganzen 

Arnold:,Zu Absatz 4 möchte ich eine Bemerkurtg vor- . Volkes vertreten s.ein• Im Stä~derai,werdei1 alle Erwach­
aus. sc. hicken.· Selbstvef§tändlich werde iC}1 der Vorllige am senen nirr ausdenjenig~n Kantonen vertreten, sein, die das 
S6h1i:tss ilistiIilJ.l}en, litl9b,Welln Sie iiff~r4nicht streichen, Frauenstirnni- und -wahlrecht eingefÜhrt haben. In der 
w~h)~1;t je~~nFcirtsc~it(in < <iiYSef' Frage unters'iiltze. Es Bundesversammlung, wird d~s Männervolk voll vertreten 
liil1deltsk:häb~r hierwn (jas G~dsätzUche. . sein, die Frauen jedoch,sü\-Veit es sich um die Ständeräte 

.. ,.' "', < '. '.' < . , , . .' '. handelt, nurausememTe'ii der käritone. Kommt daim 
·Dllrchdie,gestrige,,A.jJiehnung de~~otion haben wir abe~ . ein Bescp.Iussder Bun~esversammlung durch das ' 

den' Bock Zum Gärtner gemacht, und wir sollten uns nun 
als g' ute' d.ä~tnd er.\vei.se~. 'IIie,·r. h.aIldelt. es. ,'·,sic.h.· .. u .. m .. ,.di.e obligatorische oder fakultative Referendwn zur Volks-

. abstimmung; haben wir wieder das ganZe Volk an der Urne. 
kantonalen Berechtigungen, die erst differenziert sind, . Wir diskutieren jetzt nicht mehr <iie Frage der Interpreta-
se~td,e!ll emz:elne K!111tone eben das Frauen~ti~ecjJt ein~ tion, sondern. nur noch um cj.ie inatefielle Frage, in der die 
gefiilu;t. hatten,Ich erIa\lbe. Inir, ,Ilnl.en die Theqrie eines Rechtswissenschaft eindeutig Stelhnig nimmt. Das (Jut-

. R.echis,g~tach.,t~l1s' ,vorzutr!1gen .. Ich. möchte'. das Herrn achten von HerrnPröfessor Kägi enthält ein· Vorwort von' 
Bwide!irat von Moos. sagen, n~chdeIUergestern betonte, Herrn ProfessorMax Huber. Dort findet sich der Satz: 
. die Ällsserungen von Bundesrichter Stocker könnten nicht «Neues kann ich zwar nicht beifügen; ich kann nur durch 
a,.is.,.Ö,·iita.ch.·.te.n., .. h .. ~.zeichn. e.t werde en .. H.ie.~.'h!1b, •. enWir~als."o das '.. . . ... .. eine Art sta/l.tsrechtliches,Be)cl'lnntnis meine volle Zustim-
GutachtenXä~, wo es auf Seite 10 heisst: mung zum Ausdruck hr:ingeD,.» Sollen. wir uns. nut} aus 
'«U~ass~nd< ist' der Ansp~uch des Grundsatzes der abstimmungsopportunistischel1 Gründen mit der Ziffer 4 

Rychtsgleichheit einmal in dem Sinne, als sowohl die gegen die Empfindlichkeiten einzelner 'Kantone absichern, 
Organe des Bun4esalsauch., die. Qrgane . der J(antone ge- um das eidgenössische Stimm- und Wahlrecht für die 
burii:l~n .. siD,d;,Dieföder!l.tive Ordnung wiIIallerdings ge- Frauen schon aUf die nächsten NationaIratswahIen zu 
gerade die -' Vielgestaltigkeit respektieren und sichern, .die ermöglichen? Oqer sollenwirdu.rch$treichung von Ziffer 4 
VerfassungsaqtouQmie. will- den G:liedstaaten'die sellJstänc das integrale Recht der," Frauen atichin den Kantons­
dige Ordnung gewährleisten,. Aber auch die: föderalistische angelegei1heiten sichern? . ' 
Demokratie ":'sagtKägi-, Qie:cin besonderer Weise.aiIf Streichen WfrZiffei4 nicht, so liegt es im Ermessen ·der 
einem Agreement to. 4ifferberuht; bedarf gewisser durch- Kantone, ob. ,wir ill . .10, 15Q<ier 20 Jahren in kantona-

, gängiger,. das heisstfür das gesamte Gebiet .derEidgenos- len Angelegenheiten noch weibliche Untertanen haben 
sensehaft. YQnB!l1ldes wegen geltender Yerfassungsprinzi- werden:. Das ist der Grund, warum ich Ihnen den Antrag 
pien;.Nicht nur kann die föderative Vielgestaltigkeit allein . ' steIle,·dieseZiffer'4 zu streichen; Wird sie' gestrichen, wird 
auf der -,Orundlage spleher .Homogenität hestehen,eS gibt ' für eine pundesgerichtliche Praxis der Weg geöffnet; die den' 
(}rundPrjnzipie~derfreiheitlich.rechtsstaatIichenOrdnll,ng, weiblichen MitbÜrgern über den Weg eines staatsrecht­
die auch in. der föderativen Ordnung' unabdingbarsü.id, lichen Rekurs~s. an das Bundesgericht gelegentlich in. den 
das ·Misst nicht.der Autonomie derOlieder überlassen Kantonen helfen kann. Ich bitte Sie, der Streichung von' 
werden können" ;:pazl).. ge)Jören ; ; . », .das habe ich Ihnen Ziffer 4 zuzustimmen. 
bereit!igestern zitjert, .• nämlich die Freiheitsrechte und 
OxundfreiheityD" . 

-Es war nun eine: gewisse Arbeit, herauszufinden, wie: bei 
der . Gewährleistung 'von' • Kantonsverfassungen:init dem· 
allgemeinen' :Erwachsenenstirrfurrecht . der· Bund' eigentlich 
in 'letzter Zeitvotgegangen ist, Ich bin dabei ausgegangen 
von der letzten Botschaft,die uns dieses Jahr unterbreitet 
wtlfdeJür die; Gewährleistimg.der. Verfassungges Kantons 
WaIIisiDa fandich dann einen schönen Satz, mit welchem 
man sich beruft auf eine Botschaft in' bezug. auf das Stimm­
llnd:Wahlrecht iJ.TI Kanton l'essin. Heute morgen habe ich 
auch diese Botschaft in der.13ibliothel<: herallsgesucht und 
bin dann auf drei weitere Hinweise gestossen, nämlich auf 
Botschaften für die Kantone Genf,Neuenburgund Wa~dt. 
Materiell habe ich auch hier D,ichts gefunden. Abedch fand 
bei den erwähnten drei Kantonen dann endlich denHinweis 

. auf die Botschaft de!; Bundesrates aus dl?m Jahre 1957 mit 
der eigentlichen materiellen BegrÜl1dung~Da muss ich 
sagen: Es wird den Parlamentariern nicht immer leicht ge. 
macht, auf das Grundsätzliche yorzjlstossen, wenn sich die 
Verwaltung in ihren Botschaften jahrzehntelang auf eine 

Götsch, Berichterstatter: Gestatten Sie mir, dass ich 
einleitend zwei Dinge flchtigstelle. Herr Arnold hat gesagt, 

. er stimme auch dem minimahsten Frauenstimm- und -wahl­
recht zu. Ich möchte immerhin erwähnen, dass es hier um 
das eidgenössische Stinim- und Wahlrecht geht, also nicht 
um das minimalste. Zweiten!S hat erden.jenigen, die seiner 
Motion nicht zugestimmt haben, den Vorwurfg~macht, 
sie hätten den Bock zum Gärtner gemacht. Ich wage zu 
behaupten, das Gegenteil sei wahr:.Sie haben sich geweigert, 
den Gärtner zum Bock zu machen. Nach der BegfÜndul1g 
seines Antrages durch Herrn,Arnold müssen wir Sie mit 
Nachdruck bitten, -dieSen AlltiagabzUlehnen. An sich 
käme diesem Absatz 4 keine anzu grosse Bedeutung ~. 
Würden wir ihn jetzt aber streichen, würde die Interpreta­
tion von Herrn Arnold ZU diesem Antrag gelten. Er hätte 
sein Ziel erreicht, nämlich den Weg der Interpretation mit 

. andern Mitteln doch noch zu realisieren, we1lll auch nicht. 
auf eidgenössischer Ebene, so doch in. kantonalen und 
kommunalen Angelegenheiten. Da ich im. Gegensatz zu 
Herrn Arnold kein Schriftgelehrter bin und mich auf meine 
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Max-und-Müritz~juristischen Kenntnisse verlassen müsste, 
möchte ich mich nicht in einen juristischen Disput ein­
lassen, sündern die für mich und die Kümmissiün entschei­
dende Frage in den Vürdergrund stellen. 'Es geht um die 
pülitische Frage: Wüllen wir die Einführung des Frauen­
stimm- und -wahlrechts auch in kantünalen und kümmu­
nalen Angelegenheiten durch den pülitischen Entscheid'der 
Stimmbürger, das sind leider vürläufig nur die Männer, 
durchsetzen, wie wir das jetzt mit dieser Vürlage beschlies­
sen, wie wir es seit Jahren mit zunehmendem Erfülg getan 
haben, oder-'- und das wären auch keineRüsen, die wir den 
Frauen überreichen.,...dirrch ein GerichtsurteiI ? 

M~ Cevey, rappürteur: Je l'ai dit tüut a l'heure: il faut 
cünsiderer lespropüsitiünsde M. Arnüld cünime. un tout. 
Nous en venüns inaintenant au püint essentiel de ces prü­
püsitiüns, ceIles quicüncernent l'alinea 4 .. '.' 

Eliriüus demandant de biffer cet alinea, M. Arnüldpüse 
en effetle problemedida generalisatiündu suff rage feminin~ 

Nüus sümmesüptimistes quant au resultat.de la vüta­
tiün püpulaire. TantinünCbllegue, lepresident de la cüm­
missiün,que müi"meme, nüus ravüns fait sentir dansnütre 
rappürt.Mais ce resultat n'est pas encbre acquis. Il faudra 
beaucüup travailler püurqu'en fevrier prüchain, peut-etre, 
riüus puissiüns l'empürter. 

Des lürs, nüus sümmes persuades qu'en«chatgeant 
. trüp le bateau », en permettant aux adversaires du suff rage 
feminin' d~ajüuter a .1eurs arguments traditiünnels; des 
arguments en rappürt avec leurs sentiments fMeralistes, 
.nüusrisquüns decomprümettre tüut simplementJa cause. 
Nüusne devüns pas <<marchen>. 

La prüpüsitiün de nütre cüllegtie Arnüld est certes 
tentante, mais elle est tres dangereuse. Est-elle utile? Je 
suis persuade ql.fellene l'est pa; imtant qu'il veut bien le 
dire .. Car lürsque les femmes vüterünt sur le plan fMeral 
d~s lescantüns qui ne leur aurünt pas encüre üctrüye -Je 

, droitdevüte et d'eligibilite, elles übtiendrünt facil~ment la 
generalisatiün de leur drüit, meme clans ces cantüns a 
Landsgemeinde dünt ün parte beaucüup;d'ailleurs Nid­
wald a müntre tüut recemment que ces cantüns ne sünt pas 
fürcement les plus refractl:tires'au prügres. 

Sur le plan purement juridique,j'~erais .encürefaire 
une remarque a l'adresse de M.Arnüld: cdui-ci affirme 
que les'constitutiüns cantünales ne.düivent rien cöntenir de 
cüntraire a lacünstitutiün fMerale.- Sün raisünrieinent ne 
tientpas; car, precisement, Ja· cünstitutiünfederale peut 
reserver le droit des cantüns siU'unpüint üu surnn autre, 
dans un dümaine üU dansun autre; et,alürs, les chartes 
cantünales peuvent belet· bien .cüntenir des dispüsitiüns 
cüntraires a la charte federale. 

Bundesrat von Moos: Absatz4 in der Fassung der Küm­
missiün 'scheint uns sowohl· aus rbchtlichen' wie vür allem 
auspülitischeli Gründen nütwendig zu sein. Mit Absatz. 4 
istnäinlich· zunächst und entscheidend eine staatspülitische 

. Frage verbUliden .. Die Beantwürtung der pülitischen Frage 
ist sügarfür die Zustimmung üder Ablehnung des Antrages 
auf Streichung ausschlaggebend. Auf 'Yerfassungsstufe 
wäre es in dei Tat möglich, und ich stimme hier süwühl mit 
Herrn Arnold wie mit Herrn Prüfessür Kägi überein, das 
Frauenstimin- und -wahlrecht durch Verfügung des Bundes' 
auch für die Kantüne' und Gemeinden einzuführen, es für 
alle drei Stufen ~ Gemeinde, Kantün und Bund -als ver­
bindlich zu erklären;. Wir halten es aber unter pülitischen 
Ermessensgesichtspurikten für prüblematisch, fast möchte 
ich sagen, für ausgeschlüssen, diesen Weg zu beschreiten, 
und zwar nicht einmal sO sehr wegen der Belastung der 

Vürlage in einer künftigen Abstimmung; di~en Gesichts­
punkt will ich hier aus dem Spiel lassen. Es sprechen aber 
staatspülitische Gründe ganz anderer und erheblicherer 
Natur für die Lösung, wie sie der Bundesrat und die Küm­
missiün Ihnen vürschlagen, näinlich Gründe unserer bun­
des staatlichen Struktur. Der Bundesrat hat in der Tat schün 
in der Bütschaft vün 1957 unterstrichen und es injener.vün 
1969 wiederhült, dass man, wenn man den Weg beschreiten 
wüllte, den Herr Nationalrat AqlOld hier vürschlägt, damit 
einem fundamentalen Prinzip unseres Bundesstaates wider­
spräche. Der _ Bundesrat seinen;eits ist verpflichtet, . auch 
wenn er nüch so. gern auf seine juristischen Experten hört, 
Ihnen vür allem auch diesen staatspülitischen Gesichts­
punktinErinnerung zu rufen. Er hat das in.der·Bütschaft 
vün 1957 getan,als er geschrieben hat: «Die einheitliche . 
Regelung' wäre mit einem fundamentalen Prinzip unserer 
Staatsürdnung· unvereinbar, näinlich mit der föderativen 
Struktur unseres Staates. Es wäre. kaum denkbar, dass sich 
cler" Bund darauf beschränken könnte, das Stimmrecht in 
kantonalen und kümmunalen Dingen nur für die Frau zu 
ürdnen, während dasjenige der Männerdem 'kantonalen 
Recht überlassen würde. Zweckmässigerweise müsste viel­
mehr für.beide Geschlechter die gleiche RegeIunggetrüffen 
werden, und zwar durch den Bund. Damit Würde aber tief 
in. die Selbständigkeit der. Kantüne. eingegriffen. Das 
könnte nicht befürwürtet werden und wird übrigens auch 
vün keiner Seite verlangt. »' - Das war die Situatiün damals . 

Herr Natiünalrat Arnüld sagt; dasseibloss eine An­
sichtsäusserung des Bundesrates, die gegenüber den Gut­
achten nicht aufzukümmen vermöge. Ich darf Sie daran 
erinnern, dass der Bundesrat seinerseits damals einen sül­
chen Absatz 4 nicht vürgeschlagen haLEr hat davün ~bge­
sehen, einen sülchell Vür~chla~zumachen,aber aus den 
Überlegungen, die in '. der Botschaft als Ansichtsäusse­
rung niedergelegt s~d' -:-. ~s; staatspülitische Überle­
gungen ..,. haben es damals die eidgenössischen Räte für 
nütwendig befunden, einen sülChen Vürbehalt in die Büt­
schaft eilizrifügen. SelbstverstäildJich ist der Bundesrat an 
vielem schuld,was in der Eidgenossenschaft heute schief 
geht. Ich bin sügar etwas zerknirscht über die Rüge, die 
Herr Natiünalrat Arnüld uris gegeben hat in bezug auf die 
verschiedenen VerWeisungen in den Bötschaften über .die· 
Gewährleistung vün Kantünsverfassungen,'; jener des Kan­
tüns Wallis, des Kantüns Tessin, der KaIitüne Genf, 
Waadt Ulid Neuenourg, bis zurück zur Bütschaftvün 
1957; er hat in diesem Punkte recht. Wir· werden· Wühl 
nicht mehr in die Lage kümmen, diesen Sündenfall nüch­
mais zu begehen, weil ....: was withüffen - nach Annahme 
dieser Vürlage über<;!le EinführuIlg(les Frauenstimm- und 
-wahlrechts auf eidgeIlössischer J;.bene sich dann bei künf­
tigen' Gewährleistungen die' Gelegelllieii . bieten wii-d, die ' 
Frage vün einem Ileuen G:e.s,ichtspill,lkt2:)l peleuchten und auf 
dieses Prüblem der Gewährleistung lcantünaler Verfassungen 
etwas eingehender zu sprechen kümmen. . 

Es wäre also, wie gesagt, dem Yetfassungsgesetzgeber 
rechtlich unbenümmen, das integrale Frauenstinnin"echt 
nicht nur im Bund, sündern auch im kantünalen und küm­
munalen Bereich einzuführenüder einfach durch eine 
andere Fürmel die Kantüne zu dessen Einführung zu ver­
pflichten. Wir haben daraUf hingewiesen, dass der Bundes­
rat mit den-eidgenössischen Räten bisher die AUffassung 
vertreten hat, dass ein sülches Vürgehen mit der födera­
tiven Struktur unseres Staates nicht vereinbar wäre. 

Nun möchte ich aber hier düch beifügen, dass, wenn 
Sie den' Absatz 4 hier beibehalten, dieses Vürgehen sich 
durchaus auch gegenüber der Bedeutung und dem Sinn des 
Artikels 4 der Bundesverfassung vertreten lässt. Geht der 
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Verfassungsgeber heute davon aus, der Einführung des 
Frauenstimmrechts im kantonalen und kommunalen Bereich 
durch den Bund ohne entsprechende Entscheidung des 
kantOnalen Souveräns steheder föderative Aufbau unseres 
Staatswesens entgegen, so stellt eben der Verfassungsgeber 
das föderative Prinzip, das föderative Element,als Speziab 
norm neben den Gleichheitssatz des Artikels 4 der)3undes­
verfassung, und dieser . Wertentscheid wird im Gewäh" 
leistungsverfahren zu respektieren sein, Dort. darf man 
sich,:dannnichtplötzlich·auf den StandpUlikLstellen, der 
Gleichheitssa.tz· des Art. 4. gehe dieser Spezia.Inormvor, die 
zugunsten deS Rechtes der Kantone und Gemeinßen be­
steht Ich halte mit Herrn Nationalrat Copt, der sich, dazu 
in. der 'Eintretensdebatte geäilssert hat" dafür, dass' man 
getadedamitdoch den Kantonen eine:lhrerallerwichtig­
sten und bedeuteridstenPrärogativen entzöge,nämlich die 
Bezeichnung', und Umschreibung des Staats" ,und Wahl­
körpers,' der. im K~nton die Verfassung und die Gesetze des 
Kantonsbeschliessen soll: Soll· übet. diese. Urilschreibung 
des Wahlkörp~ts wirklich der Bundesgesetzgeber beschlies­
sen; oder soll das nicht den Kantonen und den Gemeinden 
vorbehalten bleiben?'Das ist der Sinn dieses Absatzes4, 
deifbeizubeha.1ten~hnen der Bundesrat mit Ihrer Kommis-

. siol1 empfiehlt. 

Äbstimmung - Vati' 
... Abs

e 
4 ~Al~' 4 

Für d(;mAntrag der Kommission 
Fi,ir den Antfl~g .Arnold 

AbschniU II 
Antragdet Kommission 

122 Stimmen 
.16Stimlllen 

'. 'Zustimrriling zUrriEntwurf des Bundesrates; 

Antrage Sctlwarz~nbach', 

Abs.l 
Dieser Beschl~ss wird:<i~rAbstimlTI~ng der Schweizer 

f~a~en, (iieim sti1l1ll1fähige!lAiter sind, unterbreitet. 

Abs.2 
:';., 

Sthn~ltihreMebrheit zu; so wird dieser Beschluss der 
Abstimmung des Volkes Und der Stände unterbreitet .. 

Abs.3 
. ;,DerBundesrat . ; . 

,," .... 

Chapitre.l1 

Pt6positioIi de ia cOnimission: 
. 'Adherertl:11 projetdu Conseil fedetai. 

Pi:opoSifjoilsS~hwarzenbach . 
Al. 1 . . - . 

. Le pres<!ntarrete.seta so:t.lmis all vote des Suiss~sses en 
äge de voter. 

Al. 2 

S'il .est acceptepar la majorite des votantes, l'arrete 
sera soumis au vote du peuple et descantons. 

Al. 3 
Le Conseil fMeral .;. 

Schwarzenbach: In ,meinem Antrag auf Abänderung 
steht: <<Dieser Beschluss wird der Abstimmung der Schwei~ 
zer Frauen, die im stimmfähigen Alter sind, unterbreitet.» 
Herr KoIlege Hürlimanl). hat mich soeben darauf aufmerk-

sam gemacht, dass noch keine Schweizer Frauen im stimm­
fähigen Alter seien;· und es soll daher interpretiert werden: 
«die über 20 Jahre sind». Ich gestatte mir, zu diesem Antrag 
einige allgemeine Bemerkungeri vorauszuschicken. 

'Wir schicken uns jetzt an, in diesemunserm Artikel 4 
lmsererBundesveifassung den Begriff.' «Alle Schweizer 
sind vor dem Gesetze gleich» auch auf unsere Frauen aus­
zuweiten und wollen sie zur stimm- und wahlberechtigten 
Vollbi.irgerin erklären. Durch diese Gewährung'der politi­
schen Rechte überantworten wir ihnen in unserem' Staats­
wesen eine Mitverantwortung in einem. Zeitpunkt, wo es 
vielleicl].t gar nicht unbedingt so einladend ist; mitzuwirken 
und in dem in unserem Schweizerhaus vielleicht nicht alles 
gerade 'zum besten steht. Während unser Sta~tsschiff von 
den stürmischen Wellen derinternationalen und nationalen 
Politik :recht ungemütlich geschaukelt wird' und mancher 
Politiker an einer Art .von Seeki"ankl1eitJeidet, laden wir 
unsere Schweizer Frauen nun mit freundlichem Drängen 

, ein, . mit uns das Steuer zu übernehmen oder' mindesten 
mitzuhelfen,. den Kurs zu bestimmen; Also man muss sich 
fragen, ob diese Geste nun. wirklich· Rosen darstelle -. wie 
Kollege.Coptgesagt hat .:,.oder ob die Frauen dann nicht 
einen Distelstraussin.die ·Hände. bekommen. Keiner der 
Herren Kollegen'wird ja bestreiten - ich möchte darauf 
nicht näher eingehen -, dass der 7. Juni ein gewisses Ma.Iaise 
ausgelöst. oder aufgedeckt hat; das in andern euröpäische;n 
Staaten . wahrscheinlich. andere Folgen gehabt hätte als in 
ulis~rem soliden·: Männerstaat. Ich möchte'. sagen, dass 
vielleicht gerade derMännerstaat eine grössere Vertrauens­
kris<! in der' Eidgeriossenschaftverhindert hat.' In diesem 
schicksalshafteriZeitpunkt wollen Sie nun den Schweizer 
Frauen das Stimmrecht und den Einsitz in unsere Behörden 
geben. kh kaim.mic;h persönlichdarübet..nur·freuen; ICh 
darf jetzt auch etwas Persönliches sagen: kh war vor zwei 
Jahren noch ein grundsätzlicher Gegner des Frauenstimm~ 
rechtes; Ich war' es ' vor ,allem noch im nachfolgenden 
Jahr darum, weil ichgesehen habe;d.ass der Gesinnungs­
wandel jn unserem Parlament nicht sosehr aus. imier­
eidgenössischen . Motiven, , a.Iso aus' der ;Besin11,ung :heraus 
gekommen.ist,sondernunter dem Druck über unsermög­
liches Image im Ausl!ind, .über . die Meinung im Ausl!ind; 
und vor allel'n sogar über die absolut irrtümliche Meinung, 
die ExklusivltätdesMännerstlmmrechts stehe im Gegen­
satz zudenMenscheniechten,wie. da .immer wieder von. 
interessierter Seite behauptet :worden ist, aber nicht etwa 
aus .einer iriiJ.ereri Einstellung über das innere Image, der 
Schweiz,das allein die Berechtigurig gegeben hätte, für oder 
gegen das Frauenstimmrecht zu sein." 

'. Warum nun meine Gesinnungswandlung? Sieister~ 
folgt, weil ich in dem harten Abstimmungskampfüber die' 
ÜberfremdungsinitiatiVe . immer wieder feststellen durfte, 
dass Unsere Stauffacherinnenvon altem Schrot und Korn 
den. opportünistischen 'Sirenengesängen der Wirtschaft und 
des· blassen Geldsackdeiikens weit. weniger leicht verfallen 
als viele tapfere .Männer, die. man mit Argumenten des 
g\lSchmälerten Zahltags aus begreiflichen GrÜndel1. ein­
zuschüchternvermag •. kh kanl).· mir nämlich denken; . dass 
niit dem Einzug von Schweizer Frauen in unsere Behörden 
und Parlamente sich tatsächlich. eine Wandlung bei uns 
vollziehen wird. Vorderhand ist ja.keine Frau- so viel ich 
weiss - in einemVerwaltungsrat, oder nur in Ausnahme­
fällen. Wir werden also verwaltungsratslose Parlamentarier 
in unseren Reilien zählen; nI1d das ist etwas Schönes und 
Beglückendes~ - während die Mäliner mit ihrem über­
wiegend praktischen Nützlichkeitsdenken meistens doch 
auch nach privaten Interessen ihre politischen Entschei­
dungen treffen. Die vielgeschmähten Emotionen, die hier als 
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schlecht und verwerflich verschrien worden sind, werden 
mit dem Einzug der Frauen in unser Parlament obenauf­
schwingen, und zwar nicht instinkt- und triebbesessene 
eigennützige E,motionen, sondern Emotionen, die positiv 
und edel sind, wie die V~terlandsliebe und die Liebe Zlir 
sozialen Gerechtigkeit, Emotiollen die nicht mrAnbettmg 
des Goldenen K~IQes gehören. Ich glaube also, dass wir uns 
freuen können. Es stört mich aber eines am Vorgehen, und 
das ffiöc;:hte ich d~n,Herrensage~, die das Ill1ageder Schweiz 
im Ausland vertreten: Welch, eillUnsil1llist es doch, dass 
wir nun bei ,'ler letzten,.~ntscpeidung, diesel,wieder, den 
M;ännern in die Hand spiel~;n! Es ~ollenwieder dieMänner 
sein, die im Fipalt': ~ntsch,eidep., 01;> unsere Frauen die stimm­
berechtigung und die Wahlberechtigung erhalten dürfen 
oder nicht. wii: sind ,es also; die nup,eintreten dafi,ir, die 
nun gniidigst erJdären: «Wir gestatten »,odt':f «Wir ge­
statten llicht».Wenn, .wir heuteschqn mehrheitlich der 

'Ansicht sind, dass wir der Schweizer Frau durch den Aq$­
schluss aus derPoJ{tllceinUnrt':cht ,~getan haben, wenn 
grosse Gt':ll1eip.den lind Städte, darunter, die Stadt ZÜrich, 
im;wischen die Fraq für politisch mündig' erklärt ,haben, 
WeP-ll unsere G~ll1yindebehörden h~lJte,,~911on.Frauen an 
verantwortlichen Positionenhaben,cil;l11l:t ,geht, es doch 
wirklich nicht al1, dass 'lInserMännerp~],'lament- wie ich 
vermllte ~ all1helltig~I;lTagd~!).ei5ige.nöss~sch,e Stimmrecht 
der Frau mehrl1t':itlich byfiirWQrte~ uwl:oachher, den end­
gültigen Entscheid ausschliesslich denmännIiclien Stimm­
bürgern überantwortet. Wir müssen einen andern Weg ein­
schlagen, dyr in die~er fii,r, die Zuk~t unseres Lalldes 
wichtigen AbstiI)1111ung der einzig richtige Weg sein 
kaIlll,'närrlich .dienächsteAbstimmuIlg Ubyr ,die Ein~ 
führung des Frauenstimmrechtes in eidgenössischen An­
gelegenheiten soll sich nicht an,dieManner unseres Landes 
richten,sondern an die Frauen und, nur an die Frauen; Wir 
wollen doch einmal wissen; was Ulisere Frauen auf gesamt­
schweizei:ischem 'Gebiet sich von unserem,'Vbrschlag rUr 
eine Vorstellung machen, ob sie amlehmen wollen oder 
nicht. Und wenn sIe annehmen,dann soU die eidgenössische 
Volksabstimmung kommen"und' danil werden~ wie ich 
hoffe '- die Männer einsichtig genug sein, sich dem Willen 
der Frauen zu' beugen und anzuerkennen, was' die Frauen 
beschlossen haben. ' 

,Der Antrag mag,' kompliziert erscheinen: zwei, Ab­
stimmungen, davon eine, die rechtlich keine Konsequenzen 
hat, eine Konsultativabstimmung. Aber ich bitte Sie; 
heute, wo dieses Image' im Ausland gerade bei Ihnen eine 
derartige Rolle spielt, sich zu übei'legen;'db es nicht nun 
doch richtig wäre, dass die Frau über die politische Zu­
kunft in der Schweiz in erster Linie entscheidet und,dass 
nachher der verfassungsmässige Weg erst eingeschritten 
wird. Ich bitte Sie, meinen Antrag anzunehmen. " 

Bieri: Ich lehne den Antrag Schwarzenbach ab. Aber 
nicht deshalb habe ich das Wort verlangt, sondern um 
Herrn Schwarzenbach zu antworten. Das Bild, das Herr 
Schwarzenbach von der Stauffacherin -entworfen hat, ist ja 
rührend. Ich beglückwünsche ihn dazu, dass «seine 
Frauen» direkt aus dem «Wilhelm Tell» in unseren Saal 
schreiten, eines «Willielm Tell»,dessen Autor die Urschweiz 
persönlich nie gesehen hat. 

Sie haben dem Parlament vorgeworfen, dass es sich 
während längerer Zeit al1ru stark von dem habe inspirieren 
lassen, was man als das Ansehen 'der Schweiz im Ausland 
hezeichn!!t. Es sei eigentlich nicht in Ordnung, solche 
Überlegungen anzustellen. Ich gestehe Ihnen, dass ich nach 
wie vor die Frage der Mepschenrechtskonvention als eines 
der Argumente zugUl1sten des Frauenstimmrechtes be-
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trachte, aber. nicht als das einzige und nicht als das aus­
schlaggebende; denn wir ordnen unsere Angelegenheiten 
selbst. Ist es aber wirklich so unschweizerisch, wenn wir 
über die Grenzpfähle hinausblicken? Die Firma, mit der 
Sie, Berr Schwarzenbach, verbunden sind oder waren, kann 
ihre Maschinen auch nicht nur in der Schweiz absetzen. 

Sie haben die Abstimmung vom 7. März erwähnt und 
gesagt, dass Sie an den Yielen Versammlungen unter den 
Frauen eine grosse, ja grössere Geneigtheit für Ihre Argu­
menteentdeckt hätten als unter den Männern. Ich schliesse 
daraus, dass Sie. offenbar rückblickend glauben, dass die 

, Abstimmung über die Überfremdungsinitiative mit Frauen­
stimmrecht ein anderes Resultat ergeben hätte als ohne 
Frauenstimmrecht. Wer . ist. hier, Kollege Schwarzertbach, 
derÖpportunist? 

Götsch, Berichterstatter: Nachdem Herr Schwarzenbach 
Noten ausgeteilt hat, darf ich das ja auch. So will ich die 
Frage von Herrn Bieri direkt beantworten: der Opportunist 
heisst Schwarzenbach. Ich habe seiten gesehen, dass jemand 
so offen hier erklärt hat: Vor zwei Jahren war ich dagegen, 
jetzt bin ich -dafür, weil die Frauen für mich und meine 
komischen. Auffassungen stimmen werden. Das ist alles, 
was zu den Ausführungen von Herrn Schwarzenbach zu 
sagen wäre. Ich möchte mitHerrn Bieri noch unterstreichen: 
Pie Unterstellung, dass wir Anhänger des Frauenstimme 
reChts unter aUSländischem Druck und nicht aus ehrlicher 
Überzeugung handelten, keill1Zeichnet ,wieder' Herrn 
Schwarzenbach. Man beurteilt die Mitmenschen ja meistens 
:nach den Erfahrungen, die man mit sich selbst gemacht hat. 

. Nun· ZUlU Antrag· des Herrn Schwarzenbach : Er kann 
. für sich in Anspruch nehmen, dass er. klassisch ist. Er will 
, ihn uns als Neuentdeckung verkaufen; es ist aber in Wirk­
lichkeiteinuraIter Hut. Es ist die klassische Rückzugslinie 
der Gegner des Frauenstimmrechtes; die als geschickte 
Opportunisten nicht mehr den Mut haben, nein ,Zu sagen. 
Sie sagen: Ich bin eigentIicl;l dafür, aber zuerst will ich ganz 
sicher wissen, ob die Frauen ,auch dafür seien; wenn man 
aber nicht zu.erstdie Frauen frägt, dann findeich daS nicht 
in Ordnung; und bin dann halt dagegen. - So gewinnt man 
vielleicht zwei, drei Jahre. Zeit und kann je-nach Ausgang 
einer,sQ1chenBefragung die Tl,'ölerei von vorne beginnen. 
Das ist'also nichts Neues; seit zwanzig Jahren wird das in 
OemeindenundKantonen durchgespielt. Aber die Situation 
hat sich geändert, Herr Schwarzenbach, Sie kommen auch 
in dieser Frage zehn Jahre zu spät. Unterdessen haben etwa 
60 % der Schweizerinnen entweder das kommunale oder 
kommunale und kantonale Stimmrecht in unserem Land. 
Sie nachträglich fragen ~u woUen: Wollt Ihr es wieder auf~ 
geben? wäl,'e docheiri vollkommener Unsinn. Wir haben die 
BefragungenausZii,rich und aus andern Orten, die ein­
deutig. ergeben haben, dass die Me,hrheit der Frauen dieses 
Recht will. . 

Nun ist <las allein noch nicht ent~cheidend. Das Stimm~ 
und Wahlrecht ist ja nicht nur ein Recht und eine Pflicht. 
Im., vielzitierten Gutachten Kägi wird zu diesem Punkt 
folgendes ausgeführt, und 'das scheint mir auch in der 
Frage der allfälligen Befragung massgebend zu sein : 
«Der weitverbreitete und immer wiederholte Einwand, 
dass die Schweizer Frauen oder docl;l· die überwiegende 
Mehrheit der Schweizer Frauen das Stimmrecht gar nicht 
wollen, ist hieI: nicht näher zu prüfen. Auch wenn die Be­
hauptung als tatsächliche Feststellung richtig wäre» -'- was 
heute wie vor zehn Jahren immerhin mit guten Gründen 
,angezweifelt werden darf, hellte noch mehr -, «könnte man 
die Frage doch auch gegenüber weiten Kreisen des Männer­
volkes einmal aufwerfen. Dazu wäre einiges zu sagen über 

58 
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die Geschichte der Entstehung des Männeistimmrechtes in 
der Schweiz. Das wurde uns von der französischen Re­
gierung ohne Befragung gratis und franko geliefert, ohne 
grosse Heldentaten der Schweizer Männer.» Professor 
Kägi fährt weiter: «Die Statistiken über die Stimmbeteili­
gung und andere Beweise p'olitischer Interesselosigkeit rufen 
der starken Vermutung, dass auch viele Mäni1~r das 
Stimmrecht nicht wollen oder doch nicht ernstlich wollen. 
Aber wie dem auch sei; an dieser Stelle haben wir jenen Ein~ . 
wand nur unter dem Gesichtspiuikt seiner rechtlichen 
Relevanz zu würdigen. Und hier liegen die Dinge klar: Das 
Stimmrecht ist immer auch eine Sti.rnriJ.pfiicht So. schwach 
die Sanktioneri dieser Pflicht im: schweizerischen Recht, in 
der richtigen Erkenntnis der Problematik der erzWungenen .' 
.Stimmpflicht, auch sind, an der grundlegenden Auffassung; 
dass es sich um eine Pflicht des freien Bürgers, um eine 
Organpflicht als Glied des Volkes handelt, die als öffentlich­
rechtliche Pflicht unabhängig ist von seinem' Wollen öder 
Nichtwollen, von seiner Zustimrnimg oder Nichtzustim" 
mung, 'wird dadürch nichts geändert. » . 

. Herr Schwarzenbach versucht seine Disteln in Rosen zu 
verwandeln, indem er sagt: Zuerst fragen wir ~e Frauen und 
nicht die Männer; und er tut dergleichen. ergebe damit den 
Frauen das Vorrecht. Das trifft aber gar nicht: zu,. denn 
schlussendlich will er auch wieder die Männer allein ent­
scheiden lassen. Also wilide'er ein Verfahren wählen, bei 
dem die Frauen zWeifellos sagen: «Ja, wir wollen das 
Stimm- und Wahlrecht» und 'nachher sind es doch wieder 
die Männer, die dann darüber entscheiden, öb der Wunsch 
der Frau gnädig angenommen wird oder nicht. Es würde 
also am Ablauf überhaupt nichts geändert, ausser dem; dass 
es einern noch halb mutigen Gegner des Frauenstil1ll]Jfechtes 
gelänge, vielleicht ein oder zwei Jahre Zeit zu gewimien. Das 
ist alles, was in dieseni Antrag liegt. 

. Ich möchte Sie wirklich bitten: Bleiben Sie heldep. Ro­
sen von Herrn Copt und verschmähen Sie die Disteln des 
Herrn Schwarzenbach. 

M. Cevey,rapporteur: La proposition de M. Schwar­
zenbach ne nous etoi1i1e pas. II fallait que1qu'un aux freins 
du char que nous vouions' faire avanCer sur la voieparfois 
difficiIe duprogres. 11 s'estofferUljouer ceröle, c'etait son 
droit. 

Pour employer une autreimage,j'aimerais dire que 
M. Schwarzenbach me parait representer ici les:eleinents 
d'une armee en recul, uIie troupe qui livre un cömbat· de 
retardement. 

Jusqu'a maintenant, ·ce sont des hommes quiont 
refuse aux femmes le droit devote, le droit d'etre elues. Les 
homIries doivent aujourd;hui octröyer ailx femrnes ce qu'ils 
leuront toujours conteste, et cela sans prealable aucun. 

Suivre le raisonnement de M. Schwarzenbach, c'est par 
avance ouvrir "la porte a une proposition que riöus com­
battrons toujours, parce qu'elle est parfaitement anti­
democratique -, disonsle mot-,proposition qui teridrait tout 
simplement a priver du droit devote les hommes qui, se 
refugiant dans l'abstention, manifestent ainsi unmanque 

. total d'interet pOilr les affaires du pays. 
M. Schwatzenbach affirme que la votation des femmes 

qu'il propose n'aurait gu'un caractete cOTIsultatif. C'est 
peut-etre vtai dans la forme. Mais;sur le fond,n'oublions 
pas que cette consultation aurait urie tout autre importance, 
puisqu'il faitde son :issue favorable la condition me1i1e eIu 
vote constitutiönnel des citoyens. N ous . ne pouvons donc 
accepter ce nouvel öbstacle sur la toute du progres; et nous 
devons tout simplement ecarter la proposition deM. Schwar­
zenbach. 

Bundesrat von Moos: Der etwas hintergründige Antrag 
von Herrn Nationalrat Schwarzenbach bedarf hier wohl 
nur sehr weniger klärender Darlegungen. Diese Darle­
gungen können sich im wesentlichen in einer Bestätigung 
dessen erschöpfen, was die beiden Herren Kommissions­
berichterstattter soeben in rechtlicher und auch in politischer 

. Hinsicht' dargetan haben. Wer mit unserer Bundesverfas­
sung und dem von ihr in Artikel 118 ff.vorgesehenen Rechts­
setzungsweg auch nur entfernt vertraut ist, wird sofort ein~ 
sehen, dass eIer Antrag des Herrn Nationalrat Schwarzen­
bach verfassungsrechtlich unhaltbar wäre. Wir können eine 
derartige AbstirnIriilnggar nicht vorsehen, ohnezuvör 
selber in der Bundesverfassung die Grundlage für eine 
- konsultative oder dezisive - Entscheidung der Frauen zu 
schaffen.Wenri das nicht mögIichist gemäss heutigem Vet,-

. fassungsrecht, so kömien wir eine derartige Abstimmung 
auch nicht ausserhaib der Verfassung vbrnehmen; die 
Situatiön. ist . unseres Erachtims völlig klar; Die Bundes­
versammlung ihrerseits 'wäte keineswegs befugt, aus eige" 
nem Entschluss für" diesen einen Fall den Frauen das. 
Stimmrecht zu gewähren; dieses Stimmrecht können ledig­
lich die zur Verfassungsgebung berufenen Organe, näm­
lich V9lk und Stände; gewähren. Ich kann Ihnen daher 
nichts anderes sa:geri, als noch einmal wiederholen, dass 
der Antrag verfassungsrechtlich völlig unhaltbar ist,und 
dass wir Ihnen mit Ihrer Kömmission beantragen, ihn ab-
zulehnen. . . 

Präsident: Herr Schwarzenbach ist damit einverstanden, 
dass seine beiden Absätze' 1 und 2 in einer Abstiinmung 
dem Absatz 1 der Kommission'gegenübergestelit werden. 

Abstimmulzg - Vote 

Für den Antr~g der Kornniission 
Für den Alltrag Schwarzenbach . 

130 Stimmen 
1 Stimme 

. Gesamtabstfmmllng - Vote slir l'ensemble 
Für Annahme des Beschlüssentwurfes 134 Stirnrrien 

(Einstimmigkeit) 

'. 
Präsident: Der Bundesrat beantragt, es seien sowohl die 

Motion Schrnitt~Genf als auch die Motion Tanner ab­
zuschreiben. Wird dagegen Einspruch erhoben? Es ist nicht' 
der Fall. Die beiden Motionen sind abgeschrieben. Ebenso 
beantragt der Bundesrat; es sei die Standesinitiative des . 
Kantons Neuenburgvöm 22. FebruaF 1966 abzuschreiben. 
Wird hier ein anderer Antrag gestellt? Es ist nicht der FalL 
Sie.haben auch diese Standesinitiatiye abgeschrieben. 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 
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keit haben, ihr Einkommen zu verbessern. ben gröss­
ten Schaden erleidet aber unser Land und damit das 
ganze Volk, weil die Konkur~enzfähigkeit gegenüber 
dem Ausland durch die ErhöJ:lUngen verschlechtert wird. 
Bundesrat' und 'Komm:ission sind sicb, inl Bestreben ei­
nig, alls diesem «Teufelskreis» - wenn inan so sagen 
darf- herauszukommeri., der, für uns auch s,chwer­
wiegende inflationäre Folgen haben muss. ' 

W~nn wir auch von der Verwirklichung desPostu­
lates 'keine' Wunder' erwarten," so. glauben wir noch, 
dass die Situation, ernst genug ist, um auf dem Wege 
einer ,Land~sk.onferenZ zWl~chen "dem Bundesrat, den 
Kantonen und dei" 'Wirtschaft zÜ 'Verslichen, , zu einer 
KoordinierungdetBehandIung dei LOhnpmbienie zu 
kommen. Mit einer solChen Konferenz ,,' auf, grosser 

, Ebene soll auchivetsllchtwerden,dem Volk die Bedeu- , 
tung des Problems vor Augen zu führen 111;ld die Ver­
antwortung ,aller Kreise' iuwecken.DerBundesrat be­
grQ.sst das Postulat, und ich bitte Sie namens derFi­
nanzIcommis,sioh, ihm zuzustiininen. 

,:Bundesrat Celiö: Unser~ Situation ist charakterisiert 
durch" eül'e 'a~sse~ordentliche K~apph~iL an Arbeits­
kia:ft~n.:,J)arunt~r "ieideniowohl", die P.dvatwirtschaft 
wie die6ien~tleistungen degBundes, wie vorhin- gesagt 
wurde.riü~ Folgen: daVon, sind die i\,bwerbWlg; die 
SteiIenwechsetdi~i:ohnbegehrenus~.])er' Bundesrat, 
ist, 'd6t'AUftiissling", dass auch die .öffentliche, nruid sich 
an dieSe Sifuatio'nanpass~n riiu~~ Es ,geht *her nicht, 
dass die" öfffmtlibhe H1I.nd, weil sie vielleicht groSsere fi-
'na~ielle MÖgiichk~i1:en hat als gewisse andere Be­
triebe ~ nicht (tlleBettiebe, ich ,l11ochie uns nicht ver- ' 
gleichen fnit tieri. B etfieb fm von13ase(H~rr Ständerat 
Wellk ,~,diesel{ ,Vqrteil au( irgendelne Weise' ausnützt,' 
utneben'eineBessersteIhirig auf ifemArbeitsm~kt zu 
erzi~lell. Ich, gHiub~,. ~.ir geht;~. sehr' schw-ie.rigen ,Z;eit~Il' 
ehtgegen. Idh. glaube llICht, dass Wir '(Jns' den $pa~s lei­

'step: können, jedesJahidnen,Z:uwacJ:lsvonlOOO, ~OOO, 
3000 Angestellten ,für die öffentliche Hand ~y. hab eIl' 
ohne, diebesondern Bet~iebe, So, kÖ,l1nen wir, nicllt wei~ 
tergehen., " ',' ' ", 

Der Bundesratbegrüss( dIeses Postulat; .Ich ,muss 
Ihnen~ sagen, wirhaberi. sch9n begonnen, in dieser 
Richtung iuärb~iten, indem wiiFühlung genommen 
haben niitdet Konferenz der Firi.a:nzdirektoren. Mari 
mÜss 40rtbeglnheIi, bt;i4er KonferellZ der kalltonalen 
Finanidirekt6ten 'und bel dengrösseren Städten und 
mit dem Städteverpand, ich habe auch persönlich Füh­
lung genominen mifdem Arbeitgeberverband;iCll habe 
bereits' die Antwort: Der Arbeitgeberverbimd i~tein­
verstanden, mit uns zU.Sarrnrien diese Frage zu stucÜel;en. 

• • Die • Sache ist Ziemlich dringlich" aber iCh habe, den 
Eindruck; 'diese' Konferenz musssörgfältig vorbereitet 
werden. Man mgss' diese Konferenz mit Unt(\rlagen 
vorbereiten. Ich habe schon an verschiedenen solcher 
Konferenz~n tellgenomm~n. Da macht',man sich gegen­
seitig Vorwürfe, die, öffentliche, Hand habe das, und die 
PrivatWirtschaft habe jenes gel11acht, und dann geIle)1 die 
Züge um' 5 Uhr weg uIid mit ihnen die Herren TeiF 
nehmer der Konferenz, und man weiss up.gefähr so viel 
wie zu Beginn. So darf die Konferenz nielli verlaufen. 
Deshalb 'begrüsst der Bundesrat', das Postulat der 
Finanzkommission des Ständerates und wird 'so bald 
wie möglich eine solche Konferenz einberufen. ' 

AngenQmmen ---, Adopte 

, An den Nationali·at - Au Conseil national 
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Eintreten,' 
Autrag der, Kommission 

Proposition de lacommissioJl 
Passer 80 Ia discussion des artic1es. 

. Berichtersta'ttung :--c- Rapport general 

M. Bolla, rapporteur:'i: En droit con~titutionnel fede~ 
ral suigse, enmatiere de,droits politiques,la prel11iere 
d~s femmes ~stlln etre 'inferieur au dernier des hO)ll:Ill;es; 
La fQrmule peut, paraltre choquante; elle, Ii.'en exprim.e 
pas rnoinda realite. Li!- tentationest grande d'analyser 
les motifs de ceite resistance, de, cer()tard, de laS:uis,se 
80 admettre l'interventionde la, femme dans,'l~jnstitu; 
tions p~litiqu~sfederales. Une' resistance- le~ouci 
d'objectiviteveut qu'on, le dise -:- qui s'est exptimee 
aussi dans notre conseil: eh ,1957, l'ep.tree en ma:tiere 
sur le projet tettdant ,80 l'introduction du suffrage ~~mil1in 
ne:f:iJtaQ.p1iseQue par 2.1 voix contre 14; 80, peupres le 
menle nombre d'opposants,)3 contre 20, refusä d,'acctlp­
ter la motion Schm.itt (9:eneve)lleufansplus tard, 

J~ sarshien que" pa~~ le~ oPPo,santsd'hier., per- . , 
sonne neß6nialta la fe111l11e, a Jatnoyennedes femmes, " 
un~ aptit\ldeplus Pl,l moins eg~le,~ )amoyennedes 
holll.l.lies 80 S'occ)lp",r~ de];lolitique,C;::ytte atfirmiüion Mant 
f;Ute, et justernent faite, nQh:e .t;~ist!lnce parait ~ncore, 
piusrnalaisee a expliql).er.' ~a' traditiQu a natwelle­
mentete invoquee, s1Jftout parlepepresentants des can­
tonsa Landsgenwinde, (Je r~Wiendraisur ce point.) 
Vhistorien qu;estnQh~e, pollegue~MM. Stucki, nous p,vait. 
;fait part des're<).lisations sages o1:Laudacie1;lses;au mo~ 
ment ou'ellesav~ient.~te ado:pt~es, d", &a comm.unaute 
d'homines vo~ants ,(sans ,bülleurs ~e poser la question, 
decisive en.l\lccurrence,. de savoir si;avec la participac 

tiondes Je~e~, ,le8 d6lib6rations auraient pu, ,e!r~ gifte­
re~tes); 'sa preoccupati~n est que l'institutionde la 
Landsgemeinde, si enracinee dans les mceurs de &on 
cantön, oe soit vouee, par l'introduction du sl,1ffrage ' 
feminin en m1l.tiere federale, 80 une lente mais inexora:ble 
ilsphyxie;C'est uc argument; mais cOilll11e il, yaudrait 
seulement pour une partie minime del'electorat:- car 
les cantons 80 LandsgemeiJ;lde representent une faible mi­
norite par rapport aux cantons ou le vote s'exprime dans 
le secret deS urnes -l'analystede notre phen?mene de 
refus, ,de l;esistance 80 realiser l'egalite de l'hornme et 
,de la femme en matiere de droits politiques setrouve~ 
rait encore perplexe quant 80 la signification, sans doute 
complexe, p,e cette attitude. D'ailleurs, qllaridnotre 
collegUe historien se faisait le dMenseur si eloquent de 

35 
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la tradition, une interrogation s'lnsinuait dans mon 
esprit, une interrogation que je ne saurais mieux ex­
primer qu'en reprenant les termes utiJises par Daniel­
Rops dans le Monde sans Ame: «L'Europe, pays de 
vieilles traditions et malade d'histoire, ne souffre-t-elle 
pas de cet amour des choses anciennes qui paralyse 
l'activite des vivants?» On rejoindrait, me semble-t-i1, 
la conc1usion d'une analyse faite par M. Hans Huber, 
professeur de droit public a l'Universite de Berne, a 
l'Institut Otto-Suhr de Berlin sur la ,democratie suisse: 
«Die schweizerische Demokratie darf in vielem auch 
heute noch als Muster altbewährten demokratischen 
Zusammenlebens als Hort guter Ordnung gelten. Sie 
kann aber in der Gegenwart riiCht mehr allein aus ihren 

'inneren Wurzeln leben. Sie leidet auch an einer gewis­
sen geistigen Enge, Unbewf!glichkeit und Abschliessung. 
peshalb erweckt sie bei den Ausländern auch wieder 
den Eindruck eines Museums vergangener Demokratie, 
eines originellen politischen Naturparks in einem Win­
kel der Erde, wo er ganz gut mit der dortigen Fremden-

- industrie zusammengeht» (Die Detnokratie im Wandel 
der Gesellschaft, Berlin 1963, p.112). 

Je doute que seull'etrariger ressente cette impression 
d'inertie. TI. y a aussi, chez nous, la jeunesse studieuse 
qui est prete a partagerle sentiment que le Sursse, a 
l'abri-des Alpes et de la neutralite, soit peu receptif aux 
grands courants. d'idees qui' soufflerit dans le monde. 
Up.e jeunesse, surtout, qui ne se sent nullement a l'aise 
dans le climat de notre '«suffisance», de cet extra­
ordinaire, «contentement de soi», qui pourrait aussi ex­
pliquer le retardde la Suisse a resoudre le probleme qui 
nous occupe; Une expression de- cette «suffisance» peut 
etre decelee aussi dans l'objection, assez souvent enten­
due ici meme (relisez leg proces-verbaux de la seance du 
4 octobre 1966 concernant la motion Schmittl), que si 

, la feJ:i1lne slüsse n'a pas l'egalitepolitique avec l'homme, 
elle a une position sociale et une situation 16gislative 
incomparablement meilleure qlie celle de la plupartdes 
femmes· d'Etats OU l'egalite susdite a He realiseedepuis 
10ngtemps.Ce qui est probabletnent vrai, bjen qu'ici 
encore notte «suffisance» nous empeche de voir com­
bien notre legislation . (surtoutquant au regime des 
biens) est surannee. Mais, de cette pretendue' superio­
rite sociale de la femme suisse a l'egard de la plupart 
des·femmes etrangeres, une seUle deduction me paralt 
logique: la superiorite en questi6n ne fait que souligner 
plus amerement l'inferiorite poIitique de la femme 
suisse, l'injustice de cette degradation dont trop de 
femmes 'suisses ont souffert et souffrent, l'urgence de 
mettre fin a une situation qui nous fait du tort non 
pas ou non pas seulement dans l'appreciation (souvent 
hätive) de l'ettanger a .notreegard, mais danscet exa-

. men' de'conscience quin'a pas besoin de la critique 
venant de l'exterieur pour qu'il soit necessaire et sa­
lutaire. 

2. Une evolution s'est produite au Conseil des Etats. 
Les debats devant votre commission et le resultat de 
ces· debats ensont une confitmation eloquente: onze 
membres (dont trois representants de cantons aLands­
gemeinde) ont participe a la seance de la commission 
que j'ai i'honneur de presider; dix ont ete favorables alix 
conc1usions' du message, un seul s'est abstenu, 
M. Nänny, represeJitant le demi-canton d'Appenzell 
Rhodes-Exterieures. 

Quelles SOllt les raisons de cette evolution? 
Toutd'abord, la regle de prudence politique (qui est 

souvent une regle de sagesse politique dans un' Etat fe-

deratif) veut que l'aventure constitutionneHe feder ale 
soit precedee par l'experience cantonale. Regle de pru- . 
dence et de sagesse deja du fait que, pour reviser la 
constitution federale, . la majorite des citoyens suisses 
prenilnt part a Ia votation n'est pas suffisante; il faut 
encore la majorite des Etats (art. 123 de la consÜtution 
federale). Le respect de cette regle non ecrite de pru­
dence est-il realise en I'espece? 

Nous croyons pouvoir repondre affirmativement. 11 
est vrai que six cantons et demi seulement (Vaud, 
Neuchatel, Geneve, BaIe-VilIe, Tessin, Fribourg, par 
une decision de principe de cette annee, Valais) con­
naissent le droH de vote et d'eligibilite des femmes dans 
toutes les affain~s soit cantonales, soit communales. 
Bale-Campagne connait ces memes droits pour les 
affaires cantonales. 

Le. droit devote et d'eligibilite; limite aux affaires 
religieuses, scolaires et sociales; a ete introduit par un 
vote de Ia Landsgemeinde, en 1967 a Glaris, et limite 
aux «Schulgemeinden», en Thurgovie; Nidwald, aussi 
par delioeration de sa Landsgemeinde, a fait un pas 
plus audacieux: la capacite civique active et passive de 
Ja femme existe depuis 'cette annee, dans toutes les 
communes, aussi pour toutes lesaffaires politiques. 

D'autres cantons ont suivl lasCJIlution dite bernoise 
qu'on devrait appeler, par respectde la priorite chrono~ 
logique, la solution grisonne. Le canton des Grisons a en 
effetete le premier a autoriser leg' communes'a intro­
duke le droJt de vote et l'electorat (7 octobre 1962). 
Berne aadopte cette meme solution six ans plus tard, 
le 18 fevrier 1968. TI est vrai que les cOrru:llunes du can­
ton de Berne ont fait usage de cette faculte avec une 
generosite qui n'a pas de comparaison avec la mesure 
et la moderation des communes des Grisons. Aux Gri­
sons, 11 communes seulement sur 221 (queHe inflation 
d'autoiwmies communales!) ont accorde la dignite po­
litique irax femmes; a Berne, sur 4!)2communes, 276 
avaient, en juin 1970, associe les femmes a l'exercice 
de la puissance publique et pcilitiqlie, si bien que le 
critere de la priorhe chronologique peut cMer le pas au 
cdtere de la realisation effective du droit. A cepÖlint de 
vue, il se j:ustifie de parler de solution· bernoise ci'autant 
plus que les 276 communesdu cariion de"Be;ne ou la 
femme a Ie suffrage et l'eligibilite representent le 81 
pour cent de la population totale (ce pourcentage atteint 
95 dans le Jura). 

A la solution bernoise (institution facultative du 
droit de vote et d'electorat dans' les communes) s'est 
rallie le canton de Zurich par votation du 14 septembre 
1969: 123 conimunes deja sur 171 (representant 93,5 
pour cent de la population cantonale) ont fait usage 
de cette faculte. N'ciubIions pasObwald~ qui ale meme 
systeme en vertu de la constitution adoptee le 19 mai 
1%8. 

Je crois avoir fait le tour de la situation existante; 
eHe reflete une variete dont il peut paraitre malaise de 
degager une directive commune. Hf pourtant, quelques 
faits permettent de conclure que I'ampleur des solu­
tions cantonales adoptees justifie la riouvelle tentative 
de resoudre fina,lement le probleme dans le cadre cons-
titutionnel fMeral. . 

Le premier deo ces faitsest le suivant: depuis 1959 
jusqu'a maintenant, le pourcentage deS voix affirma­
tives dans les cantons qui ont introduit le suffrage ' et 
I'eligibilite des femmes en matiere cantonale et com­
munale n'a fait qu'augmenter; en 1959, le canton de 



23. Septe.qtber 1970 267 , Frauenstimmrecht 

Vaud realisa ces püstulats par 52,6 pour cent de oui. 
Neuchätel suivit la meme annee avec 53,6 pour cent 
d,e ouL Geneve, l'annee suivante, obtenait deja une 
majorite de 55,4 pour cent; Bäle-Ville, en 1960, 60 
pourcent; le Tessin, en 1969, 63 pour cent; enfin Fri­
bÜllrg et Valais, en 1970, exprimaient la confortable ma­
jorite de 71, respectivement 72,6 pout centdes voix, . 

Quand on pense que le Valais, lors de la votation 
de 1959 (droit de vote et eIectorat en matiere feqerale), 
avait dünne 69,5 pour cent de non et le canton deFri­
bourg un pourcentage ~ 70,2 püurcent - encore plus 
massif de vüix negatives, il faut bien se rendre a l'evi-. 
deuce: l'idee de considerer la femme suisse, comme une 
eternelle mineure· en matiere politique avecu. 

.Un second fait est a souIigner: le 25. avriI 1970, la 
Landsgemeinde de Nidwald s'est reunie au lieu dit «Inl 
Ring zu Wil qn der Aa»; e~le devait se prononcer sur la: 
prüpositiün. duc;onseiI d'Etat de rendre .le. suffrage fe· 
mil1in obligatofre en matiere .scolaire,religieuse et SQ­
ci<tle, et facultatif .en 'tn'atiere politique. OnZe jeunes ci­
toyens, ont presente une contreprüpositiQn prevoyant 
]'o6trof du droit eIe vote et d'eligibilitegeneralise aux 
femmes sur le plan comrnunal. La Landsgemeinde a 
suivi ja proposition de lajeunesse. Cette jeunesse, pour 
qui la particip<j.tiol1 de la femme ä. la vie publique re­
presente quelquechose de. naturei, qu'il est souhaitable 
<lfl realiser lTIelne contre l<j. routine ou la prudence des 
«vieux», n'est certainement pas un phen()mene 1ir:bjte a 
Nidwal<i; c'est une realite qlle nüus tous, parents de fils 
et de filles modernes, constatons. Entre. gan;:ons et jeunes 
f11les; un etat d'egalite de rapports sans arriere-perisees 

,s'etäbl1t,unecommunaute partageant lememe souci 
d'etre.Ilest probable que les jeunes s'att~ndent aussi -
par le desir de confier finalement aleurs. cOmpagnes 
d'etude et de travaille maniementde ce petitgraiD. de 
puissancepublique dont ils jouissent - que l'interven­

. tion de la femme dans la vie politique soiten mesure 
de deconcerter la routine, d'üitrod,uire dans les debats 
et, finalement. dans les lois une sel1sibilite nQuvelle~ 
Illu.siQn,.' peut-etre, eh. 'tout cas commecünsequence 
immediatede l'innovation; mais meme cette illusion 
exprirnerait uD. etat d'esprit. qui n'est pa.s yulgaire. 

UD troisieme fait est a mentiünner:au-dela des rea­
lis.atioris a6qpises sur le terr,ain cantonal en matiere de 
suffrage fenliniti, ily atoute une serie d'initiatives sur 
le plan 'cantonal qui v9nt dans la Weme dlrection, comme 
s'i16tait urgent de ne pas etre les demiers a participer 
a lIne evolution dont ona 'finalement mesure l'ampleur 
et le folidenienL 

Aiusi,. le 27 septembre 1970, les electeurs et les 
electrices de HaIe-Campagne (lesquem~s, nous le rap­
pelöns, . jouisserit deja du droit de vote en matiere can­
tonaIe) se prononceront sur la nouvelle loi conimunale 
(Neu es Gel11eindegesetz), qui connait le suffrage femJ.­
hin et l'eligibilite de la femme. Le meme jour, l'eIectü­
ntt de. St-Gall determinera s'il veut suivre ,la solution 
bernoise.' Cel1e~ci a deja ete adoptee par le GrandCon­
seil de Soleure 'le 2 juillet 1970, par ·112 voix contre 5: 
Lavotatiön a).lflt lieu avant la fin de cette annee. J;,e 
canton de Lucerne s'apprete, le 25 octobre. 1970, a 
s'inscrire sur la liste des cantons qui ont, resolu le pro­
bleme solt sur le plan cantonal, soit sur le plan commu­
naL· 11 est enfin a prevoir que le meme jour OU l' on 
yötera sur !'institution 'du suffrage feminin en matiere 
federale, d'autres cantons (Argovie, Zoug, peut-etre 
Schaffhüuse) proposeront aleurs electeurs l'institution ' 
des memes droits en matiere cantonale et communale. 

Dans ces conditiüns, et en tenant compte aussi que, 
dans votre commission, personne n;a avance )es argu­
ments traditionnels ni des arguments nouveaux pour;. 
justifier l'exc1usion de la femme des· droits PQlitiques, 
jeconsidere superflu de faire une crWque des· arguments 
traditionnels. Vous ]a trouverez notamment gans l'avis 
de droi:t du, professeur Werner Kägi, Le droit de la 
femme suisse a l'egalite politique. Personne n'a autant 
que lui ceuvre pouraccelerer le changement du statut de. 
üi. femme en Suisse, pour donner la demonstration la 
phis solide de la justification de ce ~hangement. A ql.li 
lui objecte que des inegalites sllbsisteront toujours dans 
lessituations juridlques respectives de I'homme et de la 
femme, i1 acette replique irretutable: «Les inegalites 
qui düivent en bonne jllsfice subsisterdans les situa­
tiomi juridiques respectives de l'homme et de la femme 
ne devraient plus etre' discutees . et decid6es seulement 
par deshümmes seUls maitres, mais en communpar 
des honimes et des femmesegaux politiquement, C'est 
alürs seulement que le droit sera vraiment democra­
tique et juste» (Avis de droit; p. 32), Car enfin, c'est 
bien uil acte de justice, et, aussi uh acte de ~agesse po­
litique, qu'il s'agit de reaiiser.Presque toutes les me­
sures politiques concernent les femmes' aussi bien que 
les homm,es;· Sl~rtout apres que la femme - ctepassant 
le stade ttaditiünnel de sacollaboration dans la familIe 
QU dans' l'exp]oitatinn agr·kole ~ realise dans le travail 
(soit par necessite econömique Oll par desir d'indepen­
dance, par gout du metieroümeme pa,r simple ennui 
a 'la maison) une participation plus active a la vieso­
ciale. Integreesouvent dans la pröductiori et l'economie 
extra-familiale; est-il equitable que la femme nepuisse 
participer a l'echelon politique a lacreation des insti­
tutions et des lois qui la concerntmt aussi?Et quand 
on VQit un peupartout s'iInposer lapersÖnnalite polio, 
tique feminine a l'etranger, esHI dans l'interet de notre 
societe que, pOilr l'examen et la solution des ,problemes 

'qui se posent a tous les niveaux de nQS communautes 
politiques - je pense notaniinent au niveaude la com­
mune - DOUS fassions le gaspillage de renQnCer a 
l'apPQrt constructif de .la moitie de notre popUlation? 
Meme' si, sur cette moitie, le pöurcentage de.· celles qui 
sont preparees et disposees a la vie publique devait etre 
modeste, sommes-nous si riches enhoInmes politiques 
p'our renoncer a une repartition 'judicieuse de notre tra­
vail? 

Nous ·avons repondu comme vous le savez a ces 
questiüns .. 

3. Il y a eu -,-. j'y reviens - une seule abstentiön: 
Elle est dictee par la crainte d'une disparition lente mais 
presque ceitaine de rune Qude Tautre L~mdsgemeinde, 
fautede place pour tout lemonde ... La valeur, non 
seulement histodque, de' cette institUtion, n'est pas en 
discussion. Mais si l'onestpersuade que l'egalite poli­
tique de la femme est· un ade de· justice, la mesute de 
la place üu s'exerce 'la plus vieilledemocratie encore 
agissante au monde ne saurait etre un argument valable 
contre la realisation de cette egalit6, notez-le bien, sur 
le terrain federal, un domaine donc ou les' votations 

.n'ol1t pas lieu selon le systeme de ht Landsgemeind~. A 
,. Trogen (un viIlage admirablement Mti a la mesure de 

la famille), il afal1u qliatre votes a m?-in levee, le jour 
meme ou la jeunesse de Nidwald emportait sa victoire, 
pour ,constater qu'une tres faible majorite n'etait pas 
encore clispäsee a conferer aux communes le drQit cl'in­
troduire le suffrage feminin. Je pense qu'une votation 
aurait suffi pour donner une solutiQn favorable a ce 
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suffJ:"age, si lescitoyens qui se presentent avec l'epee, 
traditionnellement, avaient eu !'idee d',ajouter a l'epee, 
selon l'image de la justice, une balance. Mon cher ami 
Nänny, vous eteil encore assez tot pour essayer l'adop­
tion dece symbole: s'ily,a un probleme aresoudre par 
la balat;Lce (maisque l'epee ne soit pas trop grande et la 
balance trop petite); c'est bien celuiqui est soumis a 
notre deliberation; 

4.Nous avoIis decide de ne pas engager, au sein de 
la commission, un debat entre les membres des orga-, 
nisations feniinines 'favorables ausriffrage, ,d'une part, 
et les membres, du «Brind der Se:hweizerinnen gegeIi, 
das Fraufmstirtunrecht», d;auttepait Nous pensoils, en 
effet; que le theatie de ce (leb.at doit @tre ouvert au 
public; leforumnolls a paru inagequat, ce qui ne nous 
a paS empeche de li:reattentivemfmt l'expooe de 20 
pageS' que l'Association femiriine contre le suffra~e fe­
tiiitiln qu'oil voudrait recoilniUtre ,aux remnie:S a adress~, 
avant"le message du 23 decerhore 1909, a M. le con-

, seiller federalvon>MClos. " '" 

• TI appäititmt certainelllellt a la liberte de la deci­
slon politiqued'av'oirl!\, pos#9iIite de, ne pas s'engager 
pölitiquement et 4'exprimer les mc;>tif$ pour lesquels 
des femlnes cClOsiderent cet engageniimt comme une 
erreut.' Mais cette liberte de dedsio!1 politique pre­
suppose qu'on ait le choixdes'engager ou de ne pas 
s'ehgager politiquement., Or, en s'opposant ilU suffrage 
feminin 'en niitiere federale, on s'oppose' a la possibi­
Iitememede ce" choix, , on' fai!: du tort äux femmesqui 
desirellt avoir' cette ,possibilite. 'La, Lig;ue ,des fenlmes 
suisses contre lestiffrage feminin peut, elle, etre satis­
faltede ne pas avoir lesdroits et les devoirspolltiques. 
Mais il y a UD certain egolsme a cf(~ire quecet, etat 
desätistaction doit etre niaintenu contre l'insatisfac;tion 
d'äutres feinmes. qui,ell~, ressf(ptent une vocation po-
litique.' '" , 

Que la, ftmme auni. des deceptions quand elle ,sera 
civiqueme!1t ,niajeure, qu'elle ,aur!\,' des difficuItes a, de­
venir' poilitiquemerit «konkuminzfähig» de l'homme, 
que l'egalit~ juridique pourrait Se reveIer ,etre une ideolo­
gie trompeuse:- 'ainsi,qu'on le, soutient dans le me­
möi):"eenvoye iLM. von Moos --:, ce sont des previsions 
prClbablement exactes; elles correspondent adesexpe" 
riences frutesa l'etranger. TI y a toute une litterature sur 
le retrecissement de 1a presenc'e politique des femmes au 
fur' et a rhesure qu'on s'eIeye vers les postesde direce 
tion dans la structure de I'Etat et de ses organes poli­
tiques; on retr(}uve cette m~me faiblesse de l'influence 
fe:thinin~ clans, les "partis politiques aussi, et dans les' 
syndicats. Mais personne ne se berce de l'illusion que la 
pr()motion politique dela femllle pourta se reaIiser du 
seu! faitde l'introduction du' suffrage feminin. Ce fait 
reste töutefJisla 'condition fondamentaleet primor­
diale de toute possibilite de promotion ulterieure. TI faut 
bien const3.ier - c'est la conclusion d',un ouvrage de 
Maurice ]juverger, (La participation des femines a la 
'vie pölitique, UNESCO 1955, p.129) que la faible in­
fluence 'des femmes dans la direction des Etats repose 
dans une large mesure sur l'inertie feminine. Mais cette 
inertie n'est-elle pas le reflet du role secondaire que nos 
mreurs coritinuent a reserver aux femmes dans la so- , 
ci6te? 

5. Un autre theme de discussion concerne la limi­
tation qui n'est constitutionnellement imposee par au­
cune norme et qui resulte du message: le suffrage fe­
minin, par la revision constitutionnelle proposee, est li-

mite dans ce sens qu'il pourra etre exerce seulement 
en matiere d'elections et de votations federales. 

Votre commission considere que cette limitation se 
justifie politiquement et tactiquement; politiquement, 
par, respect ,de la, structure federative ~e, notre Etat; 
tactiquement, parce qu'un empietement federal dans un 
domaine tel que la coniposition du corps electoral can­
tonal Oll traditionnellement s'exprime une des autono­
mies 'cantonales dont onest jaloux, amait pu susciter 
unereaction susceptible decompromettre le resultat de 
la consuItation. Ici la prudence nous apparait ~o~e 
une vertu' devant laquelle d'ailleurs se sont mclines 
presque t~üs les cantons~ tous les partis politiques ~t 
(considerez deja, ines chersconfreres, la ~ag.esse poli~ 
tique des citoyeimes de demain ... ) l'AssoclatIOn suisse 
pour le suffrage feminin. " , 

6.Elifin, unprobleine qui nous a occupes ~t ~r~­
occupes est celui deS consequences du su~frage fenu,m? 
sur l'exercice du dröit d'initiatiye pöpularre et du refe­
rendlirh; 50 000 citoyens ayant le droit deo vote peu~~nt 
presenter une demari<;le d',ittitiative pop~arr~ enl;llatl~r.e 
constitutloririelle(art.I21' cst). TI sufflt de 30000 91-

toyeris' actifs pourdemand.er que les lois federales soient 
sorimisesa l'adoptionou au rejet du peupl~ (art. ~9 c~?; 
En doublant lenombre des votants, n'est-il pas JustIfle 
de revoir lenorhbre des votants, n'est-il pas justifie de 
revoir lesconditions nunieriques porir l'exerCice de .~es 
d'roits? Tel nouS paralt etre le cas, sans qu'on pUlsse 
attendre,porir poursuivre l'examen d~?roblemeet en 
proposer uile solution meditee, la reVlSlon totale d:,la 
cOhstitution federale. 'L'achevement de cette dermere 
entreprisenous .paraittellement p~oblem~~que qu'une 
deliberation de renvoyer a la, susdlte 'reVISIOn les pro­
blemes constitutionnels actuels pourrait etre envisagee 
cortmie l'equivalent p()litique moderne du renvoi aux 
calendesgtecques; , 

7,Au sein de la- commission, personne n'a propose 
de- rep'rendre ,la. motion de M. 'Arnold, qUi, al;l~acieu­
sement, aurait voulu introduire 1e' suffrage fenunmpar 
ulie ltlterpretation authentique de l'article 74 de la. eons­
titution. 'La motion a ete repoussee au Conseil na~ 

tional par 96 vöi;>c contre 42. Sclon l'aiticle 12,' 4e alinea, 
de la ioi sUt lesrappoftsentre les. conseils, une lIlotion 
deposee par des merhbres d'un conseil et rejetee par ce 
dernier n'est pas transmis a l'autre conseil. TI en resulte 
uile econorhie de discrission, econoniie dont notre conseil 
a toujours ete tespectuelix. 

8. Le depliant atteste une d,ivergence a l'alin~a 2 de 
l'article74, d1vergence qui nous a occupes vivement au 
sein de lacommission; ren rendrai compte, lors df) la 
discussion de detail, d'auümt plus que ladivergelice n'a 
pas une' grande pottee materielle. " " 

9; Plusieurs de nos collegue:S ont exprime des' doutes 
sur l'opportunite de S01,lmettre l'arrete federal deja au ' 
mois de fevrier 1971 au vote du peuple et des cantons. 
Le choix de cette date permettrait aux eIectrices de 
prendrepart au nbnouvellement integral du Conseil na­
tional, au mofs d'octobre 1971. Au point de vue de 1'or­
ganisation techniquede l'e1ection, notamment de 1'6ta-. 
blissement irreprochable .des registres eIectoraux, la date 
de fevrier 1971 ne presente pas d'inconvenients. Mais 
n'aurait-il pas ete plus pru:dent -observent certains de 
mes collegues - d'attendre une plus v~ste experimenta­
tion' cantonale du suffrage feminin avant de soumettre 
au vote l'arrete qui nous occupe? Cette hate, cette im­
patience ne fisque-t-elle pas de compromettre le resul­
tat espere? 
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Apres les votations de Fribourg, du Valais, de Nid­
wald- auxquelles j'ai deja fait allusion - le vent de 
l'optimisme a souffle dans les mHieux favorables au 
suffrage femülin. Le Conseil federal n'a pas ete insen­
sible - et avec lui les partis et les associations inte­
resses -':-: a ce souffle de bon augure. Je partage l'opti­
mi:sme qui dictera lechoix d'une date rapprochee pour 
la votation. Garder encore sur ce probleme une atti­
tude expectante risquerait d'exposer un fruit mur a la 
degradation qui rattend quand on tarde trop a' le 
cueillir ... 

10. Anticipons maintenant les evenements: la con­
quete du suffrage . feminin est realisee; la responsabilite 
dans la cite s'epanouit. A quel moment la femme; aban­
donnant ce röle passif auquel notre «generosite» l'a 
confinee,pourra s'engaget danslavie publique? Faut-il 
qU'elle attende reIeetion du Conseil national? Pas du 
tout. Vartic1e 123, 1er alinea, de la constitution dispose 
que <da partie revisee de la constitutionentre en vi­
gueur lorsqu'elle a ete acceptee par la majodte des ci­
toyens· suissesprenant parta la votation et par la ma­
jorite des Etats». Mais cette acceptation d6it encore 
etre verifiee,d'apres les proces-verbaux de la votation, 
par le Conseil federal, qui soumettra -aux Chambres fe­
derales par un message la proposition d'homologuer le 
resultatde la votation. La modification de l'article 74 
. entrera en vigueu!' seulement lorsque l'Assemblee fede-· 
rale aura adopte l'arrete cop.cernant le resultat de la 
votation. A partir de la meme date, les eIectrices pour­
ront, par exemple, faire usage du droit d'initiative· po­
pulaire, lancer Oll appuyer une demande de reteren-
duna. . 

Jene voudrais pas terrruner sans dire avec quelle 
competence e~ avec quelle conviction M; le conseiller 
federal von Moos - a:ssiste a notre seance par M. Fritz 
Keller, ddcteur en droit, premier adjoint de la Division 
de la justice - a participe il nos travaux et a facilite 
notre tache. 

Messieurs et chers. collegues; notre commission vous 
propose sans opposition, avec l'abstention dont j'ai 
parle, d'entrer en matiere sur le projet cl'arrete instituant 
le suffrage ferninin en matiere federale. Platon a donne 
ses lettres de noblesse a la politique en la detinissant 
comnae. rart de rendre les hommes naeilleurs. Ya-t-il 
quelqu'un qui doute que, dans l'exercice de cet art, 
les femmes pourront admirablement nous aider? 

Allgemeine Beratung - Discussion generale 

ßächtold: Es wäre übertrieben, behaupten zu wol­
llen, dass' trotz der Anwesenheit des Fernsehens und 
trotz schöner Besetzung der Tribünen eine grosseSpan­
nung über unsern} Saal und über unsern Beratungen 
liege, obwohl wir ein Thema von historischer Bedeutung 
beraten. Der Hauptgrund liegt wohl darin, dass über den 
Ausgang kein Zweifel mehr besteht und dass die Ein­
führung des Frauenstimmrechts kein Experiment und 
kein Wagnis mehr jst. Wir sind ja in dieser Sache wam­
haf~ig nicht vorangestürmt, und das Fehlen des Frauen­
stimmrechts ist inzwischen geradezu zum weltweiten 
Kuriosum geworden. Aber unsere direkte Demokratie 
untersteht eben dem Gesetz des langsamen Wachstums 
und des Wachstums vom engeren Kreise her. Schlimme 
Befürchtungen, die noch vor 10 Jahren hinsichtlich der 
politischen Gleichberechtigung der Frau geäussert wer­
den konnten, haben sich nicht bewahrheitet. Das wissen 
wir heute. Dies will indessen nicht besagen, dass das 
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Frauenstimm- und -wahlrecht zum problemlosen Besitz 
werden solL 

Das Hauptproblem liegt meines Erachtens im Stimm­
recht schweizerischer Ausprägung überhaupt. Sie alle 
keimen die Ursachen. Der Grund liegt vor allem in der 
Komplizierung der Abstimmungsvorlagen. Die Ab­
stimmungsvorlagen des 19. Jahrhunderts waren noch ver­
hältni\Smässig einfach, und der Entscheid über ein Ge­
setz war zumeist eine prinzipielle Frage; die aus der 
Weltanschauung oder aus der täglichen Erfahrung her­
aus beurteilt werden konnte. Die Abstimmungsvorlagen 
des Wohlfahrts- und Wirtschaftsstaates haben sich zu­
sehends kompliziert. Eine vollständige kritische Urteils­
bildung setzt in manchen Fällen ein Wissen ~ ich 
möchte fast sagen ein Fachwissen ~ voraus,das schlech, 
terdings nicht mehr erwartet werden darf. 

Es wurde in der Kominission von Herrn Kollege Lu­
der (wenn. ich mich recht erinnere) mit Recht· gesagt, 
da.sSchönste und. Zutreffendste über das Frauenstimm­
recht sei von Herrn Prof. Dr. WernerKägi geschrieben 
worden- in seinem Gutachten «Der Anspruch der 
Schweizer Frau auf politische Gleichberechtigung», eine 
Broschüre, die uns der· Bundesrat freundlicherwei'Se mit 
andern Unterlagen zur Verfügung gestellt hat. Es stimmt: 
Was Prof. Kägi schon im Jahre 1955 geschrieben hat, ist· 
überzeugend, und ich schliesse mich diesen Schlussfol­
gerungen an. Aber der gleiche hochgeschätzte Mahner 
und Vorkämpfer für den Ausbau des Rechtsstaates 
wird nicht müde, auf die Voraussetzungen und die Gren­
zender direkten Demokratie hinzuweisen. In einem spä­
teren Aufsatz meinte er wörtlich: «Für die direkte Dec 

mokratie gilt in ganz besonderer Weise, dass sie nur dort 
wirkliche Demokratie sein kann, wo sie auf dem festen 
Fundament des persönlichen Urteils und der persöhli­
chen Verantwortung aufbaut. Ohne diese Votaussetzung 
wird sie zum Spielball offener und anonymer Macht­
träger; sie wird zumgrossen Schemen, zur grossen Lüge. 
Es ist der entscheidende Prüfstein und recht. eigentlich 
die Schicksalsfiage der Demokratie, ob. wenigstens di'e 
gtössere. Mehrheit des Volkes etwas von diesem elemenc 
taren ,Willen zum selbständigen Urteil und zur freien 
Entscheidung bewahrt .. 

«lch möchte nicht miss.verstanden werden: Das ist 
kein Einwand gegen das Frauenstimmrecht, aber eine 
ernst zU: riehmende Aufforderung, die Grenzen der di­
rekten Demokratie ras.ch und gründlich zu. überprüfen, 
denn manche Abstimmung und manche Wahl ist doch 
mehr oder· weniger zur Farce geworden. 'Sachabstim, 
mungen werden namentlich in grös·seren Städten proble­
matisch, weil die Voraussetzilngfm zur persönlichen Mei­
nungsbildung in höherem Masse fehlen als in den über­
sichtlichen Verhältnissen der kleineren Gemeinden. Wir 
können die Komplizierung der Lebensverhältnisse nicbt 
rückgängig machen. und die direkte Demokratie braucht 
keineswegs Zu kapitulieren, aber wir haben das Stimm-

. recht als solches neu zu überprüfen und den veränder­
ten Verhältnissen anzupassen. Dazu finden wir reiches 
Material und konkrete Vorschläge in· den Antworten . 
auf den FragenkataJog der Kommission Wahlen im Zu­
samnienhang mit der Totalrevision der Bundesverfas­
sung. 

Mit dem Schritt zur Gleichberechtigung der Frau 
übernehmen wir meines Erachtens· die noch dringlicher 
gewordene Aufgabe zu untersuchen, in welchem Um­
fang die direkte Demokratie unter den heutigen Ver­
hältnissen mit dem ~ allgemeinen Erwachsenenstimm­

. recht -.,. das sogar, wenn es nach den Wünschen unseres 
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Kollegen Ulrich geht, auf 18 Jahre herabgesetzt werden 
sollte - noch möglich ist. Unser Schweizervolk - das 
muss ich auch feststellen - reagierte allerdings bisher. 
auf die Versuche, die Demokratie durch Begrenzung auf 
das Wesentliche lebendig zu erhalten, sehr widerspruch­
lich. Es schimpft über die allzu grosse Abstimmungs­
liste; es schimpft über überladene Abstimmungsfuder 
und spricht von einem allzu grossen staatsbürgerlichen 
Pensum, von Ueberforderung; wenn es aber dann um 
die weise Begrenzung und Beseitigung von Stücken 
Scheindemokratie geht,. dann wird es misstrauisch und 
lehnt ab. 

Hinter allem steht meines Erachtens das ewige Pro­
,blem der staatsbürgerlichen Erziehung, das nun Ln ver­
mehrtem Masse auch auf die Mädchen ausgedehnbwer­
den muss. Ich weiss, .es ist ein altes Lied. über ein altes 
Leid, wenn ich sage, dass die staatsbürgerliche Erzie­
hung nicht Schritt gehalten hat und ,dass manche Lehr­
mittel, die an unsern Schulen verwendet werden, aus ei­
ner Welt stammen, die Ja heute grösstenteiJs nicht mehr 
existiert. Auch auf diesem Gebiet erhalten Forderungen, 
die schon seit eh' und j~ erhoben worden sind, mit der 
Einführung des Frauenstimm-. und -wahlrechtes erhöhte 
und dringlichere .Aktualität. Mit ,dem etwas abgenützten 
Begriff der staatsbürgerlichen Erziehung meine ichübri­
gens lucht nur .oder nicht so sehr 'ein Lehrfach und .sei­
nert' Ausbau auf verschiedenen Schulstufen, sondern die 
Gesamtheit der Bestrebungen, die darauf gerichtet sind, 
diepoHtische Reife des Volkes überhaupt zu heben. Dass 
sich auch derBund an diesen Anstrengungen noch mehr 
als bisher beteilige, ist mein Wunsch und meine For­
derung, die ich mit der Z~stimmung zur Botschaft des 
Bundesrates. verbinde. . 

Wenk: Die' Verfassung, unter der man leben darf, 
und Gesetze,nach denen man' Steuern bezahlen muss, 
mitbestimmen zu dürfen, ist fÜr Erwachsene ein Men; 
schenrecht; solche darf man niemandem nehmen. Wir 
Schweie;er männlichen Geschlechts sind nun in der eigen­
artigen Lage,· dass wir es den Schweizerinnen geben dür­
fen (ich meine: müssen). Aus praktischen oder opportu­
nistischen Gründen sehen. wir uns gezwungen, den 
Frauen das Stimm- und Wahlrecht nur in eidgenössi­
schen Angelegenheiten zu geben. Ich stimnie diesem Weg 
zu, kann Ihnen aber nicht verhehlen, dass mir bei dieser 
«ParzelIierung» eines Menschenrechtes nicht ganz wohl 
ist. Wenn wir im Rahmen der Bundesverfassung bald 
zum Erwachsenenstimmrecht kommen wollen, bleibt 
uns kein anderer Weg als der vorgeschlagene.' 

Wie sehr wir uns in einem Uebergangsstadium mit. 
Unzulänglichkeiten befinden, zeigt uris dre seltsame Art, 
wie unter den heutigen Umständen die Standesstimme 
ennitteIt wird. Am kommenden Sonntag dürfen die Bas­
ler Frauen, welche dasStim1i1recht haben; nicht mithel~ 
fen, die halbe Standesstimme ihres Halbkantons mitzu­
bestimmen. Das ist nach Paragraph 123 der Bundes­
verfassung klar geregelt. Aber es ist dennoch unbefrie­
digend, dass der Stand nicht nach der eigenen Verfas­
sung die Standesstimme abgeben darf. Sicher war es 
nicht die Absicht der Verfassungsschöpfer des Jahres 
1874, so tiefgreifend irt die Rechte der. Kantone einzu­
greifen, wie es sich nun aus der Entwicklung ergeben hat. 
Nun ist zu hoffen, dass die Kantone mit Frauenstimm­
recht bald aus dieser Zwiespältigkeit heraus sein werden. 
Nachher, werden die Kantone ohne Frauenstimmrecht 
es mit Würde tragen müssen, dass ihre Standesstimme 
von den Frauen mitbestimmt wird. Dies kann' mich 

nicht hindern, mit voller U eberzeugung für die vorge­
schlagene Verfassungsänderung einzutreten. 

M. Lampert: A mon tour, je tiens a rendre hommage 
au Conseil federal d'avoir, en ce qui concerne l'institu­
tion du suffrage feminin en matiere federale, remis 
l'ouvrage sur le metier. Depuis le scrutin populai:re du 
1er fevrier 1959 a 1'occasion duquel fut refuse .aux fem­
mes l'exercice de ses droüs politiques, des elements nou­
veaux sont intervenus qui militent en faveur de ·1'intro­
duct10n du suffruge universei dans notre pays. 

Le moment est venu d'honorer la femme suisse en 
renonyant a lui contester sa promotion civique et de lui 
reconnaitre des droitsdortt elle est bientötseule dans le 
monde a etre privee. En effet, 1'~galite de la femme sur 
le plan, juridique est aujourd'hui reconnu dans le droit 
public dela grande majorite des Etats formantIa commu­
naute des peU'ples. Setils quelques~unsexcluent encore 
la fenime de l'exercice des droits politiques. La non-re­
connaissance de ce princip'e apparalt de plus en plus 
comme tlD signe de retard du developpement democra­
tique de ces dernier-s .Etats. Si en democratie, nul ne 
conteste que la souverainete est exercee par le peuple, 
la femme doit alorsbenMicier de toutes les' prerogatives 
attachees a sa pe~sonne, car le peuple se compose aussi 
bien de l'el~ment f6minrn que de l'eIement mascUlin. Or, 
notre democratie. suisse, qui dMend a outrance ses lettres 
de noblesse. d;allciennete et de sagesse, peche sur ce point 
par un anachronisme dont le moins qu'on puisse dire est 
qu'il manque de courtoisie et d'empressement envers la 
femme. 

" La plus elementaire logrque impose l'institution du 
suffrage feminin car l'emancipation feminine a laquelle 
nousassistons actuelle1i1ent aboutit pour elle a une plus 
grande.· independance et, partant, a un renforcement de 
ses responsabilites sur le plan social. 

En effet depuis de nombreuses annees, l'activite de 
la femme deborde le cadre de<la familIe; celle-ci exetce 
a cöte de ses occupations menageres une profession ou 
elle rend des services tres appreciables et ou elle assurne 
des charges et des obligations. Il est donc logique' et 
equitable qu'el1e ait' desormais son mot a dire dans les 
affaires .pubIiques et, en tout premier lieu, il est indis­
pensable de rejeter l'opinion encore largement repandue 
selon laquelle l'intelligence et la maturite politique de 
l'homme s'opposeraient a l'inaptitude politique de la 
fernrne. 

Dans sonouvrage La Femme et sa vocation, 1'ecri­
vain franyais Marcel Clement dit avec raison qu'une 
civilisation se juge a la place que la femme occupe dans 
la societe et au röle qu'elleestappelee a jouer. 

Reconnaissons avec lui que, par la poursuite de sa 
vocation fondamentale, elle contribue aussi bien que 
l'homme au maintien et au developpement de l'ordre 
politique. En effet, en realisant de son mieuxson devoir 
d'epouse et de mere, en perfectionnantsans cesse la cel­
lule familiale, la femme participe efficacement a la re­
cherche du bien commun. 

Certes, son action est moins spectaculaire que celle 
de l'homme ~arce qu'elle se confine presque toujours 
dans l'humili.te, mais elle n'en est pas moins efficiente 
sur le plan de la detense des interets de la communaute 
sociale, puisqu'en elevant eten eduquant ses enfants, 
elle forme et fa<;onne les futurs citoyens qui preside­
ront un jour aux destinees de la cite. 

Quelle que soit sa vocation, elle participe egalement 
et de fayon active acette communaute de pensee et' 
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d'action qui tend a rendre l'ordre· politique conforme 
aui exigences de fordre moral. 

Tout autant que l'homme, sinon davantage, elleest 
sensible aux courants qui menacent son foyer et elle 
est fermement resolue a·combattre lesjdees et les doctri­
nessusceptibles d'ebranler ses fondements. Or, en jouis­
sant de .. ses droits politiques, . elle pourra, sur' le plan 
electoral, completer le rayonnement de sa foi et de ses 
convictions pour s'opposer avec plus d'efficacite auxma­
rees subversives et mieux detendre notre. civilisation. 

. D;autrepart, l'egalite des droits entre l'homme et la 
femme renforcera les possibilites d'action de cette der­
niere dans la yie publique car, en tant que citoyenne, 
elle pourra mieux apporter sa contribqtion· a la Bodete 
parce qu'elle contribuera activement et efficacement a 
l'elargissement d(;! l;esprit de justicesocialeet a: l'e!eva­
'tion du niveau moral de la politique. 

En outre, sa participation a Ia vie politique et so­
dale lui permettra de mieuxceuvrer enfaveur de la 
protection de I'enfance et a cell~ de l'epanouissement de 

, lafamille. Contrairement aCe que d'aucuns pretendent, 
cette partidpation, grace aux qualites de cceur et au bon 
sens qui lacaracterisent, ne la fera pas devier de sa vo-
cation fondamentale. . 

Je SUtS convaincu que, meIne ~ans'le cadre des acH­
vites politiques, modestes OU impQrfantes, qu'elle sera 
appelee aassumer, elle ne se departira pas de sa nJ.ission 
maternelleet n'abdiquerapas ses prerogativeset ses 
devoirsde gardienne du foyer. 

D:aill~urs, ce qui importe aujourd'hui, ce n;est pas 
de prejuger des sentiments qui l'animeront en tant que 
c1toyenne, mais biende mettre en /valeur sadignite et 
sapersonnalite en lui conferant les' droits qu'elle merite et 
qui lut permettrontd'ceuvrer, al'egal de l'homme, sur le 
plan polhtique et sociaL TI s'agit Hi d'un postulat de ju­
stice et de dignite humaine. 
. Eil consequence, collaborons a 1a promotion civique 

de la femme suisse en acceptant aVec ~nfhousiasme le 
projet d'arrete soumis a notre approbation. 

Nänny: Vom Herrn Kommissionspräsidenten haben 
Sie gehört, dass icli der.· einzige war • in der KoU11.1lls­
sion, der sich der St.im)Ile enthalten hat. Ich werde micj:l 
auch hier der Stimine. enthalten, obschon ich sonst ge­
wohnt bin, zu 'einer mir zu:r Entscheidung vorgelegten 
Sache klar Stellung Zu beziehen, Sie werden es mir abet 
bestirnnit nicht. übelnehlnen(sicher auch nicht die vie~ 
len sympathischen Zuhörerinp.en auf d~n Tribünen), 
wenn iclJ.·· für. diesen neuen Anlauf, das Frauenstimm­
und -wahlrecht in eidgenössischen Angelegenheiten ein­
zuführen, keine. grosse Begeisterung.aufbringe; Begei­
sterung mitbringen.zumüssen .aus meinem Hellnatkan-. 
ton AppenzeU,Ausserrhoden; deuich die Ehre habe, hier 
zu vertreten, dürfte schon fast als Zumutung gelten, be­
fand sich mein Kanton doch bei der ersten Abstimmung 
über den gleichen Gegenstandim Jahre 1959 mit 84,5 
Prozent Nein-Stimmen -:-bei hoher Stimmbeteiligung -
in der Spitzengruppe der ablehnenden Stände. Er hat 
auch an der Landsgemeinde vom . letzten . .Aprilsonntag 
dieses Jahres den Versuch,' die Gemeinden zuer1lläc;:hti­
gen, die Frauen in Gemeindeangelegenheiten als stimm­
und wahlberechtigt zu erklän;n, für einmal (allerdings 
mit knappem Mehr und aus einem verständlichen 
Grunde) abgelehnt. 

'Im übrigen ist aber mein Kanton in dieser Beziehung 
nur scheinbar stark' rückständig, besitzen doch die 
Frauen in Appenzell-Ausserrhoden schön seit mehreren 
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Jahren das volle Stimm- und Wahlrecht in der evange­
lischen Landeskirche, und seit 1908 sind sie mit Erfolg 
wählbar in Schul~ und Armenbehörden sowie in das 
kantonale Jugendgericht. Ich gebe zu, dass sich seit 1959 
die Auffassungen über die politische Gleichstellung von 
Mann und Frau g~nz allgemein, besonders aber auch in 
Kreisen der damaligen Gegner, merklich gewandelt ha­
ben. Ich räume auch ohne weiteres ein '-.,-- und erkläre 
dies hier ausdrücklich-c-, dass auch für mich -persönlich 
die 'befürwort~nci~ Grunde beachtlich sind und gröss­
tenteils als nicht widerlegbar und als' überzeugend gel­
ten. 

Was mich al1~rdings vorweg weder zu überzeugen 
noch zu beeindrucken noch zu einem flattunendeli B,e, 
fürworter des Frauenstimmrechts zu bekehren vermag,. 
ist die in der Botschaft angefüllrte Gegenüberstellung' 
der sieben heute noch.verbli~benen Staaten ohne FJ:au­
enstimmrecht, d(icunt(;lr neben der Schweiz Salldi,Ara­
bien,Nigeriaund.Jord~lllien, mit über hund~rt Staaten, 
welche dieseS Recht kennen. GewiSs gilt es ..."...., ganz be:· 
sonders an:i. he~ltigen Tage --'-- nicht zqm vorneherein .als 
Ehre, mit Jordanienaufgleicher Stufe genannt zu wer­
den. Doch würde es mir Vergnügen mlj.chen, dieSteI­
lung der Schweizer Frau im ganzen mit der Stellung der' 
Frau inder überwiegenden Mehrzahl der 'genannten 
hundert . anderen sogenannt fortschrittlichen Staaten: zu 
vergleichen~ Um nur. zuvorderst im Alphabet zubegin­
nen: Kürzlich hat mir ein hervorragender Kenner von 
Afghanistan - dieser· Staat ist an erster Stelle genannt 
im Vergleich - sehr glaubwürdig die dortige Stellung 
der Frau als die einer reGhtlosen, . leibeigenen 'Arbeits­
sklavingeschilderLAber das Stimmrecht besitzt sie! Da­
neben !J.le~bt bei allen Vergleichen auch zu berücksich­
tigen, dass der Umfang der politischen Rechte und der 
damit verbundenen Pflichten wohl in keinem einzigen 
andern Lande ein derartiges Mass erreicht wie in unserer 
direkten schweizerischen Demokratie. 

Neben diesel} zwei eher nebensächlichen Gesichts­
punkten liessen sich natürlich noch· eine Reihe in mei­
m:n Augen iil,lmer noch gewichtige Gründe gegen' das 
Frauenstimmrecht anführen. Doch will ich es Ihnen und' 
mLrersp;l.ren, . dies zu tun. Ich beschränke mich darauf, 
Ihnen den Hauptgrund meiner Stimmenthaltung be­
kanntzugeben. Der· Grund, dei mich davon abhält, für 
eine neue Ordnung"einzutreten, ist historischer und tra­
ditioneller, aber auch praktischer Natur. Es ist die in 
das Innerste meiner demokratIschen' Gefühle gehende 
Sorg~um das Weiterbestehen einer staatsbürgerlichen 
Einrichtung: bie Landsgerneinde, hervorgegangen aus 
der Verilammlung der wehrfähigen Bürger, was heute 
noch durch das Tragen der Waffe als einzigem Stimm­
rechtsausweis zum Ausdruck kommt; die. Landsgemeinde 
als Urform und als direkteste Form der 'schweizerischen 
Dem:ob-atie, ·d.ie mit der Einführung· des Fiauensthnm­
rechtes in ihrer Existenz bedroht ist, wenn es sich vor­
derhand auch nur um das eidgenössische Stiinmrecht 
dreht. . . , 

Ich weiss, dass wir Ausserrhoder und mit uns auch 
die Innerrhoder, die Glärner,' vielleicht auch die Nid­
waldner und Obwaldner bisweilen mitleidig belächelt 
und bei der Verteidigung der Lal1dsgemeinde eines Aus­
bruchs von Sentimentalität und des übertriebenen Tra­
ditionalismus bezichtiit werden. Belächeln oder bemit­
leiden kann uns aber nur derjenige,' der nQch nie als 
aktiver Stiminbürger im Ring gestanden hat oder auch 
sonst noch nie einer Landsgemeinde beigewohnt .und· 
diese innerlich miterlebt hat. Wir wehren uns auch ent" 
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schieden dagegen, eine Landsgemeinde als folkloristi­
sches Ereignis betrachten zu lassen. Sie ist eine Einrich­
tung, die tief in unserem staatsbürgerlichen Empfinden 
verwurzelt ist. Dieser Landsgemeinde den Todesstoss zu 
versetzeh ~ und es ist nicht eine Frage des Platzes, Herr 
Kommissionspräsident, es ist die praIctische Unmöglich­
keit, einer repräsentativen Zahl von Stimmberechtig,ten 
die TeiJnahme an der Landsgemeinde überhaupt zu er­
möglichen ~ bedeutet nicht nur die Aufgabe einer Tra­
dition, es bedeutet auch die Aufgabe einer Einrichtung, 
die sichnachgewiesenermassen über mehr als ein halbes 
Jahrtausend hinweg bewährt hat bis auf den heutigen 
Tag. Es bedeutet aber auch - ich sage es im Ernst -
die innnerliche Verletzung einer allerdings kleinen Schar, 
aber sicher nicht der schlechtesten Eidgenossen, Hier 
glaube· ich' stellvertretend für alle. Landsgemeinde-Kan­
tone zu sprechen, ohne damit natUrlich meine Kollegen 
aus diesen Ständen irgendwie zu verpflichten. 

Ich habe mir überlegt; ob es sinnvoll sei, aus deli. an­
geführten Gründen den Kampf gegen das Frauenstimm­
recht aufzunehmen. Ich verzichte darauf im Hinblick auf 
die offensichtliche Aussichtslosigkeit eines Kampfes, aber 
auch aus der vollen Anerkennung der meisten Gründe 
für das Frauenstimmrecht. Ich werde mich auch deshalb 
jeder aktiven Gegnerschaft enthalten. Diese Resignation 
wird bei mir noch verstärkt durch das Fehlen jeglicher 
Lust;' als 'reaktionärer Exponent in einem diskriminie­
renden Abstimmungskampfe zu geIten, wo Gegnerschaft 
heute schon beinahe als ehrenrührig gilt. Für einen sol­
chen Kampf ist riür und vielen meiner Mitbürger un­
sere Landsgemeinde zu teuer. Schliesslich bin ich ein­
sichtig genug zu erkennen, dass überall dort, wo es um 
die Verwirklichung eines Rechtes geht, das im Rahmen 
der Gerechtigkeit geboten ist, Tradition und Formen 
zuruckzutreten haben, auch auf die Gefahr hin, dass un­
sere Demokratie· damit um ein_ kostbares Gut ärmer 
wird. Ich danke Ihnen, wenn Sie mir wenigstens Ihr Ver­
ständnis entgegenbringen. 

M_ Choisy: Les membres de la commlSSlOn etant 
d'accord,s1.}r la necessited'lntroduire le suffrage Jemi­
nin sur le plan' fed~ral, il n'y aura donc personne parmi 
eux pour susciter une controverse en proposant le refus 
de l'arrete qui nous est soumis. Si je prends la parole 
au rlsquede revenir a certains arguments precedemment 
enonces, c'est avant tout cornn~e representant d'un can­
ton qui, apres plusieurs tentatives, a introduit le suffrage 
et l'electorat femiriin sur le plan cantona:l et communal 
en mars 1960 deja. 

Depuis 10 ans donc, les femmes genevoises exercent 
leur nouveau dmit et chacun s'accorde a dire qu'elles en 
font un bon usage, faisant preuve de bon sens et de 
ponderatron. Certes, la proportion des femmes quiutili­
sent le droit quileur a ete confere n'estpas tres eIevee 
mais il s'agitIa d'une tendance generale, regiettable cer­
tes, qui caracterise ega1ementles eIecteuts masculins. Ce­
pendant, et surtout, il faut tenir compte du fait que les 
femmes, .comine les hommes apres l'adoption de la 
constitution de 1848, ont bes<Yin d'un certaiti temps pour 
s'adapter aux circonstances nouvelles et prendre l'habi­
tude de se former une opinion politique. 

En tout cas: cet argument que les opposants bran­
dissent volontiers ne Pt(ut etre mis en balance avec une 
refoime que Iit simple justice commande. Ceux qui vou­
draient conserver aux hommes le monopole du dwit de 
vote disent aussi que les criteres d'appreciation des fem­
mes seront differents de ceux des electeurs masculins et 
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qu'elles se laisseront davantage entniiner par leurs sen­
timents. Ce n'est pas certain, et, meme si c'etait le cas, 
serait-ce un mal alors qu'on sait bien que les mobiles 
secrets de l'electorat masculin ne sont pas toujours ceux 
qu'invoquent les partis. I1 n'estpas maUVafrS que les sen­
timents puissent s'exprimer dans un monde marque par 
une ci>:ilisat1on industrielle placee sous le signe parfois 
pesant de l'efficacite. . 

Depuis 10 ans, il a Me fait· de grands progres dans 
le developpement du suffrage feminin dans les cantons 
ef les communes; M. Bolla, president de la commission, 
le rappelait il y a un instant. Le moment -parait donc 
venu de passer' a l'introduction sur le plan fMeral. 
Certains cantons _hesitent- adonner leur approbation a 
cause de l'institution fort sympathique des landsge­
meinde ql.i.e notre com~gue M. Nänny vient de detendre 
br.hllamment. Mais ce furent ces cantons qui, bien avant 
Ja Revolution fran~aise, COnhurent lesuffrage univeJ:sel. 
Leur attitude si progressiste devrait les il1citer a cohtinuer 
dans la voie qu'ils ont eux-meme tracee et cecid'autant 
plus qu'Hs restent libres de conserver leur coutume sur 
le plan local; puisque le texte qui vous estsoumis pre­
eise qu'en matiere cantonale ou cönimunale le droit can­
tonal est applicable. 

Quelquesopposimts,constatant que la femme ne 
fera janiais tout ce que falt l'liomme et inversement, ·en 
deduiseht que l'exercice du suffrage pourrait appartenir 
aces differences inelu~tables.· Cela me parait d'autant 
molns pertinent que, dans des domaines toujours plus 
nombreux, les deux sexes ont maintenant fIes memes de­
VOITS, ce qui doit conduire a leurdonner les memes 
droits, chaque foi'sque la chose est possible, notamment 
. sur le plan politique. 

Parrili les raisons qui militent enfaveur du suffrage 
feminin', je voudrais relev.er Ie fait que l'egalite politique 
facilitera l'integration de la femme dans la vie economi: 
que en lu1 conferant davantage d'importance m01"ale que 
ce n'est le cas actuellement. Ce fait jouera tout parti­
culierement dans. les promotions qui, a valeur egale, 8.ont 
trop souvent reservees aux hommes, tant dans les entre­
prises que dans l'administration. La leveede cette hypo­
theque incitera certainement un' plus grand nombre de 
femmes a s'irtteresser ades emplois. Or il existe en 
Suisse un million de femmesmariees sans enfarit, celi­
bataires, veuves et divorcees tandis que nous· soüffrons 
d'une serieuse penurie de maiIi-d'reuvre et que le pro­
fesseur Kneschaurek et son equipeannoncent une aggra­
vationde cette situation. 

Attendreenc6re consisterait a li",rer un uItime com­
batde retardement, batai:lle sans groire, au moment ou 

. existent suffisammentd'argumentsobjectifs pour que le 
peuple ef les cantons fassent de la Suisse, Etat' deve­
loppe sur le· plan economique et social, une' nation mo­
derne sude· plan poHtique. 

Luder: Wer als BefÜrworter die Entwicklung des 
Frauenstimmrechtgedankens . in einem Kanton miter­
lebt, dem. der entscheidende positive Schritt noch nicht 
gelungen ist, sieht mit· nüchterner Gespanntheit dem 
nächsten Urnen gang entgegen. Zum Grundsätzlichen 
sind ja längst der Worte genug gewechselt worden, und 
die emotionellen Auseinandersetzungen, die gelegentlich 
bein!lhe das unergründliche Lächeln Mona Lisas erstar­
ren liessen, sind allmählich sachlicheren und realistische­
ren Ueberlegungen gewichen. Im ausgezeichneten Re­
ferat des KommissIorrspräsidenten sind sie umschrieben 
worden. Rationale Gründe für die Ausschliessung der 
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Frau vom Stimm- und Wahlrecht gibt es keine. Das ist 
nicht eine Erkenntnis unserer Generation, sondern beI­
spielsweise bereits im Jahre 1858 von meinem Solo­
thurner Landsmann Nationalrat Simoh Kaiser in sei­
nem Staatsrechtslehrbuch umrissen worden. Nicht ein­
mal das mahnende Wort, die Frau gehöre ins Haus; hält 
den heutigen Tatsachen stand. Herr Kollege Choisy hat 
Ihnen soeben einige Zahlen genannt. Es gibt 737000 
ledige 'erwachsene Frauen, geschiedene und, verwitwete 
Frauen, für di'e also kein Mann handeln könnte und 

,die mir zum kleinsten Teil ihre Aufgabe im Haus er­
füllen, Oft wird auch übersehen, dass bereits in zahl­
reichen Gemeinden unseres Landes in vermehrtem 
Masse- Aemter nicht mehr besetzt werdenköimen, bei­
spielsweise das Amt eines Gemeindeschreibers; gelegent­
lich wird sogar das Amt von Oemeindepräsidenten ver­
geblich zur Wieder besetzung ausgeschrieben. Es ist be~ 
zeichnend, dass, sobald einmal die Kompeteni, das 
Frauenstimmrecht kommunal einzuführen, durchgesetzt 
ist,gerade in kleinen Gemeinden, wo eben diese Aem­
terbesetzung anischwierigsten ist, der Schritt, zum Er­
wachsenenstimmrecht dann am raschestens getan wird, 
ErstaunLich bleibt nur, dass die Einsatzbereitschaft und 
Einsatzmöglichkeit der Frauen,für die die Wirtschaft 
längst Verwendung gefunden hat, vom Dienstleistungs" 
apparat der Demokratie überhaupt derart lange ver­
nachlässigt worden ist. Das hängt ~ die regionale Ent­
wicklung des Frauenstimmrechtes bestätigt das ~ doch 
wohl auch mit alemannisch geprägter Gemeindetradition 
und Gesellschaftsauffassung zusammen.' Die Hinder­
nisse, die in einzelnen deutschschweizerischen Kantonen 
zugunsten des Frauenstimmrechtes noch zu überwinden 

'Sind, liegen immerhin tiefer. verwurzelt als nur etwa im 
brummigen' Selbstbewusstsein des Männerstaatsbürgers. 
Vielfach lässt sich gerade in politisch sehr aktiven Kan­
tonen die echte Besorgnis, die Frauen würden in den 
Strudel unzähliger Verpflichtungen und Verstrickungen 
des politischen A11tagshineingezogen, den Mann vor 
dem Ja zurückschrecken. Man muss sich bewusst blei­
ben, dass h.eute von den 25 GanZ- und Halbkantonen 
deren 10 noch kein eigentliches Frauenstimmrecht ken­
nen und 7 erst das kommunale Stimmrecht eingeführt 
haben. Für diese 17 kommt die eidgenössische Vorlage, 
die wir heute behandeln, gewissermasSen von oben, ohne 
dass der Mittelbau des 'kantonalen oder gar der Unterbau 
des kommunalen' Frauenstimmrechtes schon vorhanden 
ist. Darum ist wahrscheinlich auch in der Oeffentlich­
keit die Frage aufgetaucht, ob es richtig sei, bereits die 
Nationalratswahlen 1971 zeitlich mit der Vorlage zu ver­
knüpfen. An sich wäre es mögÜch gewesen, die Vorlage 
so vor das Volk zu bringen, dass ihr Ergebnis erst nach 
dem Herl;>st 1971 erWahrt worden wäre, um den K,anto­
nen, die noch hintendrein hinken, Zeit und Gelegenheit 
zu verschaffen, ohne wahlpolitischen Startdruck . ihren 
rechtlichen Unt~rbau und dieentsprechendenpsycholo­
gischen Voraussetzungen zu schaffen. Zweifelloswä­
ren aber hinter einer solchen AUfs*iebung rein wahl­
taktische UeberIegungen vermutet worden~ Undabgese­
hen davon hätten sich jene Kantone, die das Frauen-
stimmrecht schon seit Jahren kennen, brüskiert gefühlt. 

'Schliesslich zeigt ja ein Blick auf die kantonalen Ab­
stimmungskalender, dass sich die Frauenstimmrechts­
frage in voller Entfaltung befindet und die vorhin 
skizzierte Statistik bereits bis Ende Jahr wesentliche Kor­
rekturen erfahren kann. Darum sei dieses Thema abge­
schlossen, um so mehr, als unser Rat ja am 4. Oktober 
1966 mit der Annahme der Motion Henri Schmitt dem 
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Bumlesrat den Auftrag zur Ausarbeitung dieser Vorlage 
erteilt hat. 

Lassen Sie mich, um meine Zustimmung zu unter­
streichen, einen einzigen Satz aus dem bereits erwähnten 
Gutachten von Prof. Werner Kaegi zitieren: «Es geht, 
(beim Frauenstimmrecht) nicht um nivellierende Gleich­
macherei, sondern um ein Gerechtigkeitsdenken, das 
sehr wohl um die tatsächlichen Ungleichheiten weiss, 
die auch im Recht nach ungleicher Behanqlung rufen. 
Aber über diese gerechten Ungleichheiten soll inskünf­
tig nicht nur der Mann allein; sondern auch die Frau 
als vollberechtigte Aktivbürgerin mitbestimmen dürfen.» 

Lasser: Der Sprechende ist seit Jahren ein Befürwor­
terder Eihführimg des Frauensthnmrechtes' auS den 
Gründen, die der Herr Referent, Herr Ständerat BolIa, 
in seinem hervorragenden Referate dargelegt hat, vorab 
aus Gründen der Gerechtigkeit. 

Ich habe' denn aUch an der letzten Abstimmung 
vom 13.Juni 1958 in diesem Rate der Votlage zuge~ 
stillJlIlt, welche in dei Schlussabstim:mung im Ständerat 
am'.13. Juni 19$8 mit 26: 12 Stimmen akzeptiert worden 
ist. 

Seither hat. die Entwicklung in der· Riehtung des 
Frauenstimmrechtes in unserem Lande starke Fort­
schritte. gemacht. Der Herr Referent, Herr Ständerat 
Bolla, hat das eingehend dargelegt. Eine ganze Reihe 
von Kantonen haben auf hntonaler und gemeindlicher ' 
Ebene das Frauenstimmrecht eingeführt, und verschie~ 
dene Vorlagen der Kantone ~ u. a. auch in dem Kan­
ton, den ich vertrete, in Zug ~ liegen vor der Volks­
abstimmung; so dass, für die Abstimmung über diese 
Vorlage, die sich vOIi jener des Jahres 1958 kaum unter­
scheidet, eine bessere Ausgangslagegesicnert ist, als dies 
1958 der Fall war, und es zu hoffen ist; dass durch die 
Volksabstimmung der Frau die ,Gleichberechtigung auf 
politischer Ebene zuerkannt werde. 

Während meiner Zugehörigkeit zum Europarat 
mussten wir Schweizer sehr oft den Vorwurf entgegen­
nehmen, es sei unverständlich, dass in dei Schweiz, das 
quasi ein ModeI1and der Demokratie darstelle,' den 
Frauen das Stimmrecht noch vorenthalten werde. Diese 
Meinungsäusserungkam dann auch in einem Beriehte 
der Sozialen Kommission an den Europarat, zum Aus­
druck, wo djeReferentin dargelegt hatte; wie weit die 
politischen Rechte der Frau in den Sta:aten . gehen, die 
d~m Europarat angehören. Dieser~ericht kam in der 
Sozialen Kommission zur Behandlung, der ich auch an­
gehört habe, und ich habe dann gesehen, wie unzutref­
fend die Referentin diese Darstellung gemacht hat, weil 
bei unirücht im): das Wahlrecht besteht, das Stimmrecht 
für die Wahlen, sondern auch fürSachvorlageh, was in 
andernLänderil desEurop'arates kaum der Fall ist. Die 
Referentin, übrigens eine charmante holländische Par­
lamentarierin, hat sich hernacn' mit mir unterhalten und 
mir gesagt, ich hätte recht; sie sei fal~ch unterrichtet 
worden. Der Beficht wurde dann neu gefasst: In die~ 
sem neuen Bericht war auf Grund der nenen Kenntnis 
der Sachlage in der Schweiz d1e Darstellung so, dass die 
Berichterstatterin geschrieben hat: wären die Verhält­
nisse in andern Ländern ähnlich wie in der SchweiZ, 
so wäre in den andernLändern die Einführung des 
Frauenstimmrechtes auch viel langsamer vor sich ge­
gangen und hätte mehr Schwierigkeiten zu überwinden 
gehabt, als das der Fall war, so dass die, Stellung der 

. Schweiz verständlich sei, dass es mehr Zeit brauche, 
unter diesen Verhältnissen das Frauenstimmrecht ein-
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zuführen. Ich sage Ihnen das, um zu zeigen, wie oft im 
Auslande eine ganz falsche Auffassung herrscht für die 
Stimmrechtsvel'hältnisse in der Schweiz. 

Ich habe mich auch gefragt, ob nicht bei diesem An­
lasse auch das Wahlalter im Sinne des Postulates Ulrich, 
das in unserem Rate akzeptiert worden ist, hera,bgesetZt 
werden sollte, weil auch in dieser Vorlage das 20. Alters­
jahr festgesetzt ist in der Bundesverfassung. Ich habe 
mir aber überlegt; dass es vielleicht eine Belastung für 
die Vorlage darstellen könnte, dass vielleicht die Ab­
stimmung an Klarheit einbüssen würde, und ich habe 
deswegen' auch auf einen bezÜglichen Antrag verzichtet. 

Die konservativ-christlichsozia1e Fraktion unseres 
Rates stimmt für Eintreten auf die Vorlage; und der 

Sprecl!ende hofft, dass der Vorlage nicht nur in unse­
rem· Rat,sondern dann auel! in der Volksabstimmung 
eine erfolgreiche Aufnahme zuteil werde. 

M. ~oulin: Enfrontispice, de mon plaidoyer en fa­
veur de la femm~ ~uisse. permettez-moi de citer la re­
flexion d'une Jemmequi n'est Pas Suisse, nirevendrca­
trice; Elle est aniba,ssadeu~ de Suede, qn pays qui pre­
sente que1ques analogies avec 1e nötre. Je l'ai entendu 
pJ:'ononcer cette phrase:«I1 n'est pas heureux que cer­
tainessocietes renoncent deliberement a lacollaboration 
de la ~oitie de 1eurs membres.» . 

L'homme et la femme sont egaux en droits. Cela' est 
unanimement . admis dans 1es pays civilises. Cette, ega­
litepostule l'egalite du traitement, donc, en principe, 
l~egalitepolitique. a mOllS quedes motifs· ne justifient 
une discrimination ... 

On ne voit guere quelles raisons objectives peu'vent 
. etreinvoqueesen Stiisse a l'encolltre de l'egaJite poli­

tique de la femme, qui estdevenue un principe de droit 
constitutionnel commun aux Etats modernes. 

II n'est contest6 par personne que les femmes suisses 
poss~dent une instruction et atteignent uD. niveau cu!­
turel qui les mettent· en mesure de participer a la vie 
publique par le droit de vote et par l'exercice de fonc­
tions politiques au sejn des autorites. ,La presse ecrite; 
la radio et la television les informent, comme les 
hommes, des problemes politiques qui se posent dans 
notre pays, a l'etrangeret sur 1a scene internationale. 

Les femmes occupent dans notre s,Qciete une place 
qui, pour etre differente sous certains aspects, ne le ceae 

. en rien a ceIle des hommes. Les meres de famille ac­
c()mplissent une tiiChe primordia1e;elles jouent un röle 
essentie1 dans le bonheur et l'equilibre d~un couple, qui 
sont a la base de la stabilite et de l'harmonie de la 
familIe; leurmission d'ooucatrice aupres des enfants 
est capitale; la conduite . du menage et l'administr~tion 
des interets familiaux leurconferent' des respönsabilites 
etles placent devant des choix qui les ouvrent aux pro­
blemes de la gestion de la colleetivite. Pour se temr au 
courant des questions politiques, pour aller voter etpour 
prendre partA des assemblees de commune, la femme 
ne sera pas amenee a negliger ses devoirs familiaux: 
dk peut s'informer par lu. presseecrite €t parlee en 
restant au foyer; se rendre au bureau de vote pour de­
poser son bulletin ne 'l'eloignera de chez elle que pour 
de courts instants; au surplus, des faciIites poutraient 
etre amenagees dans l'exercice du droit de vote; quant 
aux assembieesde commune ou de paroisse, si elles 
prennent davantage de temps, elles ne sont pas d'une 
frequence telle qu'on puisse en tirer argument pour pri­
ver la mere de familIe des droits pOlitiques. L'experience 
et la maturite que la femme mariee acquiert au sein de 
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la familIe, dans la conduite de laquelle elle joue un' 
röle complementaire a celui du mad, la. destinent a 
prendre part a l'amenagement du bien commun par 
l'exercice du droit de vote. Comme le disait Jakob Dubs 
(conseiller federal, puis juge federal) en 1878 deja, «il 
est presque ridicule, par exemple, que 1'on remette au­
jourd'hui auxmains de jeunes ceIibataires la decision de 
questionsd'ooucation difficIles, et que l'on en exclue les 
meres de familIe» CLe droit public d,e la Contederation 
suisse; Ire partie, Introduction generale). De tres nom­
breuses femmes celibataires, mais aussi mariees, exercent 
une activite lucrative et jouent un rö1e irremplayable 
dans -l'econoillie, l'ecole, les ceuv'reS sociales et humani­
taires, la science, les aits, la culture, etc. Les relations 
qu'elles nouent dans leur milieu de travail et l'expe­
rience qu'elles y acquierent les mettent en mesure, au 
meme titre que leshommes, de prendre part, au moyen 
du droit de vote, aux decisions politiques qui vont de­
terminer 1'amenagement de la die; N'est-il pas paradoxal 
qu'unefemme mooecin, pharmacienne, juriste, profes­
seur, institutrice, infirmiere, assistante sociale, chef de 
service ou d'atelier. employee ou ouvriere ne jouissepas 
aujourd'hui du droit de vote et de l'eligibilite, alors que 
l'homme remplissant les menlfis fonctions dans 1a so­
ciete posseae p1einement les droitS civiques? La femme 
qui exerce une activite dans l'agriculture, par exemple 
comme coIlaboratrice de son mari ou comme chef de 
l'exploitation, acquiert une experience variee, notam­
ment en matü~re d'economie agricole et de gestion 
d'entreprise; par la, elle est a meme de prendre utile­
ment un~ part active a la vie publique par l'exercice 
des droits politiqut:.s. 

Le principe de l'egalite de traitement, qui constitue 
une des normes fondamentales de notre ordre juridique, 
postille, d'apres les conceptions actueIles, qu'il ne soit 
pas fait de discrimination entre l'homme et 1a femme 
dans le domaille des droits politiques. Comme on l'a vu; 
les conditions de "ie des hommes et des femmes dans 
notre soci6te moderne, 1eur instruction et leqrmveau 
culturel, les 1:acl1es et activites qui 1eur sont devolues, 
loin de justifier un traitement differentiel, commandent 

. au contraire que l'egalite politique de la femme soit 
instauree dans notre pays. 

L'attribution des droits civiquesaux femmes est, en 
outre, aujourd'hui,. impliquee par 1e caracteredemo­
cratique de nos institutions. La femme, comme l'homnie, 
fait partie du peuple .qui est gouverne par les autorites 
politiques et regi par 1a constitution et les 101s. Des lors, 
iI est normal qu'elle participe, dans les memes condi­
tions que l'homme, aux elections des organes de 1a co1-
lectivite publique et aux votations en matiere constitu­
tionneIle, legislative ou financiere, qu'elle pUisse appuyer 
par sa signatun~ une inrtiiative populaire et qu'ellesoit 
eligible a~ fonctions politiques. 

Les droits civiques constituent des moyens d'une ef­
ficacite partiCuliere pour garantir la liberte de 1a per­
sonne humaine. Appele a collaborer a l'etablissement 
des regles auxquelles sont soumises ses relations avec 1e 
pouvoir, le citoyen actif est en mesure de veiller a ce 
que l'ordre juridique assure ··la sauvegarde des droits 
de la personnalite, dont 1a liberte constitue le fonde­
ment. La qualitede citoyen actif doit par conseql.lent 
etre reconnue a la femme, pour qu'elle puisse, comme 
l'homme, assm'er 1a d6fense de sa personnalite. I1 y a 
d'autant plus de raison de lui attribuf)r les droits civi­
ques que, dans la societe moderne, 1a sphere peisonnelle 
est de plus en plus condi~ionnee par les actes du pouvo.Jr 
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politique. Que 1'on songe a tous les domaines econo­
miques, sociaux, scientifiques, cuIturels, aitistiques et 
humanitaires dans lesquels la collectivite publique inter­
vient en vue de promouvoir le mieux-vivre, qui fait 
partie du bien commun . 

. On sait qu'un groupe de travailpreside par l'ancien 
conseiIIer federal M. Wahlen Hudie actuellement la re­
vi'sion totale de Ja constitution federale. Les cantons, 
lespartis politiques et les universites notamment ont ete 
invites a. lui communiquer leurs opinions et proposi­
tions en vue de l'elaboration d'une nouvelle constitu­
tion feder ale. TI est significatif que, dans ces milieux, 
l'idee prevaut que" la constitution feder ale actgelle 
devraitau pr6alable etre revisee partiellement pour con­
ferer aux Suissesses les droits politiques, afin qu'elles 
prnssent s'exprimer, comme.les hommes, sur la nouvelle 
constitution. 

L'articIe 43, ler alinea, de la constitution federale 
semble, cependant, ne pouvoir etre interprete de diffe­
rentes manier es. I1 stipule simplement que: «Tout ci­
toyen d:un canton est citoyen suisse.» N'a-t-il pas tou­
jours ete admis qu'ici le mot «citoyen» s'appliquait a la 
femme contre 1'homme? 

Ainsi la rMorme a decider aujourd'hui, c'est celle de 
la vraie liberte, de la vraie solidarite a generaliser a la 
femme. . 

Cette rMorme est necessaire. Si naus devions ne pas 
la decider Iibrement, d'autres pourraient nous 1'imposer. 
Elle doit s'operer dans le calme et la serenite. Elle est 
tenue de promouvoir la responsabilite personnelle de 
chacun et la solidarite effective de tous. 

La vraie societesera d'autant plus digne de 1'homme 
qu'elIe donnera a la liberte toutes ses chances. Rien 
n'est .neutreen ce domaine et etre libre pleinement, c'est 
avoir le pouvoir et le courage de se determiner soi­
meme, de faire des choix et d'assumer ses respons abi-
1it68. 

Si la femme. est '1'egale de l'homme, cela ne signifie 
nullement que ses Hiehes, sa mission, sa vocation soient 
identiques. Elle possede des valeurs complementaires, 
indispensables et irrempla~ables. Llli refuser de les 
mettre en valeur, c'est faire dans ce domaine du droit 
une injuste et inadmissible distinction fondee sur le 
sexe. 

La femme possede un don, celui de 1'intuition, et 
notre societe en a un urgent besoin. 

A meschers collegues qui pourraient hesiter, je de­
mande de prendre conscience de revolution de la vie 
moderne, du bouleversement des habitudes sociales; La 
femme sort de plus en plus de la vie domestique pour 
partager les droits qui, auparavan.t Haient du ressort 
excIusif .des hommes; C'est pourquoi il est normal 

.qu'elles aient des droits egaux. Cela n'alterera d'ailleurs 
pas le caraCtere propre de la femme; elle apportera 
'dans les affaires piIblIques son tact, sa douceur, son 
instinct materhel facea la rigidite de l'administration. 
Elle participera fort heureusement a la resolution des 
problemes sociaux quise posent en si grand nombre au 
gouvernement. Cela n'empechera pas la femme de rester 
le creur de la familIe, Ja gardienne du foyer, celle qui 
preserve la: cellule indispensable au maintiende la so­

. ciete. I1 est heureux que les Chambres federales aient la 
possibilite d'entamer cette rMorme et de la proposer au 

. IJeuple. L'heure est veime de realiser dans notre pays ce 
postulat de la justice civique.C'est sous rangle de ces 
considerations que je voterai l'arrete fMeral propose par 
le Conseil federal. ' 
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M. Grosjean: Apres l'expose brillant, empreint d'hu­
manisme, plein de sagesse politique de M. Ferruclo 
Bolla, conseiller aux Etats, il me vient a 1'esprit de 
paraphraser La Bruyere: «Tout est dit, et 1'on vient 
trop tard.» . 

I1 appartient cependant a M. BIaise Clerc et a moi, 
meme, qui representons dans cette Chambre .des Etats 
la Republique et Canton de Neuchatel, ,d'exprimer notre 
reconnarssance au Conseil federal d'abord, a la commis­
sion des Etats ensuite. Nous vüus savons gre d'avoir 
donne une suite si positive a l'initiative deposee par le 
Grand Conseil neuchatelois, le 22 fevrier 1966 deja, de­
mandant l'egalite de traitement pour la femme. Et puis, 
cette reconnaissance se double du fait que 1e canton de 
Neuchatel a ete, avec les cantons de Vaud et de Geneve, 
le fer de lance qui a introduit en Suisse cette notion de 
justice envers la femme, le suffrage feminin. 

Nous airnerions soiIligner l'importance historique des 
vot~tions federales qui auront lieu vraisemblablement le 
21 fevrier 1971. Ce n'est pas que je veuille tomber dans 
la logorrbee, plaie de ce temps, c'est-a-dire 1'abus du 
verbe, Yabus des mots. En particulier, 1'0n parle trop de 
«tournant historique». Mais i1 n'en demeure pas moins 
que dans 1'histoire universelle, i1 y a peu de peuples qui, 
par le suffrage ·-par le suffrage masculin - auront 

. donne a la femme cette egalite de traitement. Onm'ob­
jectera peut-etreque de nombreux pays avant le' notre 
ont donne a La femme le drüit d'eFgibiIite et'Ie .droit de 
vote, En reaIit€:, je rappellerai que c'est par l'interme­
diaire des paiIements, c'est-a-dire par une oligarchie, que 
les feinmes ont acquis ces droits dans les pays qui nous 
entourent. Aurait-on vu 1es Fran<;:ais dans leur majorite 
masculine, les Italiens, le~ Slaves et les citoyens des pays 
germaniques, abandonner leurs prerogatives de mäles si 
1'0n s'etait adresse aux masses electorales? 

Quant a nous, notre democratie directe - et ici je 
romps une lance de sympathie en faveurde M. Nänny 
- oblige acette dure victoire, d'autant plus belle que 
difficik . 

Je diJsais, il y a un instant et en premisses, que c'est 
une page qui PQurra s'inscrire au fronton de l'histoire. 
Car -et c'estpeut-etre 1e seul aspect qui n'a pas He 
releve dans cet hemicycIe - il y a trois mille ans envi­
ron que la femme a subi une grande dMaite, qu'elle a 
He l'objet d'une discrimination, qu'elle a He humiliee en 
etant releguee, comme I'a exprirne savammentet avec 
tant de pedanterie l'Al1emagne wilhelminienne, dans ce 
triptyque «Kirche '- Kinder - Küche». Or il n'en a 
pas ete toujours ainsi. Dans les civilisations du Croissant 
fertile, dans les civilisations du 'Tigre et de I'Euphrate, 
dans les civilisations egyptiennes, la femme etait hau te­
ment veneree. Les Egefms - ces ancetres des <:;recs das: 
srques que flOUS admirons tant - vivaient, selon le bril­
lant helleniste Andre :Bonnard, en matriarcat. Le chef de 
familIe etait la mere, la mater familias; et 1a parente se 
comptait en droit successoralselon la lignee feminine. 
Les plus grandes divinit6s' etaient femmes.· Les Grecs 
classiques adopterent deux d'entre e1Ies au' moins: <~Cy­
bele, ou la mere», et «Demeter, la mere du b1e». 

Je vous rappelle que 1ecode d'Hammourabi, en 1750 
environ avant Jesus-Christ, faisait de la femme la par­
faite partenaire de.l'homme. 

Mais 1a grande defaite historique de 1a femme, c'est 
la venue des Doriens, ces pr{Hellenes, dont Sparte va 
etre la capitale. Et Sparte, c'est la guerre. Si je me per­
mets de rappeIer ces faits historiques, c'est parce que -
cela Iile paraIt fondamental - c'est ~ partir du mo-
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ment ou la.guerre va etre.desormais l'alpha et l'omega 
que la femme sera vaincue, comme sen~ vaincue Troie. 
L'homme, seigneur de la guerre, ne voit plus en la 
femme. qu'un instrument de procreation et d'agrement. 
Et les Romains qui vont 6nfanter la civilisation occiden­
tale et celle de Byzance acquerront cettehierarchie des 

. valeurs Oll prime le muscle. Surun seul point, a mon 
sens, ils avaientraison. Selonune etudepubli:ee pad'Or­
ganisatio~ mondialei de la sante, la force rle la muscula­
ture de la femme attei'nt;en moyenne, le.55 pour cent 
de cellede l'homtne. '. . 

Le MoyehAge, tout irispire d'une morale issue de 
saint Paul, ne va pas corrigercette injustice car saint 

. Faul, i1 fautle dire, est rriiso,gyne et ses ethiques rigou­
relisenient Mdie~s a l'homme.Le theologien seposera 
grave'ment la.question, de saV'oirs~ la femme aune 
ame; je dois dire que, persoiilie'llement, je n'ai pasen­
core resolu' ce probleme!I1.faudrait donc un quarteron 
de Plutarquesou undizain:deBrantömes pour ·tirer 

"la femtnedeson6tat d:inferiorite. En vain; on ne les 
tiouveni:paSet, .au'siecled'orfran<;:ais, on eritendra un 
MoUere . grincer:«La femme est comme on dittnon 
maHre, . un certain ariiIDaI·· difficile a connaHreet de qui 
la natureest fortencline au i:i).al.» 

·On eil arrive auxtemps modernes. Madame Bovary 
bü.varise: Les·bourgeoisdu· XIXe siecle ont· enfernie 
leurs epouses dans Ja. Bastille conjugale. Quant a eux, 
tristes; honneteset· ennuyeux; ils vont se consacrer' a 
J;importante tache de faire fumer les cheniinees d'usihes. 
:EIl conscience;et en gilet. Mais tout cela ne corrige pas 
les injustices envers Ja femme. Ni la Fete imperiale, ni 
'lescocottes de «Chez Maxim's» ne peuvent faire illusion. 
Dans ces. joutes, assurement pueriles mais qui faisaient 
jolirrient passer le temps,la femme n'est pas entierement 
perd~nte. Larevanche' se prepare; . 

Il 'y aura encore un'moment difficile: l'epopee vic­
toriimne; Ia femmevaetrepresque diviTIi~ee a l'etat de 
potichede salon; On Ia place, tertes, sur un piedestal, 
mais potiche quand meme. Le moyen de leur en vouloir 
si aujourd'hirf elles procIament lesdroits de la femme et 
sapent hos .Bastilles: Par son intelligence, sa finesse, son 
intuition, sa sagacite, la femme a acquis droit de cite. 
Elle sera, apres' une bataille de 3000 ans, anouveau 
l'egaledel'hotnine. Elle saura garder, avec ses dro,jis 
politiques; sa feminite, soncharme, son je ne sais. quoi. 

Et je suis persuade que nos petits-fils ne diront ja­
mais: «Mais Olt sont les dames d'antan?» 

Leu:' Auch ich bin für die Einführung des Frauen­
stimmrechteS, und zwar nicht nur aus den nüchternen 
staatspolitischen . und staatsrechtlichen Gründen, die der 
Herr Kohmiissionspräsident und' meine Herren Vor­
redner: in überzeugender Weise dargelegt haben, son­
dern ganz speziell auch aus der Achtungvor jenen Htin­
derttallsendenvon Frauen, Müttern und. Töchtern, die 
mit ihrer Verantwortung, ihrer Zuverlä:ssigkeit und 
Hirigabe-,-chohe Eigensd:1aften, die den Frauen beson­
ders eigen sind.:.c- in Haus und Hof, Büro und Schule, 
in Heimen urid Spitälern überall täglich ihre Arbeit auf­
nehmen. und still ihre Pflicht erfüllen. Gerade auch diese 
Frauen sollen im Volke durch ihrSti'nunrecht zur Gel­
tung kommen. 

nass die Stimmbürger der romanischen Schweiz vor­
ausgingen und den' Frauen das Stimmrecht einräumten, 
gerei'Chtihnen zur besonderen Anerkennung. In gleicher 
Weise möchte ich auch ihren Frauen ein Kompliment 
entgegenbringen, wenn sie den Frauen der deutschen 
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Schweiz ein Beispiel geben werden, indem sie das 
Stimmrecht auch ausüben. Es ist kein' gutes Zeichen in 
unserer Demokratie, wenn bei wichtigen'Wahlen und 
Abstimmungen nur ein Bruchteil der Stlmmberechtig­
ten zur Urne geht. Hier vor allem Jlat sich unsere De­
mokratie zu erneuern; bei .Wahlen und Abstimmungen 
muss jeder Mann und jede Frau die Verantwortung 
übernehmen, die Fragen studieren und sich ein Urteil 
bilden. Die Parteien und die Presse, Radio .und Ferl1-
sehen haben in noch vermehrtem Masse dafür zu sor­
gen, dass wir weiterhin eine gesunde Demokratie bleiben, 
damit nicht durch· die EinführUng des allgemeinen 
Stimmrechtes . eine Abänderung der inneren Struktur 
des Staates nötig wird. Wir haben daher nicht nur vom 
Stimrilrecht; sondtb.·n vor allem auch yop' der Stimm­
pflicht zu sprechen i Mögen die Frauen, denen wirdiec 
ses Recht und diese Verpflichtung zugestehen, auch uns 
MähnerneinBeispj~l sein.' . 

M. Pequignot: Comme vient de le relever M. Bolla, 
Ja commission nous recommande a l'unanimite moins 
une äbsfention d'accepter le projet qui nous estsoumis. 
Les diverses interventions 'qui' ont suivi vont pratique­
ment toutes dans le meme sens. Il ~t des ·lors facile. 

. d'en deduire que tout a l'heure, notre conseil votera en. 
faveur du suffrage feminin, sinon a l'unanimite, du 
moinsi unemajoriteimpressionnante, suivant en cela 
le Conseil national. 

On pouriait donc conclure a 'l'inutilite de polltsuivre 
une discussion dont l'issue est connue.:E;t pourtant, notre 
accord sur ce probleme, pou!: impörtant et meme in­
dispensable qu'il soit, ne suffit pas a le resoudre car, 
. apres la decision des Chanibres, il restecelles du peuple 
et des cantons, et' il n'est pas besoin de· remonter tres 
loin dans le temps .. p~ur trouver des exemples frappants 
qui montrent que 'le souverain fait parfois peu de cas 
des piopositions meme unanimes qui viennent de ce 
Palais. Il n'est doncpas suffisant de montrer id notre 
un.animite. Il faut encore que laconviction du bien­
fonde de notre decision depasse lecadre restreint de 
cette enceinte etpei1etredans l'opinion publique pourla . 
rallier a notre pointde vue .. 

. De recents exemplesprouveritque, quand IlJ. mau­
vaise information, Ia subjectivite et la passion s'empa­
tent d'un·problenie, les arguments peremptoires d'equite, 
de droit ou de logique developpes ici et aomis dans la 
serenite et lecalme ne pesent plus tres lourd ,dlJ.ns la 
balance emotioimelle quidetermine les votes. C'est pour­
quoi. nous ne pOll\'ons sans autre nous desinteresser des 
dwersmouvements opposes au suffrage. feminin et dont 

. les arguments, souvent tres differents, s'additionnent 
neanmoins pour former un front uni d'opposition. 

Pour ne' pas· allonger, je limiterai mon intervention 
a Ia rMutation des mobiles deceuxqui pretendentque 
1'integration civique dela femme doit se fairede bas 
en haut et· par paIiers. Ces gens-la di:sent donc que la 
femme devrait d'abord obtenir partout ledi"oit de vote 
etd'eligibilite sur le' plan communal et cantonal avant 
de l'acquerir sur le plan federa!. Ils disentaussi que 
}'initiatiKm de la .femme a la viecivique devrait se f.aire 
selon Ie principe de formation logique et meme pedago­
gique, allant du simple au complique~' 'duproche au 
Iointain,en elargissant progressiv'ement les cercles d'ac­
tivite et de responsabilite; Cette tliscrimination est une 
injure faite a lamaturite denoscompagnes. EUeJes ra­
vale au concept retrograde de la femme-enfant ou au 
stade archaIque de Ia femme entierement vouee aux 
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besognes menageres. Alors qu'il suffit de regarder au­
tour de soi pour etre eonvaincus, meme a la campagne, 
que cette notion-Ja est largement perimee, du fait de 
l'evolution de la vie moderne dans laquelle la femme a 
su s'.integrer et prendre des activites et des responsabi­
lites dans tous les domaines. 

Qui contesterait que la femme suisse n'aurait pas su 
prendie position en face de l'initiative Sehwarzenbaeh, 
qu'elle n'aurait pas aussi son opinion sur la question du 

/logement, par exemple? Je pretends qu'il est plus faeile 
a une femme de prendrepart a la vLe eivique sur le 
plan federal' que sur le plan eommunal. Ce n'est pas 
parce que la conduite des affaires eommunales est faite 
de sujets locaux, de matieres proehes et de details qu'elle 
en est plus simple. La multiplicite 'des problemes la 
rend tout au contraire souvent plus compliquee, plus 
touffue et meme parfois plus mesquine. Je ne veux pas 
dire par la ,que ]a femme est incapable de dominer la 
vie communale et ses problemes. Non pas. Dans les 
cornmunes du canton de Berne qui ont institue cette 
possiJbilite que La 10i leur offre depuis deux ans, on a 
an contraire tout lieu de s'en feliciter. Mais j'affirme 
que la pratique du suffrage feminin sur le plan federal 
est plus accessible et souvent plus comprehenslble a la 
femme que les detours de 1a politique Iocale. TI n'est 
pas si simple pour une femme de participer a une as­
semblee communale ni: d'exereer une fonction dans 
I'executif local ou dans une commissibn. Le derange­
mentestplus grand, l'engagement plus' absorbant.Par. 
contre, au niVeau federal, il s'agit d'abord d'elire des 
conseillers nationaux et i se trollVer.a bien quelqu'un 
pour ecrire un livre sur l'art de devenir, con­
seillere nationalel PUis il y a surtout les votations 
popuIaires, qui ne mobilisent les gens qu'une ou deux 
fois par annee pour des sujets d'ordie general qui: tou­
chent' aussi: ·les interets de, la femme et sur lesquels elle 
estparfaitemelltapte a prendre position. De plus; c'est a 
l'oecasion des scrutins federauxque l'information est la 
plus large et la propagande aussi, d'ailleurs. Les jour­
naux fourmillent d'articles, d'opinions de leurs redae­
teurs et de leurs lecteurs, la radio et la television ren-, 
seignent les auditeurs et les speetateurs, realisentdes 
interviews, organisent des forums, des tables ouvertes; 
les cam,erasici presentes en sont une auti"e preuve. Bref, 
je nevois pa~ en quoi une femme serait moins bien pre­
paree' qu'un hornme a depöser dans l'urne federale un 
vote aussi reflechi et valable que le nütre. 

L'institution du suffrage feminin sur le plan federaJ 
n'erueve rien a la souverainete cantonale n1 a l'autono­
mie communale et il est sage de ne rien forcer. Ce n'est 
ni un acte de generosite ou d'opportunisme dont il s'agit, 
mais c'est une mesure logique et facile a rea:Hser, qw 
mettra enfin Ja femme swsse sur le meme pied que Ja 
quasi-totaliJte des femmes des autrespays, une mesure 
qu'iI est temps de prendre et j'espere que la majorite du 
peuple et des cantons y souscrkont comme' nous. 

Heimann: Ich möchte ebenfalls meiner grossen Ge­
nugtuung Ausdruck geben, dass wir heute mit aller 
Wahrscheinlichkeit endlich vor der Verwirklichung des 
Frauenstimmrechtes stehen. Trotz der heute unverständ­
lichen Haltung des schweizerischen Männerstaates in 
der Vergangenheit, dürfen wir glücklicherweise fest­
stellen, dass es unseren Frauen auch ohneStimmreeht 
mindestens ebenso gut ergangen ist wie den Frauen in 
jenen Ländern, die das Frauenstimmrecht seit Jahrzehn­
ten kennen. Das ist aber nicht allein das Verdienst von 
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uns, Männern; die Emanzipation der Frau ist die eigene 
Leistung der Frauen, mit allen für sie damit verbunde­
nen Vor-und Nachteilen. Ich möchte unterstreichen, dass 
wiI:: mit unserem heutigen Beschluss den Frauen kein 
Geschenk machen, sondern ihnen einfach das geben, 
was wir ihnen bis heute vorenthalten haben. 

Kollege Nänny hat das Frauenstimmrecht als Be­
drohung, ja.als Untergang der Urdemokratie bezeichnet. 
Ich möchte unseren geschätzten Herrn Kollegen darauf 
aufmerksam machen,dass die Frauen auch in seinem 
Kanton mithelfen, die kantonalen Aufwendungen zu 
finanzieren. Damit helfen die Frauen entscheidend mit, 
die Existenz der Kantone überhaupt zu sichern. In Ab­
wandlung eines bekannten Spruches möchte ich unserem 

,Kollegen auf den Weg geben: Wo der Franken nicht 
ist, hat selbst die Landsgemeinde nicht mehr viel zu be­
stellen. 

Ich finde es sehr gewagt, zu erklären, die Lebens­
fähigkeit der Urdemokratie hänge davon ab, dass man 
den Frauen die politische Gleichberechtigkeit vorent­
halte. Die Demokratie wird nicht ärmer, sondern sie 
wird im Gegenteil reicher, wenn wir allen Schweizern 
und allen Schweizerinnen die gleichen Rechte gewähren. 

Es ist erfreulich, dass wir selbst in unserem Rate eine 
grosse Einheit der Auffassungen feststellen können. Wir 
müssen aber erwarten dürfen, dass' diese, Einheit von 
links bis rechts durch einen entsprechenden Einsatz der 
Parteien in der Volksabstimmung ihren Ausdruck finden 
wird. 

M. Pradervand: En citant touta l'heure La Bruyere 
- «j'arrive trop t'ard, tout a deja He dit» -, mon col­
legue Grosjean pensait beaucoup plus a ceux qui allaient 
prendre la parole apres lui qu'a lur-meme. Pour nons 
apporter quelque chose de neuf, il est rlfmonte ttes haut 
dans 1'histoire et son sens poHique plus que son sens 
juridique 1'a amene a citer HammourabL Quel nom 
charge de poesie! 

Les dames qui' assistent a notre seance pourraient, 
apres nous avoir ecoutes si attenti,vement depuis 9 heures 
ce matin, se faire une· tres fausse idee de l'eloquence 
qui reste basee sur tro:Lselements fondamentaux: avoir 
queJque chose adire; le dire et se taire quanfl on l' a 'Ht. 

Jevoudrais, pour ma part, essayerpar consequent 
d'etre.tres bref et m'arreter a trois constatations. La 
premiere est qu'il n'est plus de mode de dire que nous 
devons accorder le droit de'vote comme une faveur aux 
femmes. Ce sont e1les qui nous feront une faveur en 
participant a nos travaux; au Grand Conseilvaudois, ou 
elles siegent deja, e1les apportent un enrichiSsement in­
discutable et nous nous rejouissons d'avance d"en ac­
cueillir des 1971 quelques-unes dans cette salle. 

Ma deuxieme constatation est que leur eontribution 
dans un domaine qui me tieut a cceur, 1'education, est 
considerable, necessaire, indispensable. Enfin, relevons 
que Wells . a dit: «L'histoire. d~ 1'humanite est une 
course entre l'education et les catastrophes.» Si nous 
voulons gagner cette course, nous devons rechercher la 

. collaboration pleine et entiere deS femmes qui ont beau­
coup a nous apporter. 

Bundesrat von Moos: Ein Nichteintretensantrag be­
züglich des Entwurfes des Bundesrates vom 23. Dezem­
ber 1969 ist nicht gestellt worden. Es scheint mir aber 
doch, dass die Bedeutung des Beratungsgegenstandes, 
auch wenn die Diskussion nicht gerade von einer kni­
sternden. Spannung umgeben ist, es nicht nur rechtfer-
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tigt, sondern erfordert, dass auch von seiten des Bun­
desrates 'ein Wort beigefügt wird. Dabei möchte ich 
mich auf einige kurze Bemerkungen zu besonderen Ge­
sichtspunkten beschränken, und ich brauche zur Be­
gründung des Antrages des Bundesrates nichts beizufü­
gen. In diesem Punkte berufe ich mich ebenfalls gerne 
auf das ganz ausgezeichnete Eintretensreferat des Herrn 
Kommissionspräsidenten -und', auf alle die Argumente, 
die heute in der Diskussion vorgetragen worden sind. 

Herr Ständerat Luder hat ein Wort aus dem Gutach­
ten von Herrn Professor Werner Kägt zitiert. Ich glaube, 
dass in diesem Zitat fast der Kern des Problems einge­
sCb,lossen ist. ProfessorWerner Kägi sagte: «Die For­
derung nach Anerkennung der, politischen Gleichbe­
rechtigung der Frau, ist nkht das Postulat einer nivel­
lierenden Gleichmacherei, sondern ,eines Gerechtigkeits­
denkens.» Bestehende Ungleichheiten, die sich aus' der 
Natur und der Veranlagung der Menschen ergeben, füh­
ren daher wohl nicht zum ScQ1uss; die politische Gleich­
berf<chtigung der Frau sei abzulehnen, sondern im Ge­
genteN zur Konklusion; es seien 'diese teilweise verschie­
denartige Veranlagung-llnddie darauf berullend,en Ga­
benebelifalls und auf gleicher Stufe wie jene der Männer 
ip. unserer Demokr,atie zur Wirkung 'zu bringen. Mit 
Nachdruck'l,1abenverschiedene Herren Votanten gerade 
auf diesen, Gesichtspunkt hingewiesen, und vor allem 
djeVflrtreter der ~elschen Kantone, in deren Bereich das 
Frauenstimm~ und -wahlrecht bereits gilt, ,haben damit, 
wie wir soeben von Herrn Ständerat Pradervand gehört 
haben, nur eine Bereicherung ihres politischen Lebens 
erfahren oder die Mitwirkung der Frau jedenfalls so 
empfunden. ' 

Durch Stimm abgabe; durch Wahlen, Referendum und 
Initiative macht der, Schweizer Bürger seine politische 
Meinung, seinen ,Willen geltend, gestaltet er unser Haus. 
Die Frau jst damit - und das muss hier noch einmal 
festgehalten werden -'- einer Rechtsordnungunterwor­
fen, die mitzugestalten sie bisher keine Gelegenheit 
hatte. Diese rec):J.tlich belangvolle Ungleichheit g1ltes 
heute zu beheben. Dabei weichen ,wir aber ~ das 
möchte, ich hier mit aller Klarheit festhalten ~ nicht 
von dem grundlegenden Prinzip ab, dass unsere politi­
schenEinrichtungen lind unsere Gesetze auch inskünf­
tig nur von den Bürgern unseres Staatswesens zu be­
stimmen sein werden, die für: das Schicksal, für die Zu­
kunft unseres-Landes verantwortlich sind. Dazu soll in 
der Zukunft, das ist die Zielsetung unseres Revisiqns­
vorschlages, auch die Schweizer Frau gehören. An ihr, an' 
unseren Mitbürgerinnen; wird es 'Sein; ihre Verantwor­
tung und ihr Recht geltend zu machen, auch dann,­
wenn sie dabei in bezug auf politische Teilnahme und 
im zahlreichen Gang zu ,den Urnen selbst uns Männern 
ein gutes Bei:spiel geben müssten. 

Herr Ständerat Leu, hat vorhin mit Recht auf die­
sen Gesichtspunkt hingewiesen. Es scheint uns, dass das 
erwartet. werden muss, gerade um die Befürchtung' zu 
entkräften, die in dem vom Herrn Kommissionspräsi­
denten mehrfach zitierten Expose des Bundes 
der Schweizerinnen gegen das Frauenstimlnrecht--, 
denen ich persönlich ebenfalls durchaus das Recht, sicp. 
zu äussern, und die Befugnis, Stellung zu nehmen, zu­
erkennen möchte' - ausgedrückt ist: dass, wie sich 
ergeben habe, (es wird hier ein Zitat angeführt); die 

'Einführung ,des Frauenstimmrechts in kommunalen 
und kantonalen Angelegenheiten zu einer Verschärfung 
der politischen Indifferenz gefühi:t habe. Wenn hier den 
ganzen Vormittag -- und mit Recht - das hohe Lied 
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der wertvollen Mitwirkung der Schweizer Frau an den 
politischen Dingen' gesungen worden ist, sO glaube ich, 
werden wir auch erwarten müssen, dass diese Hoff­
nung und der \Vechsel, der hier ausgestellt worden ist, 

'dann später wirklich honoriert werden. Das gehört 
zum Vertrauen; das wir in unsere Schweizer Frauen 
setzen. 

Es ist uns' bewusst, dass wohl in keinem anderen 
Land, das Frauenstimmrecht durch einen verfassungs­
mässigen Entscheid der männlichen Bürgerschaft-herbei­
geführt worden ist. Herr Ständerat Gwsjean hat sich 
sogar, zu der Feststellung veranlasst gesehen, dass; 
wenn i~ einem andern Staat, in ,Frankreich oder in, 
Italien, die männliche Stimmbürgerschaft hatte über das 
Frauenstimmrecht abstinimen müssen, diese beiden 
Länder -, auch andere Länder - vielleicht nicht weiter ' 
wären als wir es heute sind. Ich glaube, diese Fest­
stellung ist richtig; Auch hierin ist aber kein Argument 
gegen die Einführung ,des Frauenstimm- und -wahlrechts 
zu erblicken. Im Gegenteil scheint mir gerade, dass die 
Einmaligkeit einet solchen freien ,Entscheidung der 
schweizerischen Akti:vbürgerschaft den Wert dieser 
Entscheidung unterstreichen wird. Es geschieht nicht 
etwa: deswegen, weil ,ul').ser Staatswesen bisher' nicht 
eine Demokratie, geWesen wäre oder, weil unSere De-

_ mokratie ein Museum, vergangener Demokratie wäre, 
dass sie einen musealen Charakter trüge, wenn wir uns 
zu diesem Schritt ~ntschliessen. Darin wird sich viel­
mehr gerade die lebendige Demokratie eigenständig zu 

,beweisen haben, iJ:).dem dieser Entscheid nicht' unter 
irgendeinem Druck oder einer Beeinflussung von aus-' 
sen zu treffen sein wird. Der Bundesrat hat seinerzeit 
im Zusammenhang mit dem' Bericht 'über die Konven­
tion betreffend die Menschenrechte die Auffassung 
vertreten:..:,....., eine Auffassung, die vermutlich von Ihnen 
allen' geteilt wird ~, das Problem des Frauenstimm­
rechtssei,unahhängig von ~dieser Konvention zu lösen, 
es sei, wie übrigens auch jenes der konfessionellen 
Ausnahmeartikel der Bundesverfassung,' unabhängig von 
einer Ratifikation der Menschenrechtskbnvention zu' be­
reinigen, und zWar' durch eine Teilrevision unserer 
BundesverfaSsung. In diesem Punkte werden wir uns alle 
treffen, und ,das wird uns noch in stärkerem Masse da­
zu führen, der Vorlage, wie Sie Ihnen unterbreitet wird, 
zuzustimmen und uns dann' auch dafür einzusetzen, 
Dazu veranlasst uns also nicht ein Anstoss von aussen, 
sondern unser freier Entschluss; er sollte auf eidgenös" 
sischem Boden nicht schwerer zu' fassen sein" MS es 
bisher in einer Reihe von Kantonen und in zahlreichen 
Gemeinden der Fall gewesen ist. 

Der Bundesrat hat in den vergangenen Jahren wie~ 
derholt seine Auffassung' bekanntgegeben, dass ein 
neuer Vorstoss zur Verwirklichung des Frauenstimm­
und -wahlrechts 'zu unternehInen sei,' und zwar dann, 
went). Aussicht auf einen positiven Ausgang der be­
treffenden Abstimmung von Volk und Ständen bestehe. 
Diese Haltung ist von den eidgenössischen Räten wie­
derholt geb:illigt worden. Die Ini:tiative des Grossen 
Rates des Kantons Neuenburg vom 22.Februar 1966 
hat zweifellos dazu beigetragen, die Dinge vermehrt 
ins, Rollen zu bringen. Niemand wird Neuenburg diesen 
'Lorbeer streitig machen. Aber vielleicht hat doch ge­
rade das Votum von Herrn Ständerat Luder zum Aus­
druck gebracht, dass ein wenig vom SchicksM der Vor­
lage davon abhä,ngt, auf welchen Zeitp~pkt sie gestartet 
wird und wann sie der Abstimmung des Volkes und der 
Stände unterbreitet' werden kann. Inbezug auf den 
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Zeitpunkt haben uns allerdings weitgehend die eidge-. 
nössischen Räte die Wegmarken gesteckt. Dann hat der 
Bundesrat es für richtig empfunden, noch einige Kon­
takte aufzunehmen, um gewissermassen durch eine 
Meinungsforschung abzuklären, ob heute dieser Mo­
ment gekommen sei. Von allen Seiten, die wir befragt 
haben, erhielten wir eine positive Antwort, so dass der 
Bundesrat in dieser Hinsicht nicht gezögert hat, jetzt 
mit dieser VOldage vor die eidgenössischen Räte zu 
treten: 

In den Richtlinien vom Mai 1968 für die Regie­
rungspolitik in der laufenden Legislaturperiode hat es 
der Bundesrat als zweckmässig bezeichnet, vQr dem 
Entscheid über den zu wählenden Zeitpunkt das Er­
gebnis der, Umfrage der Arbeitsgruppe für eine Total­
revision der Bundesverfassung abzuwarten. Für den 
Entscheid selber sei aber nicht eine noch ungewi'sse 
Frist für die. Totalrevision abzuwarten, sondern eine 
Teilrevision in Aussicht zu nehmen. Das Ergebnis die­
ser Umfrage der . genannten Arbeitsgruppe Wahlen 
liegt, wie Sie wissen,heute in bisher vier Bänden vor 
und erlaubt den Schluss, dass die Furchen heute doch 
weitgehend aufgelockert sind. Die Einführung des 
Frauenstimmrechts :wird durchwegs im Prinzip begrüsst. 
Die M~inungen - ich habe noch nicht alle diese· vier 
Bände durchg(;)lesen, aber wenn Sie sie durchblättern; 
werden Sie wahrscheinlich meinen Eindruck teilen.-'­
sind geteilt, ob die Einführung von Bundes wegen auch 
den Kantonen vorgeschrieben werden solle; 'dies wird 
überwiegend abgelehnt, und, zwar auch von Ihrer Kom­
mission. Ferner stösst m'an in Band' I der Sammlung 

,der Umfrageergebnisse, .der die Antworten der Kan-
tone zusammenfasst, auf die Ansi~ht, man solle zur 
Einführung des· Frauenstimmrechts weiterhin den Weg 
von unten nach oben besohreiten. Auch. dieser Ge­
danke ist heute in Ihrer Diskussion wiederhoit zur 
Sprache gebracht worden. Der Bundesrat hält dafür,. 
dem sicherlich bewährten und gut gemeinten Ratschlag 
sei heut~ weltgehend Genüge geleistet. Eine Reihe von 
Kantonen hat doch heute schön das Frauenstimm- und 
-wahlrecht auf kantorialeiEbene--elngetiillrt. Viele 
Hunderte von Gemeinden haben es in -Jhreril Bereich . 
eingeführt. Ich glaube nicht, dass der Bund nun abwar-' 
ten sollte,bis alle 25 Kantone und aUe 3000 Gemeinden 
diesen Weg vorangeschritten wären. 

Möglich, aber nicht unausweichlich ist es, dass in­
einzelnen Kantonen die Beibehaltung der ehrwürdigen· 
und lebendigen Institution der Lrui<;lsgemeinde mit der 
Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts zur Dis­
kussiongestellt werden könnte. Auch jene, die· Beden­
ken in dieser Richtung hegen, werden zwar zugeb'en 
müssen, dass wir mit _unserer Vorlage bewusst die kan­
tonalen Verfassungen und die kantonalen Einrichtun­
gen ausgeklammert haben. Im Grunde genommen würde 
sich also ihr Bedenken eher gegen die allfällige Einfüh­
rung des Frauenstimmrechts auf kantonaler Ebene rich­
ten und dort, nicht hier, geltend gemacht werden müs­
sen. Das· Bedenken setzt aber voraus, dass die Ver­
Wirklichung des Frauenstimmrechts auf Bundesebene 
zwangsläufig auch die bisher zurückhaltenden Kantone 
veranlassen werde, in ihrem Rechtsbereich diesen Schritt 
ebenfalls zu tun. Ich mUss mir nicht nachsagen lassen, 
für . die Lebenskraft, die Bedeutung und den ehrwürdi­
gen Charakter der Landsgemeinde nicht überzeugtes 
Verständnis zu haben. Ich bin der Auffassung, dass die 
Landsgemeinde keineswegs eine folkloristische Veran­
staltung ist, sondern dass in ihr eine Urform der De· 

mokraüe weiterlebt. Auch die uralte historische Ver­
,+urzelung des Stimmrechts: dessen Verbindung mit der 
Wehrhaftigkeit, wie sie besonders an den Landsgemein­
den beider Appenzell zum Ausdruck kommt, ist uns 
bewusst. Nun müssen wir allerdings sagen, dass in die­
ser Beziehung heute keine rechtliche, keine zwingende 
Bindung mehr. besteht, und den vielen Frauen, die 
schon oft, beispielsweise während des vergangenen Welt­
krieges, aber auch in anderen Fällen, ihren _Mann 
gestellt haben, soll nicht heute mit dem Hinweis aUf die 
Wehrhaftigkeit das poUtische- Recht vorenthalten wer­
den. Beifügen möchte ich vor allem, dass keiner dieser 
Kantone, vor deren· Einrichtung ich den grössten Res­
pekt habe, von Rechts wegen sich gehalten sehen wird, 
nach Einführung des· Frauenstimnirechts die Lands­
gemeinde preiszugeben. Darüber müSSen sie selber' ent­
scheiden. Die hierüber angestellteriUeberlegungen sind 
zu achten, sie sind aber heute unseres Erachtens kein 
stichhaltiges Argument gegen die Verwirklichung der 
politischen Rechte der Schweizer Frau aufeidgenössi­
scher Ebene. 

. Verwirklichung der poÜtischen Rechte der Schwei­
zer Frau auf eidg~nössischer Ebene: Wir sind unS· dreier 
Unterschiede bewusst, die in der Schweiz gegenüber 
der gleichen Entwicklung in ausländischen Staaten ins 
Gewicht fallen und auchauswätts· Beachtung fjnden 
dürften. Herr Ständerat Lusser hatmi,t Recht auf einen 
dieser Punkte hingewiesen, nämlich, dass die politischen 
Rechte der Frau in jenen vjelen Staaten, die die poli­
tischen Rechte der Frau r.eaJi,siert haben, angefangen 
von Afghanistan. bis zu andern Staaten, im wesentli­
chen in der BetelJigung an Wahlen bestehen, und dass 
in dieser Richtung in der Schweiz ganz andere Ver­
hältnisse gegeben sind; das ist ein wesentlicher Unter~ 
schied. Ein zweiter wesentlicher Unterschied besteht in 
dem ebenfalls bereitsullterstrichenen PrinzIp, dass eben 
die heutige Aktivbürgerschaft der Schweiz in freiem 
Entschluss diesen Entscheid zu fällen haben wird. Ein 
dritter Unterschied besteht darin - darauf ist mit 
eben soviel Rechthingew1esen worden -, dass die 
schweizerische Demokratie· in der Tat ihre Wurzeln 
zum Teil.in der Wehrhaftigkeit hat. Diese beiden Kom-' 
ponenten mussten gegeben sein, um dem Bürger die volle 
Stimmberechtigung in seiner Gemeinschaft zu geben: Er 
musste wehrhaft sein und musste Anteil am öffentlichen 
Gut haben. In dieser Beurteilung wird mich der Histo­
riker unterstützen. 

Das sind die Unterscheidungen, die wir in 
der Schweiz zu treffen haben und mit denen wir vlel­
leicht unseren -ausländIschen Freunden einen Begriff da­
von geben können, weshalb die Einführung des Frauen­
stimmrechtes in der Schweiz auf· etwas mehr Schwie­
rigkeiten stösst als in den betreffenden Ländern. 

AUch ich halte dafür, es sei tunlich, dass nach der 
RiChtung der staatsbürgerlichen Bildung mehr gesqhe­
hen muss. Dabei bin ich nicht unbedingt der Auffassung, 
staatsbürgerliche Bildung auf den verschiedenen Stufen 
.könne al1ein vom· Staate· betrieben werden. Man kann 
darüber diskutieren, wieweit der Bund sich in der Zu­
kunft in di'eser Richtung vermehrt engagieren solle. We­
sentlich scheint mir hier aber zu sein, dass die staats­
bürger1iche Bildung nicht vom Staate gelenkt werden 
soll, sondern dass sie in der Familie - und zwar-früh, 
schon im Elternhaus - beginnen muss und dann eben 
durch das gute· Beispiel fortgesetzt werden soll, das die 
Eltern ihren noch minderjährigen Kindern geben. 
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Ich glaube nicht, da:ss man die Frage des Frauen­
stiIll1Ilfechtes mrt derjenigen des Wahlalters in Verbin­
dung br.ingensollte. Es ist in dieser Richtung auch kein 
konkreter Vorschlag gemacht worden. Am letzten Ju­
ristentag in Interlakeh hat die B~mt)rkungin einer An­
sprache des Präsidenten des Schweizerischen Juristen" 
vereins arn meisten Beifall gefunden, als er in diesem 
Zusammenhang. sagte, er hoffe, dass in der Schweiz das 
Erwachsenenstimmrecht zuerst, realisiert .werde, bevor 
es auch noch für die Mindeijährigeneingeführt werde. 

'Dapei darf ich es wohl bewenden lassen; Ich möchte' 
Ihnen mit Ihrer Kommission empfehlen, auf die Bera­
tung des Entwurfes einzutreten, und darf zugleich bei­
fügen, dass der Bundesrat sich dem einzigen Aende­
ruligsantrag Ihrer Komrniss~on - jenem in bezUg auf 
Absatz 2 des Artikels 74 'der Bundesverfassung - an-
schHessen kanp.. . 

E,·intretel1 wird ohne Gegenan,trtig b~schlossen 
Le Conseil passesans opposition cl Ia discussion 

des articles 

Artikelweise Beratung ...... Viscussion.des articles 

Tite(zmd/ngress 
. A:ntrag de,r KOlDDlission 

Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates. 

Titre, ßt preambule 
Propo&ition de Ja commission 

Adherer a la decisioli duCol1.sell national. 

Angenommen, -- Adopte 

Abschnitt I, Ingress 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zuin Beschluss des Nati'Onalrates. 

Chapitre I, preanibule' 
Propositi~m 'de Ia. cODlIni!ision 

,Adherer a la decision du Conseil national. 

Angenommen - Adopte 

Art. 74 
Antrag der Kommission 

Abs.l,3,4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, 

Abs.2 
Stihun- und' wab,lberechtigt'bei solchen Abstimmun­

gen und Wahlen s1ndalle Schweizer und Schweize­
rinnen, die das 20. Altersjahr zurückgelegt haben und 
nicht mi.ch dem Recht des Bundes oder vom Aktiv­
bürgerrecht ausgeschloss~n sind. 

Art. 74 
Proposition de Ia commission 

ALl, 3, 4 
Adherer a la decrsion du Conseil national. 

Al. 2 

Tous les Suisses et toutes les Suissesses ages de 
vingt ans revolus et qui ne. sont pas prives' des cIroits 
politiques par la legislatiQn de la Confederation ou du 

canton de domicile ont 1e droit deprendre part aces 
e1ections et votations. 

M. BoHa, rapporteur: L'article 74, 2e alinea, definit 
le corps electoral federal. Cette definition se trouve 
actuellement a l"article 74, ler alinea: <<A droit de 

, prendre part aux, 6lecurons et votations tout Suisse age 
de 20 ans revolus. et qui n'est, du reste, pas exc1u du 
droit de citoyen actif par la legislation du canton dans 
1eque1 i1 a son 'domicile» (<<nicht vom Aktivbürgerr,echt 
ausgeschlossen iSt»). Les cas de privation des draits 
civiques federaux peuvent, naturellement, etre' fixes en 
termesdirectspar le droit fMeral (art. 74, 2e iüinea de 
1a constitution en vigueur; cf. Aubert, Traite de droit 
constitutionnel, n° 1083). Cependant, ils peuvent l'etre 
aussi par le droit cantonal, sous reserve des limites que 
le legislateur federal est autorise a opposer a ce droit 
cantonal (art. 66) .. Le legislateur fMeral a echoue dans 
ses tentatives - qui remontent toutes a la seconde moi­

-tie dusiecle dernier - d;Micter la loigenerale reservee 
a l'artic1e 74, 2e alinea. Unelirnite au sens del'artic1e 66 
de la constitution fMerale se trouve dans la loi fCderale 
du 29 avriJ. 1920 surles .consequences de droit public 
de la saisie iftfructueuse et de la failli te: «La saisie in­
fructueuse et la fäillite n'entrainent pas par elles-memes 
la privätion du droitde, vote» (art. 'ler). La privali<)Jl 
des ,dtoits civiques' est positivement prevue comrne 
peine accessoire par l'artic1e 39 du code penal militaire 
(loJi feder ale du 13 juin 1927) et par l'article 52 du code 
penal suisse du 21 decembre 1937. A l'occasion de 
l'examendu projet de loi fMerale modifiant le code 
penal suisse, le Conseil national a d'ailleurs biffe l'ar­
tic1e 52 -comtne Hant contraire au but poursuivi par 
un droit pel1.al modeme qui postule la «Resozia1isie­
rung».Notre conseil a suivi: la solution du Conseil 
national. On ne sait pas encore quand le code penal 
modifie entrera en vig:ueur, car des divergences assez 
nombreuses entre les deux conseils restent a eIiminer. 
Du reste, un '. postulat de notre cöllegue Munz (postu­
lat n° 256 du 19 mars 1970), relatif a la suppression de 
l' exercice- du droit de participer aux vötations et· eIec­
tions publiques durant l'execution depeines ou deme­
sures de surete dans une maison d'internementest en­
core pendant; Teile est la situation actueHe;, 

Le Conseil federal avait propose au 2e alinea d'ad­
mehre aux elections etvotati:ons tous les 8uisseS et 
toutes 1esSuissesses' (; •. ) «qui n'ont pas ete pdves de 
leursdroits civiques en vertu du droit fCderal ou de 
la legrslation du cantonde domiCile», en allemand: 
« . .. die, weder nach eidgenössischem Recht -noch 
nach dem Recht des Wohnsitzkantons in der bürger­
lichen Ehrel1.fähigkeit ei'ngestellt sind». 
, Le Consehl. national est revenu, d'un cote, a la re­
daction de l'artic1e 74 actuel: dans le. texte allemand, 
a la <<Einstellung. in der bürgerlichen. Ehrenfähigkeit», 
il a pref6re la formulation tni.ditionnelle· «nicht voin 
Aktivbürgerrecht ausgeschlo'ssen», c'est-a-dire qui n'est 
pas prive des droits politiques. Nous approllvons cette 
formulation. 

D'autre part, le Conseil national a biffe, en' ce qui 
concemela privation de l'exercice des droits politiqties, 
la reference au droit federal. Votre commiission, a, 
l'unanimite, vous propose de revenir sill ce point au 
texte du Conseil federal. En voici brieveinent les motifs. 

Tout d'abord, s'agissant de la privation de l'exer­
cice des droits politiques en matiere fCderale,il sem­
blerait presque illogique que le droit federal soit ignore. 
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La doctrineconstitutionnelle (Fleiner/Giacometti, 
Schwei!,erisches Bundesstaatsrecht, p. 430) l'admet deja: 
«Die objektiven Voraussetzungen des Stimmrechtes 
werden vom Bundesrecht festgesetzt, während die Auf­
stellung der subjektiven Erfordernisse, nämlich die Be­
stimmung der Gründe der Einstellung im Aktivbür­
gerrecht, teils durch das Bundesrecht, teils durch das 
kantonale Recht erfolgt.» 

Si l'artide 52 du code penal suisse sur la pri'vation 
des droits civiques commepeine accessoire semble des­
tine a une courte vie, 'l'article correspondant du code 
penal militaire subsiste. La petition de notre com~gue, 
M. Munz,invite menie le Conseil federala examiner si 
des mesures legislatives paraissent opportunes, voi:re 
necessaires, afin de supprirner l'exercice du droit de par­
ticiper aux vptations et eIections publiques «während 
des Vollzuges' von. Strafen oder .. Massnahmen in einer 
Anstalt». L'horizon pourrait donc s'elargir desnormes 
feder ales sm la privation des dmits civiques. Non 'sans 
mentionner l'hypothese, a la verite plutOt theorique, 
quele legislateut fed,eral de demain se persuade que la 
peine accessoire actuelle de 'I'article 52 du code penal 
suisse, qui est en train de disparaitre, pouriait avantageu­
semet fenaHre. D'autrepart, la redaction . donnee par 
le Conseil. national a farticle 72, 2e alinea, qui men-
1;10nne liniquement la .. privation des droits politiquespar 
lalegislation: cantonale, pourrait faire cmire que la 
competence reservee au 3e alinea (<<La Confederation 
peut edicter des dispositions legislatives uniformes sur le 
droit de prendre part aux elections. et votations en ma- . 
tiere .federale») ne s'Hendpas a la privation des droits 
civiques, car 1e 2e alinea jndique (seion le texte du Cop.­
seil national) que cette privatIon est l'affaire .de la le­
gislation cantonale. Une red action qui permet une in-' 
tetpretation teIle que ce1le que je v,jens d'indiquer ne 
nous parait pas acceptable. Je vous propose donc d'ad­
herer ft notre proposition en soulignant pour terminer 
que la divergence qur serait creee avec la solution 
adoptee par le Conseil natiOllal peut tres bien etre eli­
minee au cours de cette session, si bien que l'eiitree en 
vigueui du projet ne subirait aucun retard du fait de 
cette divergence. ' 

Angenommen - Adopte 

Bundesrat von· Moos: Im Zusammerihang mit der 
Formulierung des Absatzes 4 ist in der Diskussion­
vor .allem des Nationalrates - dreFrage aufgeworfen 
worden,. ob inskünftig, wenn Artikel 74 der Bundes­
verfassung nach . dieser FormUlierung positives Recht 
werde, kantonale Verfassungen, die das Frauenstimm­
recht nichterithielten, trotzdem die Gewä,hrleistung 

. des Bundes erhalten könnten, da doch die Einführung 
des Frauenstirnm- und -wahlrechts ein Postulat der 
Rechtsgleichheit sei und daher, gestützt auf Artikel 4 
der Bundesverfassung alles, was diesem Grundsatz wi­
derspreche, abgelehnt oder .. jedenfalls vom Bunde nicht 
gewähileistet werden könile. Die Frage ist nicht ganz 
müssig. Man hat sie in der Formulierung des Nfi.tional­
rates zu lösen versucht. Diese Fassung will also aus­
drücklich festhalten, da:ss Kantone und Gemeinden ihr 
.besonderes Recht haben, und dass dieses besondere 
Recht auch darin bestehen kann und auch in der Zu­

.kunft wird darin bestehen kön.nen, dass das Frauen­

. stimmrecht n.icht eingeführt sei. Es werden al-so der­
artige Kantonsverfassungen vom Bunde trotzdem ge­
wähdeistet werden müs-sen, es wäre denn, es würde aus 
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einem andern Grunde die GeWährleistung zu versagen 
sein. Es ist daran zu erinnern, dass bisher die Auffas­
sung vertreten worden ist - ich glaube, sie ist auch in 
Ihrem Rate, wie ich gehört habe, gebilligt worden -, 
dass der Bund nicht in die föderative Struktur eingrei­
fen soiIe, aus politischen Gründen, aus taktischen 
Gründen - der Herr Kommissionspräsident hat darauf 
hingewiesen --. Aber riun wäre es doch so, dass die 
Linke wieder nähme, was die ReChte gegeben hat. Ich . 
spreche hier nicht von der parteipolitischen Linken oder 
Rechten, sondern von der linken oder rechten Hand. 
Wenn man' hier dergleichen täte, man wolle nicht in 
die kantonalen Rechte hineingreifen, und wenn man 
dann die R,eserve hätte, aber wenn' darin einmal eine 
kantonale Verfassung kommt,die das Frauenstimm­
recht nicht enthält, dann werden, wir ihr die Gewähr­
leistung versagen, weil sie eben in diesem Punkte dem 
Artikel 4 der Bundesverfassung widerspräche.' Dieser 
Widerspruch soll nun eigentlich in Absatz 4 gelöst wer­
den; das ist die Meinung, die hier zum, Ausdruck 
kommt, wenn, man sagen will, Artikel 4 der' Bundes­
verfassung ist ein allgemein anzuerkennender Rechts­
grundsatz, der überall dqrt,. wo nicht Spezialnormen 
entgegenstehen, Recht schafft und auch von Richtern 
und von den Recht anw~ndendeii Behörden zu' beach­
ten sein wird. Was hier in Artikel 74, Absatz 4, gesagt 
wird, ist aber eine Spezialnorm, die zur FoJge haben 
wird, dasS derartige Kantonsverfassungen, auch wenn sie 
das Frauenstimmrecht nicp,t enthalten sollten, trotz­
dem gewährleistet werden kön.nten. Ich nehtne an, das 
das eine Bemerkung ist, die nicht' mehr sehr lange ihre 
Bedeutung haben wird, indem ein. Kanton nach dem 
!i-ndernsich dem guten Beispiel, das Sie und der Bund 
Urnen geben, allschliessenwird. Aber ich habe doch 
Wert darauf gelegt, Ihnen' dieSe rechtliche Lage hier 
klar ausein,anderzusetzen, 'damit man weiss, über was 
man hier bei Absatz 4 zu entscheiden hat. 

Angenommen....".. Ad()pte 

Abschnitt II 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates. 

Chapitre II 
Proposition de la commission 

Adherer a 1a decision du Conseil national. 

Angenommen ~ Adopte 

Gesamtdbstimmung - Vote sur l' ensemble 
Für Annahme des Beschlussentwurfes 34 Stimmen 

(Einstimmjgkeit) 

An den Nationalrat - A~ Conseil national 

37 
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Abschnitt I, Ingress 
Antrag der Kommission 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. 

Chapitre I, preambule 

Proposition de Ia commission 
Adherer au projet du Conseil federaI. 

Angenommen - Adopte 

Art. 24septies 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. 

Art.'24septies 

Proposition de Ia commission 
Adherer au pro jet du Conseil' federaI. 

Angenommen- Adopti 

Abschnitt II 

Antrag deI:' Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. 

Chapitre 11 

Proposition de Ia commission " 
Adherer au projet du Conseil federaI. 

Angenommen '"- Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l' ensemble 

Für Annahme des Besehlussentwurfes 132 StimIDen 
(Einstimmigkeit) 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 
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Siehe Seite 442 hiervor - Voir page 442 ci-devant 
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Differenzen - Divergences 

Art. 74; Abs.2 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zum BescI:Iuss des Ständerates. 
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Art. 14, al. 2 

Proposition de Ia commission 
A,dherer a la decision du Conseil des Etats. ' 

'. 

Götsch, Berichterstatter: Es handeItsich um,eine kleine 
Differenz zum Ständerat. Die hationalrätliche Kommission 
hatte Ihnen beantragt,beim Artikel 74, Absatz 2, eine For­
muliening zu wählen, die dem ürsprünglichen Text wider­
spricht, der heute in der Verfassung steht. Die Überlegung 
war die, da~s das Reclitdes Wohnsitzkantons allein für die 
Ausübung des:Aktivbürgerrechtes massgebend sein soll. 
Man wollte damit verhindern,dass, unter Umständen in 
Einzelfällen der Wahlkörper für eidgehössiche Wahlen und 
Abstimmungen ein anderer sein kÖnhte als für kantonale 
Wahlen und AbstimmUngen; Nachdem' aber durch die 
Teilrevision ,des Strafgesetzbuches, die politische Neben­
strafe wegfällt und wir nur noch den Einfluss vom Militär­
strafrecht und vom.Sch~ldbetteib1il1gs- uhd Konkursrecht ' 
her haben, sind wir der Meinung, dass; nachdem der Stän~ 
derat im Gegensatz zum Nationalrat das Recht des Bundes 
betont, der Natiol1alrat keinen Grund hat, diese kleine 
Differenz zum Ständerat niehtzu beseitigen. Daher bean­
tragt Ihnen die 'nationa.lrätliche Kommission einstimmig, 
in diesem Punkt dem Ständerat zuzustimmen, wOniitdann 
alle Differenzen bereinigt wären. 

M, Cevey, rapporteur: -Nous ne voulons pas tomber 
dans des discussions inspirees par le gout des distinctions 
subtiles, sansdoute, mais neaninoins purement theoriques. 
Le Conseil des Etatsa voulu que l'on se reIere, a l'articIe 74, 
2e alinea;aiissi bien au droit fMeral qu'a la legislation du 
domicile; poui det<;lrminer le droit des Suisses et des Suis­
sesseS de prendre part aux elections et votations. 

Cette fonnlJle adopteepar la Chambre haute parait 
mieux tenir compte de notre systeme juridique. Nous ne 
pouvons en tout casretarder l'adoption definitive de, 
l'arretefeq6ral ,en nous tehant a la version votee par notre 
Conseil le 23 juin dernier. Votre commission, unanime/ 
vou~ proPOS<;l doncde liquider la divergence mineurequi 
supsistaitentre nosdeux Chambres et de donner, pm.la, 
une forme ~definitive a ladecision parlementaire. Nous 
ouvrons ainsi la voie qui, a la suite d(l ia votatIon popu­
laire que no,us souhaitons,bien enten du, positive, conduira 
a la participation des femmes a la vie civique sur leplan 
federal pUis, ensuite, tout naturellement, 'sur les 'plans 
cantonal efcommunal, Ja OU l'egalite civique n'aura pas 
encore ete realisee; -

'Nous vou~ proposonsdonc unanimement de vous 
ralliera la decision du Conseil des Etats en ce qui concerne 
cet article 74, 2e alinea. 

Angenommen - Adopte -

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 
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d,'autre. A ce moment-la, je me demande qui aurait 
agi differemment que le Conseil federal suisse? . 

Eine letzte Bemerkung zu Herrn Ständerat Hefti. Ich 
glaube, ich habe dann ungefähr alles beantwortet. 

Dass wir auf die Waagschale Recht und Menschen" 
leben gelegt haben, dass wir diese zwei Begriffe ein­
ander gegenübergestellt haben, und daSs wir - ich habe 
eine leise Kritik in Ihrer Bemerkung gehört, Herr Stände­
rat Hefti -, uns für die Menschlichkeit entschlossen ha­
ben und dass wir das Recht haben fallenlassen, das geht 
wieder ins Kapitel, das ich soeben angeschnitten habe. 
Aber was hätten Sie getan, wenn Sie nicht beides, Recht 
und Menschlichkeit, hätten haben kÖlmen? Da muss 
dann eiUeWahl getroffen werden. Sollte ich in dieSeni 
Mom~nt wieder unter den gleichen Umständen wäh­
lenmüssen, iChWüJ:de noch einmal' die Menschlich­
keit und die Humanität wählen und nicht das Recht. 

Die Angelegenheit hat Empörung hervorgerufen; ich 
war auch empört über. diese Situation; und ich habe 

. aqch nicht geschlafen deswegen. Aber wenn Sie vor die 
Wahl gestellt werden, da muss ich schon sageq, Herr 
Hefti, dann hätten Sie vielleicht auch die Humanität und 
die Menschlichkeit gewählt. :Qaswill nicht heissen, dass 
dies wiederholt wird, dass alle Situationen gleich sind. 
Wenn das Recht .geschützt werden kann, so muss es ge­
schützt werden, koste es, was es wolle. Aber hier· hätten 
wir das Recht geschützt auf Kosten der andern. Und 
das konnte sich der Bundesrat nicht leisten. 

M. pradervand:. Je demande .J'insertJionde ces debats 
d~ns le bulletin; 

Abstimmung :-. Vate 
Für den Antrag Pradervand 32 Stimmen' 

(Einstimmigkeit) 

Vormittagssi~g vom9. Ok~ober 1970 
Seance du 9 octobre, matin 

Vorsitz .,-- Presidence: M. Torc/te 

10480. Bistum Tessin. , 
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10476 . Botschaft 
des Bundesrates an die Bimdesversammlung 

. über die Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts 
in eidgenössischen Angelegenheiten 

Herr Präsident, 
Hochgeehrte Herren, 

(Vom 23. Dezember 1969) 

Wir l?eehren uns, Ihnen mit dieser Botschaft den Entwurf zu einem Bundes­
beschluss über die Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts in eidgenössi­
schen Angelegenheiten vorzulegen. Wir geben damit der Motion Schmitt-Genf 
vom 30. November 1965 sowie der als Postulat angenommenen Motion Ta1ll1er 
vom 4. Juni 1968 Folge und erstatten zugleich Bericht über die am 22. Februar 
1966 beschlossene Standesinitiative des Kantons Neuenburg. Vorgeschlagen 
wird im wesentlichen die von Ihnen am 13. Juni 1958 gutgeheissene, von Volk 
und Ständen jedoch abgelehnte Änderung von Artikel 74 der Bundesverfassung 
(vgl. BBI 1958 I 1165). 

I~ Einleitung 

1. Der Bundesbeschluss vom 13. Juni 1958 über die Einführung des Frau­
enstimin- und -wahlrechtes in eidgenössischen Angelegenheiten wurde am 
1. Februar 1959 vo~ Volk mit 654 939 gegen 323 727 Stimmen sowie von allen 
Kantonen bis auf drei verworfen (BB11959 1573). 

Einige Zeit später war die Frage erneut Gegenstand verschiedener parla­
mentarischer Vorstösse. So befasste sich Herr Nationalrat Schmitt-Genf in sei­
nerKleinen Anfrage vom 1. März 1965 mit dem Problem, ob aus Rücksicht 
auf die Grundzüge der Charta des Europarates die Frage der politischen 
Gleichberechtigung der Frau auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene zu­
sammen mit den konfessionellen Artikeln der Bundesverfassung neu zu über­
prüfen sei. 

Seine vom Nationalrat' am 23. Juni 1966 und vom Ständerat am 4. Okto­
ber 1966 angenommene Motion lautet folgendermassen : 
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«Alle Redner, die sich in der Septembersession 1965 an der aussenpoliti­
schen Debatte beteiligt haben, äusserten sich zugunsten der Einführung des all­
gemeinen Stimm· und Wahlrechtes in unserem' Lande. 

Es sei daran erinnert, dass der Bundesbeschluss vom 22. Februar 1957 
über die Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts in eidg. Angelegenhei­
ten im Anschluss an die Postulate der Herren Albert Picot und Grendelmeier 
ausgearbeitet wurde, Postulate, die beide bereits im Jahre 1952 begründet Wor­
den waren. 

Die Vo1ksabstimmung fand somit fast 7 Jahre nach Einreichung dieser 
Postulate statt. Seither haben drei Kantone das Frauenstimmrecht in kantona­
len und kommunalen Angelegenheiten eingeführt. Die gemachten Erfahrungen 
unterstützen die Schlussfolgerungen des Bundesrates in seiner Botschaft vom 
22. Februar 1957, worin er vorschlug, den Schwe~zer Frauen auf dem Wege 
einer Verfassungsänderung dieselben politischen Rechte zuzugestehen wie den 
Männern. 

Es sei ferner daran erinnert, dass in den letzten Jahren im Schosse zahlrei­
cher kantonaler Parlamente Vorstösse zugunsten der politischen Gleichberech­
tigung der Bürger und Bürgerinnen auf kantonalem und kommunalem Boden 
unternommen wurden. Angesichts der Zeit, die seit dem ersten Antrage des 
Bundesrates verstrichen ist, und mit Rücksicht auf die inzwischen eingetrete­
nen neuen Tatsachen, erscheint" es a1s zweckmässig, dass sich der schweizeri­
sche Stimmbürger erneut über die verfassungsmässige Einführung des allge­
meinen Stimm- und Wahlrechts in unserem Lande ausspreche. 

Demzufolge wird der Bundesrat eingeladen, den eidg. Räten eine Verfas­
sungsrevision, gerichtet auf die Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechtes, 
vorzuschlagen. » 

Daraus, dass die Motion an die bundesrätliche Vorlage von 1957 an­
knüpft und eine ~rneute Stellungnahme des Stimmbürgers befürwortet~ ergibt 

;. sich, dass der Vorstoss nur das Stimm- und Wahlrecht in eidgenössischen An-
. gelegenheiten im Auge hat. . 

Eine solche Vorlage ist offensichtlich auch das Ziel der am S. März 1969 
( vom Nationalrat in Form eines Postulats angenommenen Motion Tanner vom 
4. Juni 1968. Das Postulat erhielt folgenden Wortlaut: 

«Die Einführung des Frauenstimm- und Wahlrechts in Belangen der Ge­
meinde und des Kantons hat in den letzten Jahren erfreUliche Fortschritte ge­
macht. Von dieser Tatsache aus könnte es psychologisch und taktisch als klug 
erachtet werden, noch einige Zeit die Entwicklung in der eingeschlagenen Rich­
tung abzuwarten, bevor auf eidgenössischer Ebene die Wiederholung des Ur .. 
nengangs vom 1. Februar 1959 vorgenommen wird. 

Der Bundesrat wird deshalb eingeladen zu prüfen, ob nicht noch im lau­
fenden Jahr, das zum Jahr der Menschenrechte erk1ärt wurde, eine neue Vor­
lage zur Einführung des Frauenstimm- und Wahlrechts vorzubereiten und die 
Abstimmung darüber ohne Verzug zu fuder~n seien.» 

Zu erwähnen ist ferner die Motion, welche die Kommission des National­
rates, die den bundesrätlichen Bericht über die Menschenrechtskonvention 
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behandelt hatte, am 12. Juni 1969 einbrachte (Sten. BuIl.NR 1969,320). Sie ver­
langt Vorschläge, «welche die Streichung der bei der Ratifikation der Kon­
vention zum Schutze der Menschenrechte notwendigen Vorbehalte ermöglichen., 
insbesondere von Vorlagen zur Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts 
und auf Ausmerzung der konfessionellen Ausnähmeartikel. » 

Die am 17. Juni 1969 eingereichte Motion Arnold endlich möchte, dass 
durch Beschluss der Bundesversammlung Artikel 74 der Bundesverfassung, 
also der Stimmrechtsartikel so auszulegen ist, dass unter «Schweizer» Männer 
und Frauen·zu verstehen sind. 

Die vom Kanton Neue~burgam 25. Februar 1966 eingereichteStandesini·.:' 
tiative haben Sie uns am 7. März 1966 zur Berichterstattung überwiesen. Sie 
lautet: . 

Faisant usage de son droit d'initiative, le Grand Conseil neuchätelois demande .aux 
Chambres federales dereviser la Constitution federale de maniere a accorder aux femmes 
les droits politiques. 

In einem gewissen Zusammenhang mit den erwähnten Vorstössen steht 
auch das am 2. Oktober 1968 eingereichte und am 25. Juni 1969 vom Natio­
nalrat überwiesene Postulat Cevey. Es verlangt die Prüfung der Frage, ob in 
den Kantonen mit Frauenstimmrecht auch den Bürgerinnen die Teilnahme an 
Abstimmungen über Verfassungsrevisionen zu ermöglichen sei. 

2. Entsprechend der Haltung, die den Bundesrat veranlasste, Ihnen mit 
Botschaft vom 22. Februar 1957 in eidgenössischen Angelegenheiten die Ein­
führung des Frauenstimm- und' -wahlrechts (im folgenden Frauenstimmrecht) 
vorzuschlagen (vgl. BBl1957 I 665 ff.), lehnte er bereits in seiner Antwort auf 
die Kleine Anfrage Schmitt-Genf vom 7. Mai 1965 eine neue Vorlage zugun­
sten des Frauenstimmrechts nicht ab, wollte aber Schritte in dieser Richtung 
solange nicht unternehmen, als nicht neQen den Kantonen Waadt, Neuenburg 
und Genf noch einige weitere erfolgreich gewesen sein würden. Das Bestreben, 
dem zweiten Vorstoss' das Schicksal des ersten möglichst zu ersparen, kam 

. auch bei der Entgegennahme der Motion Schmitt-Genf sowie in den Richtli­
nien für die Regierungspolitik in der Legislaturperiode 1968-1971 (BBl1968 I 
1204) zum Ausdruck. 

In seiner Antwort auf die Motion Tanner konnte der Bundesrat am 
5. März 1969 darauf hinweisen, dass in den Kantonen zwar nicht alle, aber 
doch manche Abstimmungen dem Frauenstimmrecht günstig verlaufen seien. 
Er hielt ~en Zeitpunkt nun für gekommen, das Problem wieder aufzugreifen, 
stellte eine neue Vorlage noch für dieses Jahr in Aussicht und löst jetzt sein 
Versprechen ein. . 

3. Den erwähnten parlamentarischen Vorstössen entsprechend beschränkt 
sich die neue Vorlage gleich wie die letzte auf die Frage der G~eichbehandlung 
von Mann und Frau bei der Zuerkennung des Stimmrechts. Wie gesagt 
versteht diese Botschaft darunter auch das (aktive und passive) Wahlrecht. Be­
reits diejenige von 1957 bezeichnete das Stimmrecht als Grundlage und Kern 
aller politischen Rechte des Volkes; mit ihm ist z. B. das .Recht der Initiative 
und des Referendums ohne weiteres gegeben. 
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4. Der Bundesrat hat sich in seiner Botschaft von 1957 umfassend mit dem. 
Frauenstimmrecht auseinandergesetzt und sie bei der Entgegelll1ahme der 
Motion Schmitt-Genf weiterhin als Grundlage für seine Haltung bezeichnet. 
Daran hat sich nichts Grundsätzliches geändert. Es lag daher nahe, inhaltlich 
und der Form nach an diese Botschaft anzuknüpfen, aus ihr in der neuen das 
wesentlich Gebliebene zusammenzufassen und es zu ergänzen. Es folgen daher 
wieder die Abschnitte «Rechtsgeschichtliches und Rechtsvergleichendes»,. 
«Frauenstimm- und -wahlrecht: Ja oder Nein ?», «Gänzliche oder teilweise: 
Gleichbehandlung der Frauen» und «Der einzuschlagende Weg» sowie zu·· 
sätzlieh die Abschnitte «Die Frage der Änderung von Bundesgesetzen» und 
«Abschreibung von Interventionen». In ihnen wiederholen wir aus der Bot·· 
schaft von 1957 inhaltlich deswegen vieles, weil es weiterhin seine Gültigkeit be·· 
halten hat. 

Grossen Wert legte der Bundesrat darauf, mit den Kantonen und den 
politischen Parteien ins Gespräch zu kommen. Mit Rundschreiben vorn. 
23. Juni 1969 unterrichtete er sie über die Absicht, eine neue Botschaft vorzule .. 
gen. Er gab ihnen Gelegenheit, sich bis zum 12. September 1969 zu äussern. 
über' die eingegangenen Antworten wird im folgenden berichtet werden. Das. 
gilt auch für die Äusserungen, die von anderer Seite gemacht wurden. 

In dieser Hinsicht seien zunächst die Eingaben des Schweizerischen Ver­
bandes für Frauenstimmrecht vom 9. September 1969 und des Bundes der 
Schweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht vom August 1969 erwähnt. Mit 
jener Organisation hat sich das Justiz- und Polizeidepartement bereits bei der 
Ausarbeitung der Botschaft von 1957 in Verbindung gesetzt. Diese hatte ihm 
gegenüber den Wunsch ausgedrückt, Gelegenheit zur Stellungnahme zu erhaI·· 
ten. Das Departement schrieb den beiden Vereinigungen am 11. Juli 1969, sie 
seien dadurch, dass sich der Bundesrat mit seinem Rundschreiben nicht auch 
an die Verbände gewandt habe, nicht ausgeschlossen worden, sich zu äussern. 

Ergänzendes Materia~ beschafften auf Einladung hin auch die Staatskanz­
leien der Kantone. Durch Vermittlung des Politischen Departements war es· 
möglich, Angaben über die Entwicklung im Ausland zu erhalten. Auch spon­
tane Eingaben, die im Laufe der Zeit eingingen, enthielten wertvolle Hinweise. 

11. Rechtsgeschichtliches und Rechtsvergleichendes 

1. a. Es waren die stimm- und wahlberechtigten Männer, welche im Alter­
tum die Selbstherrschaft des Volkes ausmachten. Auch die Französische Natio·· 
naIversammlung schloss die Frauen nicht ein, als sie im August 1789 in der Er­
klärung der Menschen- und Bürgerrechte sagte: «Alle Bürger haben das 
Recht, persönlich oder durch ihre Repräsentanten an der Schaffung des Geset­
zes mitzuwirken. Sie sind alle in seinen Augen gleich ... ». Es ist dieser hart er­
strittene demokratische Männerstaat, welcher der Französischen Revolution. 
seinen Siegeszug verdankte. Kampf für das allgemeine Stimm- und Wahlrecht 
war im letzten Jahrhundert gleichbedeutend mit Kampf für dieses Recht der 
Männer (vgl. Bericht der Beratenden Versammlung des Europarates vom. 
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13. September 1967 sur la situation politique, sociale et civique de la femme en 
Europe). 

b. Als Erbe der germanischen Zeit galt in den Landsgemeindekantonen das 
gleiche und allge~eine Stimm~ und Wahlrecht, lange bevor die Naturrechts~ 
lehre und die Französische Revolution es proklamierten. In den Kantonen Uri, 
Schwyz, Ob- und Nidwalden, Appenzell Inner~ und Ausserrhoden, Glarus und 
auch Zug befanden die waffenfähigen Bürger, also mit Ausnahme der' «Ehr­
und Gewehrlosen» alle. erwachsenen Männer, die das Landrecht besassen, 
über Krieg und Friede~, Bündnisse, Gesetze und die Wahl der Regierung; ge­
wisse Einschränkungen trafen die «Beisässen», d. h. die nicht in ihrer Heimat­
gemeinde wohnhaften «Landleute». Ähnlich verhielt es sich in der Referen­
dumsdemokratie Graubünden und in den autonomen Zehnten des Ober­
wallis. ' 

Diese Demokratie fehlte in den Kantonen, in denen die Stadt über eine 
untertänige Landschaft herrschte, die städtischen Räte politisch massgebend 
waren und die Zugehörigkeit dazu nicht allen Kreisen offenstand. Hierher ge .. 
hörten die Zunftaristokratien Base], Zürich, Schaffhausen und die zugewandte 
Stadt St. Gallen sowie die Patrizierstaaten Bem, Luzem, Freiburg und Solo­
thurn. 

Keine politischen Rechte hatten die Bewohner der Untertanenlandschaften. 
Die von der franz~sischen Regierung diktierte helvetische Verfassung 

brachte 1798 den Einheitsstaat und allen Schweizerbürgem, selbst den Unter­
tanen, nach vollendetem 20. Altersjahr das aktive Bürgerrecht. Die Media­
tionsverfassung von 1803 Iiess in der wieder hergestellten Eidgenossenschaft 
zu, dass das Stimmrecht auf die Kantonsbürger beschränkt und an einen Zen­
sus gebunden wurde. Nach ihrer Aufhebung im Jahre 1813 wurde in den Städte­
kantonen die Aristokratie ohne Mitwirkung des Volkes wieder eingeführt. In 
der politisch bewegten Regenerationszeit kam es in vielen Kantonen zu Abstim­
mWlgen über neue Verfassungen auf der Grundlage der repräsentativen Demo­
kratie. 

Die in den Kantonen gewachsene Erweiterung der Volksrechte fand ihren 
Niederschlag in der Bundesverfassung von 1848. Sie gab jedem Schweizer, der 
das 20. Altersjahr zurückgelegt hatte und nach der Gesetzgebung seines Wohn­
sitzkantons nicht vom aktiven Bürgerrecht ausgeschlossen war; das Stimm­
und Wahlrecht in eidgenössischen Angelegenheiten. Es waren dies das aktive 
und passive Wahlrecht sowie das Stimmrecht bei Verfassungsrevisionen. Über­
dies verlieh die Verfassung 50000; stimmberechtigten Bürgern das Recht der 
Initiative auf Totalrevision der Bundesverfassung. 

Die Verfassungsrevision von 1874 brachte überdies das fakultative Geset­
zesreferendum, das 1921 auf langfristige Staatsverträge ausgedehnt wurde. Die 
Verfassungsinitiative ist seit 1891 auch' auf Teilrevisionen anwendbar. Abge­
lehnt worden sind das obligatorische Gesetzesreferendum, die Gesetzesinitia­
tive und die Wahl des Bundesrates durch das Volk. 

2. Q. Knüpft man für die Entstehung der politischen Rechte der Frau an 
das Matriarchat an, muss man feststellen, dass eine Herrschaft der Mutter im 
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Gemeinwesen, galt sie überhaupt je, bereits in längst verflossenen Zeiten dem 
Männerstaat gewichen ist. Hand in Hand mit der Ausdehnung des Wahlrechts 
der Männer wurde. im 19. Jahrhundert dasjenige der Frauen - es bestand 
damals da und dort in beschränktem Umfange - abgeschafft. 

Die aufkommende Frauenbewegung forderte die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau. Sie konnte an die von der Französischen Revolution verkün·· 
dete Freiheit und Gleichheit aller Menschen anknüpfen. So verlangte die Fran·· 
zösin Olympe de Gouges bereits 1789 in ihrer Erklärung der Frauenrechte die: 
Gleichstellung auf politischem Gebiet (Wahlrecht und Zulassung zu den. 
öffentlichen Ämtern). Aber erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 
durften die Frauen in einigen wenigen Staaten an kommunalen Wahlen teil ... 
nehmen. Das allgemeine politische Wahlrecht erhielten sie fast ausnahmslos 
erst im jetzigen Jahrhundert, vor allem im Zusammenhang mit den beiden 
Weltkriegen. 

Die Botschaft von 1957 erwähnte 15 Staaten, in denen die Frauen im Ge­
gensatz zu den Männern kein Stimmrecht hatten. Ein (nicht alle Staaten um .. 
fassender) Bericht des Generalsekretärs der UNO vom 14. November 1968 
über die politischen Rechte der Frauen zählt noch Jemen, Jordanlen, Kuwait, 
Liechtenstein, Nigeria (Nordregion), Saudiarabien und die 'Schweiz (abgesehen 
vo~ einzelnen Kantonen) als Staaten ohne Frauenstimmrecht auf; ein gegen­
über dem Mann eingeschränktes Wahlrecht hat die Frau in Portugal, San 
Marino und Syrien. Gleichberechtigt sind Mann und Frau in über 100 Staaten 
(die Botschaft von 1957 zählte deren 83 auf), nämlich in: 
Afghanistan Ecuador 
Albanien Elfenbeinküste 
Algerien EI Salvador 
Argentinien Finnland 
Äthiopien Frankreich 
Australien Gabun 
Barbados Gambia 
Belgien Ghana 
Bolivien Griechenland 
Botswana Grossbritannien 
Brasilien Guatemala 
Bulgarien Guayana 
Burma Guinea 
Burundi Haiti 
Ceylon Honduras 
Chile Indien 
China (Ta iwan) Indonesien 
Costa Rica Irak 
Dahome Iran 
Dänemark Irland 
Bundesrepublik Deutschland IsIand 
Dominikanische Republik Israel 



Italien 
Jamaika 
Japan 
Jugoslawien 
Kambodscha 
Kamerun 
Kanada 
Kenia 
Kolumbien 
Kongo (Brazzaville) 
Kongo (Kinshasa) 
Korea (Republik) (Süd) 
Kuba 
Laos 
Libanon 
Liberia 
Libyen 
Luxemburg 
Madagaskar 
Malawi 
Malaysia 
Malediven 
Mali 
Malta 
Marokko 
Mauretanien 
Mexiko 
Monaco 
Mongolei 
Nepal 
Neuseeland 
Nicaragua 
Niederlande 
Niger 
Nigeria (Ost- und Westregion) 
Norwegen 
Obervolta" 

Österreich 
Pakistan 
Panama 
Paraguay 
Peru 
Philippinen 
Polen 
Rumänien 
Rwallda 
Sambia 
Schweden 
Senegal 
Sierra Leone 
Singapur 
Somalia 
Sowjetunion 
Spanien" 
Südafrika 
Sudan 
Tansania 
Thailand 
Togo 
Trinidad und Tobago 
Tschad 
Tschechoslowakei 
Tunesien 
Türkei 
Uganda 
Ungarn 
Uruguay 
Venezuela 
Vereinigte Arabische Republik 
Vereinigte Staaten von Amerika 
Vietnam (Republik) (Süd) 
Westsamoa 
Zentralafrikanische Republik 
Zypern 
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Man muss beifügen, dass «die politischen Rechte» der Frau nicht in allen 
Staaten das gleiche bedeutet. 

b. In der Schweiz wurde seit Ende des 18. Jahrhunderts die politische 
Gleichberechtigung der Frau immer etwa wieder erörtert und ihr Fehlen zu­
nächst nur als mit Überlegungen der Zweckmijssigkeit begrundbar erklärt. Als 
bekannte Namen sind in diesem Zusammenhang etwa zu erwähnen Bodmer, 
der Staat~rechtler und spätere Bundesrat Jakob Dubs, Professor earl Hilty, 
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Bundesrichter VirgiJe Ros,sel und der KuIturphiIosoph Auguste Forel (vgl. für 
Einzelheiten Verena Marty, Die politische Gleichberechtigung von Mann und 
Frau nach deutschem und schweizerischem"Recht, 1967, S. 53 tT.). 

Die gegen Ende des letzten Jahrhunderts gegründeten Frauenvereinigun­
gen befassten sich zunächst mit gemeinnützigen Aufgaben. Die 1884 entstan­
dene «Union für Frauenbestrebungen in Zürich». wollte von Anfang an das 
Frauenstimmrecht fördern. Sie und gleiche Gründungen in andem Städten 
schlossen sich 1909 zum parteipolitisch unabhängigen «Schweizerischen Ver­
band für Frauenstimmrecht» zusammen. Er strebt die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens an. Von den Frau­
envereinigungen haben namentlich er und der «Bund schweizerischer Frauen­
vereine» sich in Petitionen, Eingaöen und auf andere Weise für das Frauen:' 
stimmrecht eingesetzt. Dieser politisch und konfessionell neutrale Bund, 1900 
entstanden durch Zusammenschluss verschiedener Vereinigungen, umfasst als 
Dachverband die meisten Frauenverbände. 

Einen seinem Namen entsprechenden, andem Standpunkt verficht der 
«Bund der SCQweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht». Das «Schweizeri­
sche Frauenkomitee» gründete diesen Verein im Jahre 1959. 

Nach dem bernischen Gemeindegesetz von 1833 hatten die Frauen das 
gleiche Stimmrecht wie die Männer, mussten es jedoch an der Gemeindever­
sammlung durch diese ausüben lassen. Es handelte sich dabei aber um eine 
Einzelerscheinung ; sie dauerte bis 1887. Beeinflusst von den Umwälzungen in­
folge der beiden Weltkriege kam es auf kantonalem Boden zu parlamentari­
schen Vorstössen zugunsten des Frauenstimmrechts. In den Volksabstin1mun­
gen wurde es früher stets verworfen. Die nachfolgende Tabelle - sie lehnt sich 
an eine des Schweizerischen Verbandes für Frauenstimmrecht an und wurde 
den Kantonen unterbreitet -"gibt Auskunft über das Ergebnis der kantonalen 
Umengänge. Sie führt gleichzeitig die Ergebnisse der Abstimmung vom 1. Fe­
bruar 1959 auf; Abstimmungen über das Stimmrecht in kirchlichen Angele­
genheiten und über die Wählbarkeit der Frau berücksichtigt sie nicht. Beige­
fügt sei noch, dass nach den erhaltenen Auskünften in vielen Kantonen Vor­
stösse zugunsten des Frauenstimmrechts hängig sind, so etwa laufende" oder 
eingereichte Initiativen in den Kantonen Schwyz, Luzem und Appenzell 
A. Rh., eine eingereichte Einzelinitiative im Kanton Appenzell I. Rh., anhängig 
gemachte und teilweise bereits erheblich erklärte Motionen in Bern, Luzern, 
Zug, Solothum und St. Gallen sowie dem Parlament unterbreitete oder schon 
abstimmungsbereite Erlasse in den Kantonen Aargau und Wallis. 

Parallel mit den Vorstössen in den Kantonen liefen gleichartige Bestrebun­
gen auf eidgenössischer Ebene. Es seien in dieser Hinsicht stichwortartig erwähnt 
der bei den Vorarbeiten zur Verfassungsrevision von 1874 gemachte Antrag, 
Mann und Frau politisch gleichzustellen, die 1913 von Nationalrat Johannes 
Huber eingereichte Motion, welche die in den Frauen liegenden Kräfte dem 
öffentlichen Leben dienstbar machen wollte, die vom Oltener Aktions. 
komitee im Generalstreik von 1918 erhobene Forderung nach Einfüh-
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rung des Frauenstimmrechts, die dasselbe verlangenden Motionen Scherrer-Fül­
lemann, Göttisheim und Greulich ebenfalls aus dem Jallre 1918, die Petitionen 
von 1919 und 1929, die erste davon durch 158 Frauenverbände, die zweite von 
170397 Frauen und 78 840 Männem unterzeichnet, das von 38 Frauenverbänden 
unterstützte Postulat Oprecht von 1944. Im Jahre 1949 schlug das schweizerische 
Aktionskomitee für Frauenstimmrecht dem Bundesrat zuhanden des Parlamen­
tes vor, den Frauen nur das Stimm-, nicht aber das Wahlrecht zu geben, und 
wollte das Postulat von Roten Auskunft «über den Weg, auf dem die politischen 
Rechte der Schweizerfrauen ausgedehnt werden können.» Der Bundesrat erstat­
tete am 2. Februar 1951 den verlangten Bericht (BB11951 I 341). Er gab darin 
eine .Übersicht über das Schicksal des Frauenstimmrechts in den Kantonen, 
bezeichnete die Revision der Bundesverfassung als den richtigen Weg zur Ein­
führung'des in Frage stehenden Rechtes und lehnte das Vorgehen ab, das 
ihm der Schweizerische Verband für Frauenstimmrecht 1950 vorgeschlagen 
hatte. Danach wäre in Artikel10 des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874 betref­
fend Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse an die 
Worte «Stimmberechtigt ist jeder Schweizer ... » anzufügen gewesen «ob 
Mann oder Frau». Die Räte nahmen von diesem Bericht 1951 zustimmend 
Kenntnis. Die dabei von der nationalrätlichen Kommission vorgeschlagene 
Motion auf Einführung des Frauenstimmrechts durch Verfassungsrevision 
wurde nur vom Nationalrat angenommen; eine auf Einführung durch Revi­
sion des erwähnten Gesetzes von 1874 zielende Motion von Roten von 1951 
lehnte der Rat ab. Die unbestrittenen und vom Bundesrat entgegengenomme­
nen Postulate Picot vom 17. September 1952 und Grendelmeier vom 5. De­
zember 1952 führten dann zur erwähnten Vorlage von 1957. Über die seitheri­
gen parlamentarischen Vorstösse wurde bereits berichtet. 

Es wurden auch Gegenstimmen laut. Die «Schweizerische Liga gegen das 
politische Frauenstimmrecht» beispielsweise sprach sich 1931 in einer Eingabe 
an den Bundesrat gegen dieVerpolitisierung der Schweizerfrauen aus, hielt die 
politische Gleichstellung der beiden Geschlechter bei uns weder für notwendig 
noch für einen Akt der Gerechtigkeit; Verlangt wurde ein vermehrtes Mitspra .. 
che- und Mitberatungsrecht. bei Verfassungs- und Gesetzesvorlagen. 

Wo die Frau das allgemeine Stimmrecht nicht besitzt, haben ihr Sonder­
vorschriften oft beschränkte politische Rechte eingeräumt. Diese Entwicklung 
hat sich seit unserer Botschaft von 1957 fortgesetzt. So können die Frauen in 
den Kirchgemeinden vieler Kantone stimmen und wählen; sie sind vielfach 
auch wählbar. In manchen Kantonen steht ihnen der Zugang zum Richteramt 
und zum Amt des Gerichtsschreibers offen. Alle Kantone haben die Mitarbeit 
der Frau in Kommissionen zugelassen; besonders nahe liegen ihr naturgernäss 
Probleme der Erziehung und der Fürsorge. Der Bund beruft die Frau ebenfalls 
in Kommissionen. Sie arbeitet in fast 40 ständigen Fachkommissionen mit, na­
mentlich in denjenigen für Volksemährung, Lebensmittelgesetzgebung und 
-kontrolle, für Strahlenschutz, für die Alters-, Hinterlassenen ... und Invalidenver­
sicherung, für Preis-, Kosten- und Strukturfragen, für Konsumentenfragen, Ar­
beitsmarktfragen, für Krisenbekämpfung und Arbeitsbeschaffung; sie ist Mit-
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Abstimmungen über die Einführung des Frauenstimmrechts 
Stimm-

Abgegebene beteili-
Leer. Stimmbe- Stimmen im gung Ja Nein 

Kanton Datum Vorlagen Ja Nein ungültig rechtigte ganzen % % % 

Zürich 1920 8. 2. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 21 631 
tons- und Gemeindeangelegen-

88595 2757 135751 112983 83,2 19,6 80,4 

heiten 

1923 18. 2. Wahlrecht und Wählbarkeit für 28615 76413 4541 140 636 109569 77,9 27,2 72,8 
Bezirks- und Gemeindebehörden 

1947 30. 11. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 39018 134599 3867 228564 177484 77,7 22,5 77,5 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

1947 30. 11. Wahlrecht und Wählbarkeit für 61360 112176 3948 
Bezirks- und Gemeindebehörden 

228564 1'77484 77,7 35,4 64,6 

1954 5. 12. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 48143 119543 10031 248043 177717 71,6 28,7 71,3 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

.1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 71859 126670 2008 260027 200 537 77,1 36,2 63,8 
nössischen Angelegenheiten 

1966 20. 11. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 93372 107773 2576 275185 203721 74 46,4 53,6 
tons- und Gemeind<?angelegen-
heiten 

1969 14. 9. Fakultative Einführung des 92402 67192 4453 283182 164 047 57,9 57,9 42,1 
Stimm- und Wahlrechts in den 
Gemeinden 

Bem 1956 4: 3. Fakultative Einführung des 52927 63051 3109 250485 119087 47,5 45,6 54,4 
Stimm- und Wahlrechts in den 
Gemeinden 



1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 55786 101543 943 254582 158272 62,2 35,5 64.5 
nössischen Angelegenheiten 

1968 18. 2. Fakultative Einführung des 64102 58844 1 838 273193 124784 45,7 52,1 47,9 
Stimm- und Wahlrechts in den 
Gemeinden 

Luzern 1959 1. 2. Stimm. und Wahlrecht in eidge- 10294 37934 252 69388 48480 69,9 21,2 78,8 
nössischen Angelegenheiten 

1960 4. 12. Ermächtigung der Gemeinden 9103 28028 482 69448 37613 54,2 24,5 75,5 
zur Einführung des Stimm- und 
Wahlrechts oder partieller Frau-
enrechte 

Uri 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 885 5183 136 8717 6204 71,2 14,6 85,4 
nössischen Angelegenheiten 

Schwyz 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 1968 11860 32 21136 13860 65,6 14,1 85,9 
nössischen Angelegenheiten 

Obwalden 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 565 
nössischen Angelegenheiten 

3376 5 6299 3946 62,6 14 86 

1968 19. 5. Neue Verfassung. Wählbarkeit 2388 645 87 6669 3120 46,8 78,7 21,3 
und Ermächtigung zur Einfüh-
rung politischer Frauenrechte 
durch Gesetz, in den Gemeinden 
durch Gemeindebeschluss 

Nidwalden 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 807 3331 30 5809 4168 71,7 19,5 80,5 
nössischen Angelegenheiten 

1965 10. 10. Neue Verfassung. Errnächti- Von der Landsgemeinde angenommen 
gung, die politischen Frauen-
rechte durch Gesetz zu regeln 

-....) -
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Stimm-
Abgegebene beteili-

Leer, Stimmbe- Stimmen im gung Ja Nein 
Kanton Datum Vorlagen Ja Nein ungültig rechtigte ganzen % % % 

Glarus 1921 1. 5. Stimm- und Wahlrecht in Kan- Von der Landsgemeinde verworfen 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 1455 6159 38 10817 7652 70,7 19 81 
n,össischen Angelegenheiten 

1961 7. 5. Fakultative Einführung eines Von der Landsgemeinde verworfen 
partiellen Stimm-undWahlrechts 
(Kirche, Schule, Armenpflege) 

1967 7. 5. Stimm- und Wahlrecht in Kir- Von der Landsgemeinde angenommen 
chen-, Schul- und Fürsorgege-
meinden 

Zug 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 2046 6387 19 12997 8452 65 24,3 75,7 
nössischen Angelegenheiten 

Freiburg 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 7985 18780 101 45749 26866 58,7 29,8 70,2 
nössischen Angelegenheiten 

1969 16.' 11. Ermächtigung zur Einführung 19038 7772 253 50770 27063 53,3 71 29 
des Stimm- und Wahlrechts in 
Angelegenheiten des Kantons, 
der Gemeinden und Pfarreien 

Solothum 1948 14. 11. Stimm- und Wahlrecht in Ge- 9353 9535 1427 50378 20315 40,3 49,5 50,5 
rneindeangelegenheiten 

1959 1. 2, Stimm- und Wahlrecht in eidge- 11447 26692 593' 55146 38732 70,2 30 70 
nössischen Angelegenheiten 



1968 18. 2. Stimm- und Wahlrecht in Kan· 14988 20303 878 58790 36169 61,5 42,5 57,5 
tonsangelegenheiten 

1968 18. 2. Stimm- und Wahlrecht in Ge· 16683 18597 889 58790 36169 61,5 47,3 52,7 
meindeangelegenheiten 

Basel·Stadt 1920 8. 2. Stimm· und Wahlrecht in Kan· 6711 12455 226 29119 19392 66,6 35 65 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

1927 15. 5. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 6152 14917 
tons- und Gemeindeangelegen-

214 35855 21283 59,4 29,2 70,8 

heiten 

1946 16 .. 6. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 11 709 19892 
tons- und Gemeindeangelegen-

194 53568 . 31 795 59,4 37,1 62,9 

heiten 

1954 5. 12. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 17321 21123 255' 62361 38699 62,1 45,1 54,9 
tons- und Gemeindeangelegen· 
heiten 

1957 3. 1l. Ermächtigung zur Einführung 12667 8568 192 30528 21427 70,2 59,7 40,3 
des Stimm- und Wahlrechts in 
den Bürgergemeinden 

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge. 17013 19372 66 67067 36451 54,3 46,8 53,2 
n össischen Angelegenheiten 

1966 26. 6. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 13713 9141 79 66462 22933 34,5 60 40 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

Basel-Land 1926 11. 7. Stimm- und Wahlrecht in Schul- 3164 3332 780 22788 7276 31,9 48,7 51,3 
und Armensachen 

1946 7. 7. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 3784 10480 204 30249 14468 47,8 26,5 73,5 
tons- und Gemeindeangelegen· 
heiten 

-l 
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Stimm· 
Abgegebene beteili-

Leer. Stimmbe- Stimmen im gung Ja Nein 
Kanton Datum Vorlagen Ja Nein ungültig rechtigte ganzen % % % 

1955 15. 5. Stufenweise Einführung des 5496 7070 316 35282 12882 36,5 43,7 56,3 
Stimm- und Wahlrechts 

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 8896 14969 160 38050 24025 63,1 37,3 62,7 
nössischen Angelegenheiten 

1966 13. 3. Verfassungsrevision zur stufen- 8321 6210 110 45452 14641 32,2 57,3 42,7 
weisen Einführung politischer 
Frauenrechte auf dem Wege der 
Gesetzgebung 

1967 4. 6. Ergänzung der Staatsverfassung 8506 4810 158 47185 13474 28,5 63.9 36,1 
zur Einführung des Stimm- und 
Wahlrechts auf dem Wege der 
Gesetzgebung 

1968 26. 6. Stimm- und Wahlrecht in kanto- 9374 4396 203 48871 13973 28,6 68,1 31,9 
nalen Angelegenheiten durch 
Gesetzesrevision 

Schaffhausen 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 4782 10212 391 17759 15385 86,6 31,9 68,1 
nössischen Angelegenheiten 

1967 28. 5. Stimm- und Wahlrecht in Kan· 6849 8399 339 18565 15587 84 45 55 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

1969 14. 9. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 6698 7480 593 18713 14771 78,9 47,2 52,8 
tons- und G~meindeangelegen-
heiten 

Appenzell AR1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 1 517 8284 162 13583 9963 73,3 15,5 84,5 
nössischen Angelegenheiten 



Appenzell I~ 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 105 2050 16 3600 2171 60,3 4,9 95,1 
nössischen Angelegenheitim 

St. Gallen . 1921 4. 9. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 12114 26166 5652 66629 43932 65,9 31,6 68,4 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 12436 51912 734 86796 65082 75 19,3 80,7 
nässischen Angelegenheiten 

Graubünden 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 5633 19562 354 37669 25549 67,8 22,4 77,6 
nössischen Angelegenheiten 

1962 7. 10. Ermächtigung der Gemeinden, 8540 5939 1 712 37986 16191 42,6 59 41 
das Stimm- und Wahlrecht ein-
zuführen 

1968 20. 10. Stimm- und Wahlrecht in Kap- 8615 13523 479 40859 22617 55,4 39 61 
ton, Kreisen und Gemeinden 

Aargau '1959 l. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 17919 60825 1246 94208 79990' 84,9 22,7 77,3 
nässischen Angelegenheiten 

Thurgau 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 6721 
nössischen Angelegenheiten 

26986 479 43478 34186 78,6" 19,8 80,2 

1969 ·26. 1. Stimm- und Wahlrecht in Schul- 13 568 13164 
angelegenheiten 

565 45346 27297 60,2 50,8 49,2 

Tessiri 1946 8. 11. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 4174 14093 
tons- und Gemeindeangetegen-

901 50905 19168 37,7 22,8 77,2 

heiten 

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 10738 18218 244 51396 29200 56,8 37,1 62,9 
nössischen Angelegenheiten 

-...l 
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Stimm-
Abgegebene beteili-

Leer. Stimmbe- Stimmen im gung Ja Nein Kanton Datum Vorlagen Ia Nein ungültig rechtigte ganzen % % % 

1962 29. 1. Stimm- und Wahlrecht in den Beschluss des Grossen Rates: 33 Ja, 5 Nein; Gesetzesrevision, gegen die 
Patriziati (Bürgergemeinden) das Referendum nicht ergriffen wurde. 

(Als Haushaltsvorstand hatte die Frau das Stimm- und Wahlrecht schon 
seit 1918.) 

1966 24. 4. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 15961 17155 
tons- und Gemeindeangelegen-

310 57780 33426 57,8 48,3 51,7 

heiten 

1969 10. 10. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 20038 11 751 269 59650 32058 53,7 63 37 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

Waadt 1951 25. 2. Fakultatives Stimm- und Wahl- 23127 35890 436 113927 59453 52,2 39,2 60,8 
recht in Gemeindeangelegenhei-
ten 

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 32929 31254 
nössischen Angelegenheiten 

258 118485 64441 54A 51,3 48,7 

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 33648 30293 525 118400 64466 54,4 52,6 47,4 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

Wallis 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 8242 18759 154 48986 27155 55,4 30,5 69,5 
nössischen Angelegenheiten 

Neuenburg 1919 29. 6; Stimm-und Wahlrecht in Kan- 5365 12058 182 33893 17605 51,9 30,8 69,2 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 



txI 
§ 
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1941 9. 11. Stimm- und Wahlrecht in Ge-~ 5589 17068 540 36 836 23197 63 24,7 75,3 e meindeangelegenheiten I» ... 
r' - 1948 14. 3. Stimm- und Wahlrecht in Ge- 7316 14982 144 39827 22442 56,3 32,8 67,2 N 
!" meindeangelegenheiten 
~ 
I» 

1959 :r 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 13938 12775 184 41 757 26897 64,4 52,2 47,8 ~ 
txI nössischen Angelegenheiten 

-po 1959 27. 9. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 11 251 9730 139 41 391 21120 51 53,6 46,4 .... 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

Genf 1921 16. 10. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 6634 14169 
tons- und Gemeindeangelegen-

209 38437 21012 54,7 31,9 68,1 

heiten 

1940 1. 12. Stimm- und Wahlrecht in Kan- '8439 17894 951 50883 27284 53,6 32 68 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

1946 29. 9. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 10930 14076 
tons- und Gemeindeangelegen-

224 54783 25230 46,1 43,7 56,3 

heiten 

1953 30. 11: Stimm- und Wahlrecht in Kan- 13419 17967 783 61 303 32169 52,5 42,8 57,2 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge~ 17761 11 846 572 6.7054 30179 45 60 40 
nössischen Angelegenheiten 

1960 6. 3. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 18119 14624 315 67310 33058 49,1 55,4 44~6 
tons- und Gemeindeangelegen-
heiten 

'" ....:a 
....:a 
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glied der Eidgenössischen Kunstkommission, d~r Eidgenössischen Filmkom­
mission, der Stiftung Pro Helvetia, des Landesverteidigungsrates usw. Weder 
der Bund noch die Kantone schliessen die Frau als Beamtin aus. 

III. Frauenstimm- und -wahlrecht: Ja oder Nein? 

Der Bundesrat hat sich in der Botschaft von 1957 für das Ja entschieden 
und diese Antwort seither stets· für richtig gehalten. Viele teilen seine Ansicht, 
viele weiterhin nicht. In bei den Lagern stehen Frauen und Männer, die für ihre 
Überzeugung ernsthafte Gründe vorbringen. Deswegen und weil die auf dem 
Spiele stehende Reorganisation der Stimmbürgerschaft von grosser Tragweite 
ist, drängt es sich auf nachzuprüfen, ob die Gründe für das Frauenstimmrecht 
alles in allem ihr grösseres Gewicht behalten haben: 

1. Die weltweite Anerkennung des Frauenstimmrechts und sein weitge­
hendes Fehlen in der Schweiz rufen begreiflicherweise immer wieder Erörte .. 
rungen, auch in der ausländischen Presse. Nicht alle Äusserungen lassen einen 
genügenden Einblick in unsere Verhältnisse erkennen; man stösst manchmal 
auf unrichtige Vergleiche und auf Kritik. ' 

a. Zunächst ist weiterhin festzuhalten, dass das allgemeine Völkerrecht zur 
Einführung des Frauenstimmrechts nicht verpflichtet. 

Der am 31. März 1953 in New York zur Unterzeichnung aufgelegten 
Konvention über die politischen Rechte der Frau - sie legt den in den Satzun­
gen der UNO mitenthaltenen Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau im einzelnen fest - ist die Schweiz nicht beigetreten. 

Mit dem vorbehaltlosen Beitritt zu der am 3. September J 953 in Kraft ge­
tretenen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
vom 4. November 1950 sowie zu ihren Protokollen allerdings entstände die 
völkerrechtliche Pflicht zur Einhaltung auch von Artikel 3 des ersten Zusatz­
protokolls, also dazu, «in ~ngemessenen Zeitabständen freie und geheime 
Wahlen unter Bedingungen abzuhalten, die die freie Äusserung der Meinung 
des Volkes bei der Wahl der gesetzgebenden Organe gewährleisten.» Zusam­
men jedenfalls mit ·der in Artikel 14 der Konvention untersagten Diskriminie­
rung aus Gründen des Geschlechts ergibt das wohl die Verpflichtung, den 
Frauen mindestens ein Artikel 3 entsprechendes Wahlrecht zu geben. Der ein­
schlägige Bericht (BB11968 II 1057 ff.) hat darauf hingewiesen und es abgelehnt, 
dieses Wahlrecht staatsvertraglich durch vorbehaltlosen Beitritt zur Konvention 
einzuführen. 

b. Der oft gezogene Vergleich mit dem Ausland hinkt. Wo dort das Frauen­
stimmrecht nicht durch revolutionären Akt eingeführt wurde, bedurfte es 
meist bloss eines parlamentariscnen Mehrheitsbeschlusses (so z. B. in Deutsch­
land, Österreich, Italien, Grossbritannien und den nordischen Staaten). Einen 
solchen haben auch Sie am 13. Juni 1958 gefasst. Bereits dem Verfassungsge-
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setzgeber von 1848 aber genügte ein derartiger Beschluss allein nicht. In Erwei­
terung der Selbstherrschaft des Volkes verlangte er zusätzlich ein qualifiziertes 
Stimmbürgermehr. Diese schwierige demokratische Hürde gab es in anderen 
Ländern bei der Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts nicht zu über­
winden. 

Der Vergleich mit dem Ausland ist auch deswegen wenig schlüssig, weil es 
sich dort meist um ein Wahlrecht handelt, bei uns aber zudem um ein Stimm­
recht. In manchen andem Staaten hat der Stimmbürger nur etwa alle 3-4 Jahre 
Gelegenheit, an einer Wahl teilzunehmen. Bei uns kommt zu den Wahlen, an 
denen der Stimmbürger in Bund, Kanton und Gemeinde teilnehmen kann, auf 
allen drei Ebenen das Stimmrecht, das Recht, in Sachfragen mitzuentscheiden. 
Es ist im kantonalen und ganz besonders im kommunalen Bereich umfassen­
der als beim Bund und findet eine eindrückliche Ausprägung in den Landsge­
meinden sowie. den Gemeindeversammlungen. Das politische Gewicht des 
Stimmrechts und die Beanspruchung seines Inhabers sind entsprechend höher 
als im Ausland. 

2. Seit 1848 heisst es in Artike14 der Bundesverfassung: 

«Alle Schweizer sind vor dem Gesetze gleich. Es gibt in der Schweiz keine 
Untertanenverhältnisse, keine Vorrechte des Orts, der Geburt, der Familien 
oder Personen.». 

Der Verfassungsgesetzgeber wollte damals damit nicht ausschliesslich, 
aber doch «in erster Linie die politische Rechtsstellung der Bürger bestim­
men» und «die Gleichheit vor allem im Gegensatz zu den früheren politi­
schen Ungleichheiten» proklamieren (Burckhardt, Kommentar, S. 24 f., und 
gleich unter Hinweis auf weiteres Schrifttum das Gutachten von Professor 
Kägi, Der Anspruch der Schweizerfrau auf politische Gleichberechtigung, 
S. 16 f.). «Der ,Männerstaat' sollte auf der Grundlage der Gleichheit als De­
mokratie gefestigt ... werden. Die Frau blieb nach dem klaren Willen des Ver-­
fassungsgesetzgebers von 1848 von der politischen Gleichberechtigung ausge­
schlossen», schreibt Kägi (S. 17) mit Recht, unter Verweis auch auf die gleich 
gemeinten damaligen Artikel 63 und 64 der Bundesverfassung. Nach jener 
Vorschrift ist jeder «Schweizer» stimmberechtigt, nach dieser jeder «stimmbe­
rechtigte Schweizerbürger» in den Nationalrat wählbar .. ArtikeI63, 64 sowie 4 
der Bundesverfassung standen inhaltlich im Einklang und entsprachen wie ge­
sagt der damals im In- und Ausland bestehenden Ansicht: Mann und Frau sind 
beim Stimmrecht ungleich zu behandelfL, weil in dieser Hinsicht die naturgege­
bene Ungleichheit zwischen ihnen erheblich ist. Drängen die geänderten Ver­
hältnisse und Wertungen heute einen andern Schluss auf? Kommt man bei 
Anwendung der Grundsätze, die nacl]. heutiger Ansicht in Artikel 4 der Bundes­
verfassung enthalten sind, zu einer bejahenden Antwort, ergibt sich ein innerer 
Widerspruch zu den 1874 an die Stelle der Artikel 63 und 64 der Bundesver­
fassung getretenen, das Frauenstimmrecht ebenfalls nicht gewährenden Arti­
keln 74 und 75 der Bundesverfassung (gleich Kägi aaO. S. 8 und 52 f.). 

- - --------------------
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Der als lex specialis neben Artikel 4 der Bundesverfassung geltende, grundle­
gende Artikel 74 lautet : 

1 Stimmberechtigt bei Wahlen und Abstimmungen ist jeder, Schweizer, der das 
20. Altersjahr zurückgelegt hat und im übrigen nach der Gesetzgebung des Kantons, in 
welchem er seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürgerrechte ausgeschlossen ist. 

2 Es bleibt jedoch der Gesetzgebung des Bundes vorbehalten, über diese Stimmbe­
rechtigung einheitliche Vorschriften aufzustellen. . . 

Es ist folgerichtig, eine' verlorengegangene Übereinstimmung ~ischen 
Artikel 4 und 74 der Bundesve'rfassung herzustellen, und gerecht,. wenn dabei 
Artikel 74 dem angepasst wird, was die Rechtsgleichheit verlangt. Sie verlangt die 
Einführung des Frauenstimmrechts, wenn der Geschlechtsunterschied auf dem 
Gebiete der politischen Rechte nicht mehr erheblich ist. Es ist also zu prüfen, ob 
die Argumente gegen das Frauenstimmrecht die Erheblichkeit dieses Unter­
schieds für den erwähnten Bereich darzutun vermögen. Zu diesen Argumenten, 
die zum Teil in etwas überspitzten Wendungen vorgebracht werden, nehmen wir 
im folgenden Stell:ung. 

a. Wer die Ansicht vertritt, die Frau gehöre ins Haus, wird den heutigen, 
veränderten Verhältnissen nicht gerechLl'foch 1890 besass ein damals gebore­
nes Mädchen die Aussicht, blass 48 Jahre alt zu werden und, wenn es sich ver­
heiratet hatte, zu sterben, bevor das letzte seiner fünf Kinder aus der Schu1e 
ge~ommen war. Im Jahre 1960 dagegen konnte ein Mädchen erwarten, 74 
Jahre alt zu werden und 46jährig zu sein, wenn das jüngste seiner drei Kinder 
die Schule verlassen würde (vgl. zwn Teil Die Schweiz,. ein nationales Jahr­
buch, 1958, S. 8 f.). Für die Mutter ist somit ein nyuer, langer Lebensabschnitt 
entstanden, in dem die Betreuung von Kindern sie nicht oder nur wenig bean­
sprucht. Man muss hinzufügen, dass anlässlich der Volkszählung von 1960 von 
1 199000 Ehefrauen 261 000 kinderlos waren. Gezählt wurden ferner 445000 
ledige erwachsene, 57 000 geschiedene Frauen sowie 235 000 Witwen. 

Die Hausfrau wird durch die Technik zunehmend entlastet, nicht nur 
. durch neue arbeitssparende Geräte und Einrichtungen, sondern auch dadurch, 
dass ihr immer mehr Produkte konsumfertig angeboten werden; die früher 
nicht nur auf dem Bauernhof weit verbreitete, mehr oder minder ausgeprägte 
Selbstversorgung ist ausserhalb der Landwirtschaft weitgehend verschwunden. 
Die Hausfrau ist zu einer volkswirtschaftlich wichtigen Käuferin geworden. 

Die von ihren Pflichten als Mutter und Hausfrau teilweise entlastete Frau 
mag im Familienbetrieb vermehrt mitarbeiten. Gerade bei den zahlenmässig 
wohl ausschlaggebenden bäuerlichen Betrieben ist aber ein starker Rückgang 
zu verzeichnen: So gehörte 1850 die Hälfte der" Bevölkerung sowie der Berufs­
tätigen der Landwirtschaft an und lebten in den 8 Gemeinden mit mehr als 
10000 Einwohnern nur insgesamt 154000 Personen oder 6,4 Prozent der Ge­
samtbevölkerung (BBI J 951 I 161). Im Jahre 1'960 waren von fast 2 800 000 Be­
rufstätigen bloss 253410 in der Landwirtschaft tätig; die entsprechenden Zah .. 
len für die Wohnbevölkerung .lauten: rund 620 000 auf 5 429 000 Personen 

. (Statistisches Jahrbuch der Schweiz 1968, S. 28). 
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Auch die Entwicklung zum SoziaI- und Wohlfahrtsstaat hat der Familie 
manche Aufgabe mehr oder weniger abgenommen, etwa auf dem Gebiete der 
Vormundschaft, der Erziehung und der Fürsorge. Diesem Umstand ist Rech­
nung zu tragen, selbst wenn wir die sittliche und gesell schafts politische Be­
deutung der Familie nach wie vor überzeugt unte·rstreichen (vgl. Bericht des 
Bundesrates an die Bundesversammlung über das Volksbegehren «Für die Fa­
milie», vom 10. ,Oktober 1944 - BBl1944 865). 

Nicht zu übersehen ist, dass die Bindung ans Haus bei den Frauen, die ei­
nen Haushalt besorgen und daneben noch selbständig beruflich tätig sind, lok­
kerer ist und vielen ledigen, verwitweten und geschiedenen Frauen überhaupt 
fehlt. Von den ledigen Frauen von 15.Jahren und mehr übten 196073 Prozent 
einen Beruf aus, währen~ von den verheirateten Frauen nur 16 ,Prozent berufs­
tätig w~ren. Von den Prozentzahlen nicht erfasst sind die 144762 Hausfrauen, 
die 1960 nicht hauptberuflich tätig waren, sondern bloss Teilzeitarbeit verrich­
teten (vgl., Frauenarbeit in Beruf und Haushalt, anfangs 1969 herausgegeben 
vom Statistischen Amt der Stadt Zürich, S. 1 ~). 

Die berufstätige Frau kommt mit manchem Problem des öffentlichen 
Lebens in Berührung. Als sie infolge der Industrialisierung und Proletarisierung 
in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts in grösserem Masse auf -dem 
Arbeitsmarkt erschien, konnte der Gedanke des Frauenstimmrechts Fuss zu fas­
sen beginnen. Im Jahre 1888 waren in der Schweiz etwa halb soviel Frauen wie 
Männer berufstätig (33,3 % gegen 66,7 %), 1910 und auch noch 1920 etwas mehr, 
seither im Vergleich zu 1888 immer weniger (1950: 29,7 %, 1960: 30,1 %). Beim 
Mann ist der Anteil an der berufstätigen Bevölkerung von 1888-1960 stärker ge­
wachsen als sein Anteil an der Wohnbevölkerung, bei der Frau schwächer. Von 
1950-1960 allerdings war die Zunahme bei der Frau grösser. Ihr Anteil an der be­
rufstätigen Bevölkerung wuchs um 18 Prozent, derjenige an der Wohn bevölke­
rung dagegen um nur 13 Prozent. Beim Mann jedoch erhöhte sich die Zahl 
der Berufstätigen lediglich um '16 Prozent, die männliche Wohnbevölkerung 
hingegen stieg um 17 Prozent. Darüber und über Einzelheiten der Erwerbstätig­
keit geben die heiden folgenden Tabellen nähere Auskunft. 

Die zweite Tabelle zeigt eine deutliche relative Zunahme der berufstätigen 
Frauen in der Spalte Handel, Banken, Verkehr und eine Abnahme in der 
Rubrik Industrie und Handwerk. In dieser Richtung hat sich die Frauenarbeit 
ausserhalb der Landwirtschaft seit der lahrhundertwende gewandelt. 'Damals 
standen die Fabrikarbeiterin der Textilbetriebe, die Schneiderin und die Haus­
angestellte im Vordergrund. Im Jahr 1960 waren von den 756418 berufstätigen 
Frauen allein 118021 kaufmännische Angestellte (einschliesslich Verwaltungs­
angestellte) und 74 887 Verkäuferinnen. Dazwischen lagen an zweiter 'Stelle die 
Hausangestellten; an vierter Stelle folgten mit grossem Abstand die Schneide­
rinnen (24734 Personen) (Die Schweiz, S. 14; Frauenarbeit in Beruf und 
Haushalt, S. 33). Diese Verschiebung von der landwirtschaftlichen, indu­
striellen und gewerblichen Produktion weg zu den Dienstleistungsberufen hin 
wird durch den stark gesunkenen Anteil der Frauenarbeit in den Fabriken 
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Wohnbevölkerung und berufstätige Bevölkerung 1888-1960 

Wohnbevölkerung Berufstätige Bevölkerung 

Jahr Männlich I Weiblich I Total Männlich I Weiblich I Total 

Absolute Zahlen 

1888 1417574 1 500180 2917754 870389 434445 1304834 
1900 1 627025 1 688418 3315443 1057534 497713 1 555247 
1910 1 845529 1 907764 3753293 1178782 604413 1 783195 
1920 1 871123 2009197 3880320 1 236281 635444 1 871 725 
1930 1958349 2108051 4066400 1 331 358 611 268 1942626 
1941 2060399 . 2205304 4265703 1422272 570215 1 992487 
1950 2272025 2442967 4714992 1 515232 640424 2155656 
1960 2663432 2765629 5429061 1 755993 756418 2512411 

Index (1888 = 100) 

1888 100 100 100 100 100 100 
1900 115 113 114 122 115 119 
1910 ' 130 127 129 135 139 137 
1920 132 134 133 142 146 143 
1930 138 141 139 153 141 149 

I 1941 145 147 146 163 131 153 
1950 160 163 162 174 147 165 
1960 188 184 186 202 174 193 

(1888: 46 %; 1965: 29 %) bestätigt. Es ist eine Verschiebung zu Berufen, die~ 
alles in allem, mehr Ausbildung verlangen. In diesem Zusammenhang ist zu 
bemerken, dass das 1890 geborene Mädchen damit rechnen konnte, mit unge-. 
fähr 14 Jahren seine Ausbildung Zu beenden und mit der Berufsarbeit zu be­
ginnen; für das 1960 geborene erstreckt sich die Ausbildung auf ein Alter von 
gut 18 Jahren. Neben der zur Selbstverständlichkeit gewordenen Erlemung 
eines Berufes fäl1t bezüglich der Ausbildungsdauer auch das in einzelnen Kan­
tonen obligatorische Haushaltlehrjahr in Betracht. 

Die Frau soll zweifellos ihrer Berufung und ihren besonderen Fähigkeiten 
entsprechend möglichst in der Familie und damit im Hause walten. Aber diese 
Bindung hat sich gelockert und fehlt in vielen Fällen. Der Hinweis ist überdies 
nicht schlüssig, weil nicht zu belegen ist, dass die Frau ihre Pflichten als Mutter 
und Hausfrau vernachlässige, wenn sie stimmen kann. Sie dürfte heute im allge­
meinen ungefähr gleich in .der Lage seiD, diese Pflichten neben der Ausübung des 
Stimmrechts zu erfüllen wie der Mann seine beruflichen Obliegenheiten. 



Berufstätige Männer und Frauen nach Erwerbsgruppen 

1930 1941 1950 1960 

Erwerbsgruppen 
% % % % Männer Frauen Frauen Männer Frauen Frauen Männer Frauen Frauen Männer Frauen Frauen 

Land-, Forstwirtschaft 362041 51 295 12,4 384799 30137 7,3 I 325321 30106 8,5 257304 22887 8,2 
davon Landwirtschaft. 336949 50078 12,9 350824 28927 7,6 298263 28666 8,8 232667 20743 8,2 
Industrie und Hand- 466123 214029 31,5 495542 198 531 28,6 579265 224379 27,9 725744 273811 27,4 
werk ............... 
Baugewerbe ......... 145984 1189 0,8 142428 1 308 0,9 165 341 2300 1,4 234332 5122 2,1 
Handel, Banken, Ver- 206520 78546 27,6 205384 81027 28,3 252877 111 905 30,7 315969 165324 34,3 
kehr ............... 
Gastgewerbe ........ 31 103 64012 67,3 26442 60160 69,5 29775 63713 68,2 40930 72626 64,0 
Übrige (ohm; Haus- 118907 87599 42,4 167411 97412 36,8 162395 1108 780 40,1 180832 134958 42,7 
wirtschaft) .......... 

Zusammen .......... 1 330678 496670 27,2 1422006 468575 24,8 1 514974 541 183 26,3 1755111 674728 77,8 
Hauswirtschaft ...... 680 114598 ·99,4 266 101 640 99,7 258 99241 99,7. 882 81690 98,9 

Total ............... 1 331 358/611 268/ 31,5 /1 4222721570215/ 28,6 /1 5152321640424/ 29,7 11 755993/7564181 30,1 

. -_. -----------------------------
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Um das Bild abzurunden, machen wir mit der anschliessenden Tabelle noch 
Angaben über die Erwerbstätigkeit von Mann und Frau in verschiedenen Staa­
ten. 

Die Erwerbstätigen unter der Gesamtbevölkerung in einigen Staaten 

(Quelle: Yearbook of Labor Statistics, BIT, 1968) 

Vonje 100 der 
Land Zähljahr I männlichen weiblichen I Gesamt-

Bevölkerung waren erwerbstätig 

Männer I Frauen I überhaupt 

Schweiz .......... 1960 65,9 27,4 46,3 
Österreich .... : ... 1961 61,0 36,0 . 47,6 
Belgien ........... 1961 57,4 19,9 38,2 
Bulgarien ......... 1965 58,1 45,7 51,9 
Tschechoslowakei 1961 57,0 37,8 47,2 
Dänemark ........ 1960 63,7, 27,9 45,7 
Spanien .......... 1960 64,2 13,5 38,1 
Finnland ......... 1960 57,5 34,8 45,7 
Frankreich ........ 1962 58,4 27,9 42,7 
Deutschland (Bun-
desrepublik) .......... 1961 64,0 33,2 47,7 
Deutschland (DDR) 1964 60,1 39,8 49,1 
Griechenland ....... 1961 59,7 27,8 43,4 
Italien ................. 1961 61,1 19,5 39,8 
Holland .. ' ........ 1960 56,8 16,1 36,4 
Polen ......... ; .. 1960 55,1 40,1 47,3 
Rumänien ........ 1956 67,4 52,7 59,8 
Schweden ....... "., ... 1965, 59,0 29,8 44,4 
Grossbritannjen ... 1966 63,0 32,6 47,3 
Jugoslawien ............ 1961 59,6 31,1 45,0 
USSR ..................... 1959 55,8 49,3 52,2 
Kanada .......... 1961 51,3 19,7 35,7 
USA ............. 1960 53,7 24,6 39,0 

b. Die Auffassung~ der Frau fehle es an Verständnis für die Politik oder 
die öffentlichen Aufgaben, lässt sich anhand keiner Erfahrungen begründen. 

Es ist nicht bekannt, dass dort, wo die Frau stimmen kann, ihr stärker als 
beim Mann vom Gefühl und Gemüt geprägtes Verhalten sich nachteilig ausge-

. wirkt hat und auswirkt. Diese Art und ihre mehr auf das Praktische und Kon­
krete gerichtete Klugheit vermögen gerade im heutigen Sozial- und Wohl­
fahrtsstaat das oft abstraktere, logischere und sachlichere Denken des Mannes 
nützlich zu ergänzen. 

Dass die Frau im Urteil unsicher, unselbständig und als Folge davon in 
Gefahr sei, der Suggestivkraft starker Persönlichkeiten zu erJiegen, extreme 
Parteien zu begünstigen und kritiklos ideale Zwecke mit untauglfchen Mitteln 
verfolgen zu helfen, mag als Ausnahme richtig sein; die Regel ist es nach den 
Erfahrungen nicht. Nach der Botschaft von 1957 (BB11957 I 756 ff.) stimmten 
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im untersuchten Ausland die verheirateten Frauen im allgemeinen für die glei­
che Partei wie die Ehemänner und die Frauen insgesamt eher rechtsgerichteter 
als die Männer. Sie Hessen sich von neuen Parteien, Führerpersönlichkeiten 
und Schlagworten nicht in höherem Masse beeindrucken. Die Botschaft über­
nahm das Zitat: «Die Frauen sind in der Bezauberung durch den National­
sozialismus den Männern nicht vorangegangen~ sondern gefolgt.» Es ist nichts 
bekannt geworden, das heute zu andern Schlüssen nötigte. Die ~ndersartigkeit 
der Frau kann unter diesen Umständen nicht einer Ungleichheit, die den Aus­
schluss vom Stimmrecht rechtfertigt, gleicligesetzt werden. 

Politische Unerfahrenheit als Folge mangelnder politischer Betätigung 
hängt nicht mit dem fraulichen Wesen zusammen. Sie lässt sich mit der Ein­
führung des Frauenstimmrechts beseitigen. Die bessere Bildung der Frau, ihre 
grössere Berührung mit Fragen der AlJgemeinheit, die ganz anders als früher 
an sie durch Radio, Zeitungen, Fernsehen usw. herangetragene Information 
werden dabei nützlich sein. Man erinnere sich auch an die seinerzeitigen Be­
fürchtungen, der einfache Mann werde das ihm zur Abstimmung Unterbreitete 
zu wenig verstehen und daher seine politischen Rechte zum Nachteil der Allge­
meinheit ausüben. 

Man muss der Gerechtigkeit willen beifügen, dass ein vom Nachweis poli­
tischer Reife abhängiges Stimmrecht nicht jedem Mann erteilt werden .und 
nicht jeder Frau vorenthalten bleiben könnte lJ.nd dass, abgesehen vom Ge~ 
schlecht, die heutigen gesetzlichen Gründ~ für den Ausschluss vom Stimmrecht 
bei der Frau kaum häufiger zutreffen als beim Mann. .. 

. c. Der Hinweis, die Frau leiste keinen Militärdienst, dürfte besonders eng 
mit der seinerzeit den Tatsachen entsprechenden Vorstellung vom Männerstaat 
zusammenhangen. Darah, dass man früher das Stimmrecht dem Prinzip nach 
als Gegenstück zur Wehrpflicht ansah, erinnert auch heute noch die Tatsache, 
dass in den heiden Appenzell nur Bürger mit dem Schwert oder einer als 
gleichwertig anerkannten andern Waffe zum Landsgemeindering zugelassen 
werden. Beim Bund waren Wehrpflicht und Stimmrecht nie derart gekoppelt. 
Das Stimmrecht setzt hier die Wehrpflicht nicht voraus. Richtigerweise muss 
man die Lasten, welche die Frauen zugunsten der Gemeinschaft tatsächlich tra­
gen, mit depjenigen der Militärdienst leistenden Männer vergleichen. Die Bot­
schaft von 1957 hat den von den Frauen freiwillig geleisteten Militärdienst ins 
Feld geführt, ferner den (freiwillig gebliebenen) Zivilschutz, die Pflichten, welche 
die Frau z. B. als Mutter und Hausfrau der Gemeinschaft gegenüber erfüllt, und 
schliesslich auch die Tendenz zum totalen Krieg mit der damit.verbundenen Ge­
fahr, stärker ins Kriegsgeschehen einbezogen zu werden. Dass sich diese Ten­
denz verschärft hat, lässt sich besonders deutlich der Botschaft entnehmen, die 
der Bundesrat am 30. Oktober 1968 zu einem Bundesgesetz über die Leitungs­
organisation und den Rat für Gesamtverteidigung an Sie gerichtet hat (BBl1968 
II 641). Sie beginnt wie erinnerlich mit den Worten: 

Die Bedrohung in einem künftigen Krieg richtet sich nicht allein gegen die bewaff­
neten Streitkräfte, sondern ebenso gegen die Zivilbevölkerung. Sie ist ihrer Natur nach 
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total und umfasst alle Bereiche des staatlichen und menschlichen Lebens. Dementspre~ 
chend kann die Landesverteidigung nicht mehr ausschliesslich Sache der Armee sein. Sie 
muss zu einer Gesamt verteidigung erweitert werden, welche auch die zivilen Bereiche des 
staatlichen Lebens einschliesst. In Zeiten der Gefahr wird sie zur alles umfassenden, 
wichtigsten Aufgabe des Bundes und der in diesem zusammengeschlossenen Gemein~ 
wesen. 

Die Botschaft (BBI 1968 II 651 ff.) erwähnt beim Zivilschutz auch die 
«Freiwilligen (hauptsächlich -Prauen)>> und bei der geistigen Landesverteidi­
gung, einer der «grossen Aufgaben von nationaler Bedeutung», als Träger 
neben den Männern die Frauen. Sie bezeichnet die wirtschaftliche Landesver­
teidigung als Teil der Gesamtverteidigung und lässt daran denken, dass die 
Frau hier wiederum den Mann in weitem Masse wird ersetzen müssen. . 

Aber bereits heute spielt die Frau in der Armee eine wichtige Rqlle. So 
.zählt der FHD zur Zeit rund 3600 Angehörige. Etwa 6500 Frauen sind in Rot­
kreuzformationen eingeteilt. Der FHD umfasst folgende Gattungen:· Flieger­
beobachtungs- und Meldedienst, Übermittlungsdienst, administrativer Dienst, 
Brieftaubendienst, Reparatur- und Material- sowie Motorwagen-, Küchen­
und Fürsorgedienste. Der Rotkreuzdienst wird in einem totalen Sanitätsdienst 
erhöhtes Gewicht bekommen. Im Rahmen einer Gesamtverteidigung werden 
sich weitere Einsatzmöglichkeiten für die Frau ergeben. 

In welchem Masse man auf die Frau im Zivilschutz zählt und wie wichtig 
.dieser Teil der Landesverteidigung ist, hat die Botschaft zum Bundesgesetz 
vom 23. März 1962 über den Zivilschutz gezeigt (BB11961 II 704 f.). Nach ihr 
werden als Vorgesetzte und Spezialisten bei den Hauswehren, dem Betriebs­
schutz und den örtlichen Schutzorganisationen insgesamt 80 000 Frauen benö­
tigt. Der Bedarf steigt auf 155 000, wenn die Mannschaften dieser Schutzorgaw 

nisationen und des Betriebsschutzes eingeteilt und ausgebildet sind, und auf 
480 000 Frauen, wenn auch nach die Mannschaften' der Hauswehren dazu­
kommen. Die Botschaft erinnert daran, dass der erste Weltkrieg 500000 Men­
schenleben von der Zivilbevölkerung gefordert hat (9 200 000 beim Militär), 
der zweite aber fast gleichviel wie an Soldaten (24 800 000 gegen 26 800000). 
Diese Zahlen und die Aussicht, dass ein neuer Krieg die Zivilbevölkerung noch 
härter treffen wird, lassen das Interesse daran ermessen, dass genügend Frauen 
die der Wehrpflicht nachgebildete Schutzdienstpflicht freiwillig übernehmen. 

Die Frau trägt ihrer Andersartigkeit entsprechend nicht genau dieselben 
Lasten wie der Mann. Entscheidend ist, dass -das ihr zufallende Mass im 
wesentlichen gleichwertig ist mit dem, das dem Mann zugemessen wird. Mit 
einer solchen Gleichwertigkeit verträgt sich das Vorenthalten des Stimmrechts 
nicht. 

d. Es wird etwa gesagt, das Frauenstimmrecht entspreche keinem Bedürf- . 
nis, weil die Frau die Politik über den Gatten, den Bruder; den Sohn beeinflus­
sen könne und damit bei uns nicht schlecht gefahren sei; zudem führe es blass 
zu einer - kostspieligen - Verdoppelung der Stimmen. 

Die Frauen pflegen nach den gemachten Erfahrungen zwar nicht gleich 
aber ähnlich wie die Männer zu stimmen. Dass sie das Ergebnis beeinflussen 
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ist somit nicht ausgeschlossen. Aber diese Betrachtungsweise ist an sich un­
stichhaltig, weil gerade sie eine für das Vorenthalten des Stimmrechts erheb­
liche Ungleichheit der Frau nicht aufzeigt. 

Das tut auch der eingewendete indirekte Einfluss der Frau nicht. Es be­
. steht ohnehin keine Gewähr, dass sie von ihrem Mann genügend konsultiert 
wird, und zudem hat nicht jede Frau einen Stimmbürger «an der Hand». Un­
wesentlich in diesem Zusammenhang also, aber doch richtig ist es, dass die 
Rechtsstellung der Frau bei uns, alles in allem, den Vergleich mit derjenigen 
ihren wählenden Schwestern im Ausland weiterhin sehr wohl aushält. Das 
Schweizerbürgerrecht steht bei den Ausländerinnen immer noch hoch im Kurs. 
Die Botschaft von 1957 (BBI 1957 I 706 ff.) hat die Rechtsstellung der Frau 
analysiert, vor allem in den Bereichen Wehrpflicht, Sozialversicherung, Arbeit­
"nehmerschutz, Strafrecht, Freiheitsrechte, Bildungsmöglichkeiten, Gewerbe­
ausübung, Staatsangehörigkeit, Beamtenfähigkeit, Lohnverhältnisse und Zivil­
recht. Wir begnügen uns hier damit zu skizzieren, wie sich das Männerstimm­
recht bei der Sozialversicherung und dem Arbeitnehmerschutz für die Frau 
ausgewirkt hat. Bei der Alters- und Hinterbliebenenversicherung zahlt die 
Frau alles in allem weniger Beiträge als der Mann (niedrigeres Einkommen, 
Befreiung von Beiträgen), erhält aber in grösserem Umfange Leistungen; ihr 
Rentenanspruch beginnt früher und dauert im allgemeinen entsprechend ihrer 
grösseren Lebenserwartung länger. Dass die AHV-Rente bei kleineren Ein­
kommen verhältnismässig höher ist, begünstigt die Frauen in ausgeprägtem 
Masse. Die Alleinstehenden unter ihnen sind die grösste Gruppe der Renten­
bezüger . Das Gesagte gilt im allgemeinen auch für die Invalidenversicherung. 
Bei der obligatorischen Unfallversicherung zahlen die Frauen für Nichtbe­
triebsunfälle niedrigere Beiträge als die Männer. Der Witwer einer verunfallten 
Versicherten hat einen Rentenanspruch nur, wenn er dauernd erwerbsunfähig 
ist; der Rentenanspruch der Frau' dagegen ist an eine solche Voraussetzung 
nicht gebunden. Die Frauen müssen von den Krankenkassen zu den gleichen 
Bedingungen aufgenommen werden wie die Männer. Sie haben zwar bis zu 10 
Prozent höhere Beiträge zu zahlen, aber als Folge vor allem ihrer grösseren 
Morbidität (im Jahre 1967 46,2 % mehr Krankheitsfälle als bei den Männern) 
wird ihnen an Arzt- und Arzneikosten insgesamt mehr ausgerichtet als den 
Männern. An diese Kosten leistet der Bund durchschnittlich Beiträge von 35 
Prozent für Frauen gegenüber 10 Prozent bei Männern. Ohne Erhöhung der 
Beiträge ist das Wochenbett einer versicherten Krankheit gleichgestellt und 
wird bezüglich Arzt- und Arzneikosten teilweise sogar günstiger behandelt; die 
Leistungen werden 10 Wochen lang erbracht, davon mindestens während 
6 Wochen nach der Niederkunft. ' 

Bei der ArbeitslosenversicherWlg ist die Frau dem Mann gleichgestellt, 
beim Arbeitnehmerschutz bleibt sie begünstigt. In dieser Hinsicht sei bloss an 
das Arbeitsgesetz vom 13. März 1964 erinnert. Zu erwähnen sind daraus 
namentlich die Vorschriften über einen Sonderschutz der weiblichen Arbeit­
nehmer (Art. 33-36). Er befasst sich mit der Tages-, der Nacht- und Sonntagsar­
beit, dem Schutz der Schwangeren, der Wöchnerinnen und stillenden Mütter 
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sowie mit den weiblichen Arbeitnehmern, die einen Haushalt besorgen, und 
verlangt vom Ar~eitgeber ganz allgemein, dass er auf die Gesundheit der weib·· 
lichen Arbeitnehmer Rücksicht nehme und für die Wahrung der Sittlichkeit: 
sorge. 

e. Selbst dem Frauenstimmrecht zugetane Männer halten seine Einführung 
für nicht angezeigt, da die Mehrheit der Schweizerinnen es gar nicht wünsche. 

Ob diese Schw'eizerinnen die Mehrheit ausmachen, wäre mindestens des·· 
wegen interessant zu wissen, weil mancher :Mann seinen Entscheid von der 
Haltung der Frauen abhängig macht. Zuverlässige Anhaltspunkte fehlen aber. 
Auf eine Anfrage des Bundesrates vom 28. Juli 1950 hin hatten bloss die Kan-

-tone Waadt, Uri, Schwyz sowie Basel-Landschaft eine Probeabstimmung unter 
den Scnweizerfrauen befürwortet. Der ablehnenden Haltung vieler Kantone 
lag die Erwartung zugrunde, ein grosser Teil der gegen das Stimmrecht einge­
stellten Frauen würde an der Abstimmung nicht teilnehmen und so eine zuver­
lässige Auswertung des Ergebnisses verunmöglichen. Der Bundesrat sah daher 
von einer derartigen statistischen Erhebung ab (vgl. BBl1951 I 343). Parlamen­
tarische Vorstösse zugunsten einer Probeabstimmung blieben erfolglos, so ein 
Postulat Picot vom 18. September 1951 und eine Motion Nicole vom 1. De­
zember 1952. Anfangs 1953 sprachen sich bekannte Anhängerinnen des Frauen­
stimmrech~s in der Presse ebenfalls gegen solche Erhebungen aus. Bekannt 
geworden sind die Befragungen in den Kantonen Genf, Basel-Stadt und 
Appenzell IR sowie in der Stadt Zürich (vg1. die nachfolgende Tabelle) und die 
knapp ablehnenden Ergebnisse der Gemeinden Kappelen (bei Aarberg BE) und 
Höri (Zürich). . . 

Aber auch wenn bloss eine Minderheit der Frauen das Stimmrecht nicht 
wünschte, müsste man dann auf sie hören, wenn ihr Wunsch sachlich begründet 
wäre und für das zur Diskussion stehende Gebiet entscheidend ins Gewicht fiele. 
Nach der sich auf zahlreiche in- und ausländische Publikationen berufenden Ein­
gabe des Bundes der Schweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht ist die Anders­
artigkeit der Frau hinsichtlich der politischen Rechte erheblich. Sie beruhe auf 
andern Interessen der Frau und der Inanspruchnahme durch natürliche Lebens­
aufgaben. Sie lasse die seit langem angestrebte vollkommene Gleichberechtigung 
von Mann und Frau immer wieder scheitern; die gesellschaftlichen Vorurteile 

. seien dafür nicht die Ursache, sondern bloss der Ausdruck. Begebe. sich näm­
lich die Frau auf den gleichen- Weg wie der Mann, sei sie nicht voll konkur­
renzfähig, sondern auf beruflicher und politischer Ebene unterlegen. Das 
wirke sich u. a. auf das Selbstbewusstsein der Frauen und ihr Zusammenhalten 
ungünstig aus. In diesem Zusammenhang sei es bezeichnend, dass'die Frau in den 
Parlamenten sowie den Regierungen stark untervertreten sei und ihr politisches 
Interesse in unserem Kulturkreis abnehme. Es fehle vor allem der berufstätigen 
Familienmutter auch Zeit und Kraft, sich mit politischen Fragen auseinanderzu­
setzen. Sie, die Bäuerin, die Geschäftsfrau im harten Konkurrenzkampf, die 
alleinstehende, erfahrungsgemäss weniger stimmfreudige Frau und auch jene, die 
eine ihr gemässe Wirksamkeit in einem sozialen oder kulturellen Bereich der poli­
tischen Tätigkeit vorziehe, würden politisch nicht das ihnen zustehende Gewicht 



Stimmbe- abgegebene Stimmen Stimm- Nein- Datum 
rechtigte im ganzen I ja I· Dein Ileer/un-

beteili- Stimmen 

gültig 
gung 

1955 25. Aug. Stadt Zürich 
Volles Stimm- und 157800 132800 52865 25655 1662 84,2 32,7 25. Aug.1955 

- Wahlrecht 
Stimm- und Wahlrecht 157800 132800 52722 25655 1662 84,2 32,7 25. Aug. 1955 
in Angelegenheiten der 
Schule, Kirche und 
Fürsorge 

.1954 21. Fehr. Kanton Basel-Stadt 
Volles Stimm- und 76701 45593 33166 12327. 100 59,4 27,1 21. Fehr. 1954 
Wahlrecht 

1952 30. Nov. Kanton Genf , 

Volles Stimm- und 72516 42865 35972 ·6436 457 59,1 15,0 30. Nov. 1952 
Wahlrecht 

1969 12.0kt. Kanton Appenzell IR 
- Fakultative Einfüh- 3906 2468 1093 1 35.9 16 63,2 55,4 12.0kt. 1969 

rung des Frauenstimm-
rechts in Schul- und 
Kirchgemeinden 
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haben, also durch die Gleichberechtigung benachteiligt werden. Die gute tradi· 
tionelle schweizerische Lösung, nämlich dass die Männer die Frauen vertreten 
und die Verantwortung auch für Witwen und Waisen, für das Volksganze über·· 
nehmen, sollte man nicht in Frage stellen, indem man den Mann immer als rück· 
ständigen Diktator anprangere und so sein Verantwortungsbewusstsein zum Er·· 
lahmen bringe. Die Lebens~ und Arbeitssituation der Schweizerin sei, alles in 
allem, besser als diejenige jeder andern gleichberechtigten Frau. Die mit dem 

. Frauenstimmrecht angestrebte privatrechtliche Gleichberechtigung mit. dem 
Mann müsse in die Diskussion einbezogen werden; ein Überdenken der kultur·· 
politischen Zielsetzungen unserer Gesellschaft sei überfällig. 

Nach dem bereits genannten Bericht der Beratenden Versammlung des 
Europarates (S. 12 ff.) ist die Frau als berufliche Konkurrentin des Mannes im 
allgemeinen tatsächlich schlechter gestellt als dieser. Der Bericht erwähnt im Zu·· 
sammenhang damit vor allem die meist weniger gute berufliche Schulung, die Be·· 
nachteiligung dank dem der Frau an sich zu Recht eingeräumten Schutz, den Un·, 
terbruch der Arbeit bei der Geburt von Kindern, die Wiederaufnahme der Arbeit 
mit einem inzwischen in Rückstand geratenen Wissen und Können. Viele Frauen 
sind zur Berufstätigkeit gezwungen. Ihre Andersartigkeit bringt sie dabei teil­
weise zwangsläufig in ~ine vom Mann verschiedene' Lage. Es ist legitim, wenn 
viele von ihnen diese Lage auch auf dem Wege des eigenen Stimmrechts beeinflus·· 
sen möchten. Es war denn auch wie gesagt die Berufstätigkeit der Frau, die den 
Gedanken des Frauenstimmrechts seinerzeit Wurzeln schlagen liess. Die Be­
fürchtung, nach Einführung des Frauenstimmrechts werde der Mann bei uns die 
Interessen der Frau, seiner Gattin, Mutter, Tochter vernachlässigen, ist doch 
wohl zu gross. 

Die Frau interessiert sich im allgemeinen in der Tat weniger für die Politik als 
der Mann. Der erwähnte Bericht der Beratenden Versammlung des Europarates 
(S. 29) bestätigt, dass die Frau politisch (und gewerkschaftlich) schwächer orga~ 
nisiert ist, und fragt sich, inwiefern man dies auf das geringere Interesse an Fragen 
der Allgemeinheit, auf eine Überlastung mit andern Pflichten oder .eine negative 
Haltung der Umwelt zurückführen müss.e. Er fügt hinzu, es verwundere nicht, 

. wenn die berufstätige Hausfrau als Folge ihrer Überlastung sich kaum politisch, 
sozial, gewerkschaftlich und kulturell betätige (S. 17). 

Es ist aber auch zu bemerken, dass die Frau sich politisch oft für Gebiete in­
teressiert, die dem Mann ferner liegen. Zwar sti:qlmt die Frau in der Schweiz, 
soweit erkennbar, weniger fleissig als der Mann. Dasselbe gilt für das Ausland 
(vgl. den genannten Bericht S. 24). Aber der Unterschied ist doch zu klein, um aus 
ihm auf eine erhebliche Ungleichheit von Mann und Frau zu schliessen. (Er ist 
aber immerhin - nebenbei gesagt - gross genug, um eine Majorisiel'ung des Man~ 
nes zu verhindern. Eine solche ist bei uns ähnlich wie im Ausland dank dem grös­
seren Anteil der Frauen an der Gesamtbevölkerung an sich möglich. Dieser An­
teil betrug in der Schweiz anfangs 196853,5 Prozent gegen 52,4 Prozent im Jahre 
1950.) Wenn es z. B. für die berufstätige Hausfrau und die Bäuerin oft schwieriger 
sein mag, von ihrem Stimmrecht Gebrauch zu machen, muss man danach trach­
ten, hier Hindernisse abzubauen. 
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Der Wunsch mancher Prau, das Stimmrecht nicht zu erhalten, mag darauf 
zurückzuführen sein, dass sie sich nicht in den «schmutzigen Kampf der Politik» 
ziehen lassen will. Der Frau liegt der Ausgleich im allgemeinen mehr als der 
Kampf. Es ist nicht nur vom Bund der Schweizerinnen gegen das Frauenstimm­
recht darauf hingewiesen worden, dass sie in der politischen Arena vielfach unter­
liege und Gefahr laufe, als «zweitklassiger Mann» betrachtet zu werden. Jeden­
falls steht fest~ dass Frauen als politische Führerinnen sehr selten geblieben sind 
und dass sie kaum je selbständige Parteien gegründet haben, teilweise allerdings 
wohl auch deswegen nicht, weil ihre allfälligen besonderen Interessen denen der 
Männer nicht schroff entgegenstehen. Fest steht ferner, dass sie auch im Ausland 
in Parlament, Regierung, Verwaltung und Justiz in einem Masse vertreten sind, 
das unter ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung bleibt. Das ist in nicht kommu­
nistischen Staaten sehr ausgeprägt geblieben (vg1. den erwähnten Bericht der 
UNO vom 14. November 1968). Der zitierte Bericht der Beratenden Versamm­
lung des Europarates weist sogar darauf hin; dass in vielen Ländern nach verßo­
gener «periode d' ,enthousiasme' initial» die Vertretung der Frauen im Parlament 
zurückgegangen sei, so z. B. in der Türkei, in Schweden, in Frankreich (Rück­
gang von 38 Deputierten 1946 auf 8 in den Jahren 1959 und 1962), in der Bundes­
republik Deutschland (Anstieg auf 48 Vertreterinnen 1957, Rückgang auf 36 im 
Jahre 1965 und -laut zusätzlicher Auskunft - auf 34 im Jahre 1969). Wir entneh­
men diesem Bericht auszugsweise folgende Angaben über den Anteil der Frauen 
in Parlamenten: 

Zahl der Frauen in der Zahl der Frauen in der Weibliche Mitglieder der 
« untern» Kammer «oberen» Kammer Beratenden Versammlung 

des Europarates (Stand 
April 1967) 

Österreich 9 auf 165 7 auf 54 1 auf 12 
Belgien 7, auf 212 2 auf 179 1 auf 14 
Zypern .. auf 50 2) 3) 
Dänemark 17 auf 179 2) 1 auf 10 
Frankreich 11 auf488 5 auf 274 o auf 36 
Bundestepublik 
Deutschland 36 auf 518 4) 4 auf 35 
Griechenland 4 auf 300 2). 3) 
Is]and 1 auf 60 2) Oauf 6 
Irland 4 auf 144 4 auf 60 1 auf 8 
Italien 23 auf 630 5 'auf 319 o auf 29 
Luxemburg 1 auf 56 2) o auf 6 
Malta 2 auf 50 2) Oauf 6 
Niederlande 15 auf 150 4 auf 7S 1 auf 13 
Norwegen 17 auf 150 2) 1 auf 10 
Schweden 31 auf233 16 auf 152 2 auf 12 
Türkei 6 auf 450 2 auf 186 o auf 18 
Grossbritannien 26 auf 630 33 auf 1019 2 auf 35 

2) Staaten mit Einkammersystem 
3) In der Beratenden Versammlung zur Zeit nicht vertretene Staaten 
4) Der «Bundesrat» setzt sich aus Vertretern der «Länder» zusammen; sie gelten nicht 

als Parlamentarier 
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Wenn die Frau aber ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung auch nicht an·· 
nähernd entsprechend gewählt wird, ginge es zu weit, ihr deswegen das Stimm·· 
recht überhaupt zu verweigern und sie gegenüber den vielen Männern zu benach·· 
teiligen, die sich dem politischen Kampf ebenfalls weitgehend dadurch fernhal­
ten, dass sie bloss stimmen und wählen gehen. Ein solches Fernbleiben ist in eid­
genössischen Angelegenheiten leicb,ter als z. B. in solchen, die an einer Gemeinde­
versammlung entschieden werden. Das Stimmrecht der Frau führt nicht zwangs­
läufig zu Regelungen, welche ihre Andersartigkeit missachten. Wir zweifeln nicht 
daran, dass der Bund der Schweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht mithelfen 
wird, dera"rtige Regelungen zu verhindern. 

Die auf Ausgleich bedachte Frau mag auch etwa den gefährdeten Familien .. 
frieden einwenden. Da die Ehefrau wie gesagt meist gl~ich stimmt wie der Mann 
(wohl teilweise, weil sie derselben sozialen Schicht angehört) und nicht jede Frau 
in einer Familie lebt, kann man diesem Argument weiterhin keine wesentliche Be­
deutung beimessen. 

Sollte es Fraue~ geben, die sich nicht in das staatliche Organ der Stimmbür­
gerschaft einreihen lassen wollen und so auf eine Teilhabe an der Staatsgewalt 
verzichten, weil sie sich mit dem Stimmrecht verbundene Pflichten und Verant­
wortungen nicht aufbürden lassen möchten, wäre dies kein stichhaltiges Motiv. 
Richtig ist, dass der Stimmbürger wie jedes staatliche Organ die ihm verliehenen 
Kompetenzen pflichtgemäss ausüben muss. Sanktionen hat er allerdings nicht zu 
befürchten, ausser da, wo er den bestchende.p Stimm- und Amtszwang verletzt. 

Wenn vom Stimmrecht der Ausländerin, die durch Heirat Schweizerin ge­
worden ist, ein unerwünschter Einfluss auszugehen droht, kann es eingeschränkt 
werden. Mit der Andersartigkeit der Frau hat dieser Einwand nichts zu tun.' eben­
sowenig der vorangehende. 

. " 

3. Die Gleichberechtigung der Frau beim Stimmrecht führte zu einem 
Ausbau der in der Bundesverfassung verankerten Demokratie. Sie wäre ein 
grosser Schritt zum Leitbild dieser Staatsform hin: zur möglichsten ][dentität 
von Regierenden und Regierten. Dieses Postulat ist heute deswegen gewichti-

. ger als früher, weil der gegenwärtige Sozial- und Wohlfahrtsstaat immer mehr 
regelt, was auch die Frau unmittelbar betrifft, z. B. in bezug auf die Sozialver­
sicherung. Aber ein Ausbau der Demokratie darf sich nicht ungünstig auswir­
ken;' die Stimmbürgerschaft muss wie jedes andere staatliche Organ so organ iM 
siert sein, dass sie gut funktionieren kann. Dem steht nicht im Wege, dass nach 
den Erfahrungen das Frauenstimmrecht dann und wann ein Wahl- oder" Ab­
stimmungsergebnis zu ändern vermag. 

_ Der Bund der Schweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht erwartet be­
reits von der vom Frauenstimmrecht bewirkten Vermehrung der Stimmberech­
tigten nachteilige Folgen. Er bezweifelt nicht die Fähigkeit der Schweizerfrau, 
vom Stimmrecht einen sinnvollen Gebrauch zu machen, wohl aber ihren Wil­
len dazu. Übe ein Grossteil der Bevölkerung das Stimmrecht nicht auf Grund 
selbständiger Urteilsbildung aus, sei die direkte Demokratie Fehlentwicklun­
gen ausgesetzt. Es stelle sich dann die auch von anderer Seite aufgeworfene 
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Frage nach dem Abbau der direkten Demokratie zugunsten der repräsentati­
ven. Das Frauenstimmrecht werde früher oder später eine bejahende Antwort 
notwendig machen. 

Es ist berechtigt, ebenfalls auf >diese Seite des Frauenstimmrechts hinzu­
weisen, und schwierig, eine sichere Prognose zu stellen. Man muss davon aus­
gehen, dass das Frauenstimmrecht im Ausland und, soweit es eingeführt ist, 
auch in de~ Schweiz an den Entscheidungen der Stimmbürgerschaft inhaltlich 
wenig oder nichts geändert hat. Eine schädliche Überforderung der Demokra­
tie ist nicht sichtbar geworden. 

Bei der Einführung des Frauenstimmrechts wächst die Zahl der Stimmbe­
rechtigten gut um das Doppelte. Werden für das Referendum und die Volks­
initiative entsprechend mehr Stimmen verlangt, wird zwar das Beibringen einer 
solchen grösseren Zahl von Unterschriften kostspieliger. Es handelt sich hier 
aber um ein Probiem, das mit. der Einführung des Frauenstimmrechts nicht in 
einem zwangsläufigen Zusammenhang steht und daher hier nicht weiter ver-
folgt wird. . 

4. Zusammenfassend halten wir auch heute die Einführung des Frauen­
stimmrechts für richtig. Mit der Verweigerung dieses Rechts hat der Ver­
fassungsgesetzgeber von 1874 den damaligen Ansichten entsprechend der 
Verschiedenheit von Mann und Frau Rechnung getragen. Die seitherigen Um­
wälzungen, vor allem diejenigen im Gefolge der beiden Weltkriege, haben auch 
bei uns eine wesentlich andere Lage entstehen lassen. Soweit die Frauen in der 
Schweiz bereits stimmen und wählen, sind - erwartungsgemäss - keine Nach­
teile bekannt geworden. Gerechterweise muss daher auch beim Bund der Ge­
setzgeber die wesentlich veränderten Verhältnisse berücksichtigen. Er sollte der 
<indern Hälfte der erwachsenen Bevölkerung ebenfalls das Recht gewähren, 
verantwortlich teilzunehmen an der Führung der Geschäfte des Staates, dem 
sie angehören und dessen Lasten sie mitzutragen haben. Die mit dem Frauen­
stimmrecht verbundene Erweiterung der Aktivbürgerschaft entspricht dem bei 
uns seit altersher hochgehaltenen demokratischen Gedanken. 

IV. Gänzliche oder teilweise GJeichbehandlung der Frauen 

In bezug auf die Frage, ob Gründe dafür bestehen, die Frau hinsichtlich 
der Zubilligung des Stimm- und Wahlrechts anders zu behandeln als den 
Mann, ob ihr gegenüber das Stimmrecht an erschwerte Voraussetzungen zu 
knüpfen oder ob es ihr nur in beschränktem Umfang einzuräumen sei, verwei­
sen wir auf die Botschaft vom 22. Februar 1957. Damals haben wir diese Frage 
verneint. Weder hinsichtlich des Bildungsgrades noch allenfalls des festzuset­
zenden Mindestalters sei eine .solche Ausnahme zu rechtfertigen. Es bestehen 
keine Gründe, heute anders Stellung zu beziehen. 

Eingehender zu prüfen ist die Frage, ob der nächste Schritt nur in der Ein­
räumung des (aktiven und passiven) Wahlrechts bestehen und von der Einfüh­
rung auch des Stlmmrechts der Schweizer Frau zunächst Umgang genommen 
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werden solL Eine derartige Beschränkung befreite die Frau davon, sich in Ab­
stimmungsvorlagen vertiefen zu müssen. Es wäre mit ihr der Menschenrechts­
konvention wie gesagt Genüge getan, da diese nur das Wahlrecht verlangt. 
Entscheidend ist, dass sich eine solche Beschränkung sachlich nicht begründen 
lässt. Es ist nicht einzusehen, dass der Gescblechtsunterschied in bezug auf das 
Wahlrecht heute nicht mehr erheblich sei, wohl aber weiterhin hinsichtlich des 
Stimmrechts. Der Bundesrat kommt daher gleich wie bisher zum Schluss, dass 
der Frau schon heute auch das Stimmrecht zu gewähren ist. 

Bei der ehemaligen Ausländerin besteht das Problem, ob sie ohne Warte­
frist, also mit dem Erwerb des Schweizerbürgerrechts soll stimmen können. 
Jedenfalls wenn sie Schweizerin durch Heirat oder als Folge der Naturalisation 
ihres Ehemannes geworden ist, muss man sich fragen, ob und gegebenenfalls 
inwieweit ihr Stimmrecht von einer genügenden Assimilierung abhängig ge­
macht werden soll. Es ist in diesem Zusammenhang interessant festzustellen, 
dass früher offenbar allzu leicht ausgesprochene Naturalisationen seinerzeit 
dazu führten, naturalisierte Schweizer erst nach 5 Jahren in den Nationalrat 
wählbar zu erklären (Art. 64 der Bundesverfassung von 1848). Artikel 75 der Bun­
desverfassung nahm diese Vorschrift nicht mehr auf, weil die neue Verfassung 
den Bund ermächtigte, die Bedingungen für die Erteilung des Schweizerbürger­
'rechts gesetzlich ~u regeln. Dies stellte der Bundesrat in seiner Botschaft vom 
9. November 1920 betreffend Revision des Artikels 44 der Bundesverfassung 
(Massnahmen gegen die Uberfremdung) fest. Er schlug damals ohne Erfolg 
vor, auf Artikel 64 der Bundesverfassung von 1848 zurückzukommen und in 
Artikel 44 Absatz 3 der Bundesverfassung zu bestimmen, dass die Eingebürger­
ten nach Erwerb des SchweizerbÜfgerrechts 5 Jahre lang «in die gesetzlichen 
und vollziehenden Behörden der Eidgenossenschaft und der Kantone nicht 
wählbar» seien (BBl1920 V 1 ff.). Die Räte hielten eine solche Regelung höch­
stens in bezug auf die Wählbarkeit in den Nationalrat für erwägbar, sahen 
aber davon ab. Die Frage der Assimilation wurde dann mit Zustimmung des 
Bundesrates für die politischen Rechte nicht geregelt (Sten. BulI. StR 1923~ 
S.136, 145). Soll die Verfassung oder gestützt auf sie die eidgenössische oder 
die kantonale Gesetzgebung Wartefristen für die erwähnte ehemalige Auslän­
derin vorsehen? Wir glauben, dass man der Vielschichtigkeit des Problems auf 
diese Weise nicht gerecht würde. Zudem ist daran zu denken, dass in bezug auf 
das aktive Wahlrecht eine relativ kleine Zahl von Frauen in Frage steht und 
dass erfahrungsgemäss unverhältnismässig wenig Frauen gewählt werden. 

v. Der einzuschlagende Weg 

1. Die Botschaft von 1957 hat die rechtliche Möglichkeit, auch gerade da~ 
Stimmrecht in kantonalen und kommunalen Angelegenheiten einzuführen, als 
solche bejaht, sie aber als Lösung abgelehnt. Dem Vorteil, eine einfache und 
einheitliche Ordnung zu erhalten, stehe als entscheidender Nachteil die Unver­
einbarkeit mit einem fundamentalen Prinzip gegenüber, dem der föderativen 
Struktur unseres Staates. Der Bundesrat vertritt diese Ansicht weiterhin mit 
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Nachdruck. Er will nicht ohne zwingende Gründe - solche fehlen - in die alt­
hergebrachte Organisationsautonomie der Kantone eingreifen; sie sollen über 

. ihr wichtigstes Organ, die Stimmbürgerschaft, selbst befinden können. Der 
Bund will das Stimmrecht in kantonalen und kommunalen Angelegenheiten 
weder selbst vorsehen noch die Kantone zu seiner Einführung verpflichten. Die 
Sorge um den Föderalismus kam seinerzeit auch in den parlamentarischen Be­
ratungen deutlich zum Ausdruck (vgl. Steno Bull. 1957 StR, S.397, 399, 
401-403, 1958 NR, S. 255,258, 261, 278 und 282). Die Räte haben diesen Be­
denken Rechnung getragen und in Absatz 4 des von ihnen beschl9ssenen Arti­
kels 74 der Bundesverfassung ausdrücklich folgendes festgelegt (BBI 1958 I 
1165): 

In Angelegenheiten eines Kantons oder einer Gemeinde beurteilt sich die StimmA 

und Wahlfähigkeit nach dem Rechte des Wohnsitzes. Die Einführung des Frauenstimm­
und -wahlrechts in solchen Angelegenheiten bleibt den Kantonen weiterhin freigestellt. 

Wir schlagen für diesen Absatz folgenden Text vor: 
In Angelegenheiten eines Kantons oder einer Gemeinde beurteilt sich die Stimm­

und .Wahlfähigkeit nach kantonalem Recht. 

Wir weichen damit nur redaktionell von Ihrer Fassung ab; deren letzter 
Satz dürfte keine selbständige rechtliche Bedeutung besitzen. Von den erhalte­
nen Antworten der Kantone sprechen sich nur zwei ausdrücklich und eindeu­
tig dafür aus, dass der Bund das Frauenstimmrecht jetzt auch im Kantons­
und Gemeindebereich einführe. Die übrigen Stellungnahmen lehnen einen der­
artigen Eingriff ab, vereinzelt allerdings nur aus taktischen Gründen. Sie wen­
den meist den Föderalismus, das gefährdete Abstimmungsergebnis oder beides 
ein und weisen zum Teil auf die dem Frauenstimmrecht abträglichen Wirkun­
gen eines verwerfenden Umenganges hin. Die von den Parteien eingegangenen 
Antworten befürworten eine Vorlage, die sich auch mit dem Stimmrecht auf 
kantonaler oder kommunaler Ebene befasst, ebenfalls nicht. Um einen Vor-
8toSS nicht scheitern zu lassen, möchte auch der Schweizerische Verband für 
Frauenstimmrecht ihn auf den eidgenössisChen Bereich beschränkt sehen. 

Wenn wir nur das Frauenstimmrecht in eidgenössischen Angelegenheiten 
vorschlagen, setzen wir uns mit unserem Bericht über die Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 9. Dezember 1968 nicht 
in Widerspruch. Einer der Vorbehalte, die der Bundesrat bezüglich der Unter­
zeichnung der Menschenrechtskonvention vorschlug, stand wie erinnerlich im 
Zusammenhang damit, dass die Frau an den Wahlen in die gesetzgebenden Be­
hörden des Bundes und der meisten Kantone nicht teilnehmen kann. Der Bundes­
rat unterstrich, dass er alles in seiner Macht Liegende tun werde, um die den Vor­
behalten zugrundeliegende Situation auszumerzen (BBI 1968 II 1142 f.). Eine 
Vorlage, die in der erwähnten, von verschiedenen Seiten mit Recht abgelehn­
ten Weise die föderalistische Struktur antastete, hätte wohl keine Erfolgsaus­
sicht. Andererseits dürfte der Schritt auf Bundesebene die in Frage kommen­
den Kantone anspornen, sich in ihrem Bereich ebenfalls mit der Einführung 
des Frauenstimmrechts zu befassen. 
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2. Die Frage, ob dieses Stimmrecht durch Auslegung von Artikel 74 der 
Bundesverfassung eingeführt werden dürfe, hat der Bundesrat verneint, zuerst 
im erwähnten Bericht von 1951 (BBI 1951 I 341 ff.) und nachher mit Verweis 
darauf in der Botschaft von 1957. Darin schlug er eine Revision der erwähnten 
Bestimmung vor und konnte sich dafür auf die eindeutige Praxis beruferi, so 
auf ein nicht veröffentlichtes Urteil des Bundesgerichtes vom 14. September 
1923, den Kommentar Burckhardt (S. 40), das erwähnte Gutachten von Pro­
fessor Kägi (S. 64 a), eine Rektoratsrede von Professor Liver (Der Wille des 
Gesetzes, S. 23), Professor Battelli (Recueil de Travaux publie par Ia faculte de 
droit de Geneve, S. 20), auf die vier Dissertationen von E. Köpfli, H. G. Lü­
chinger, E. Neumayer und H. Zängerle sowie auf Fleiner/Giacometti (Schwei­
zerisches Bundesstaatsrecht, S. 433: <<Ausgeschlossen wäre aber die Einführung 
des Frauenstimmrechts lediglich auf Grund einer andern Auslegung von Ver­
fassung und Gesetz»). 

Dieser Standpunkt veranlasste den Bundesrat ferner, Ende 1957 einen 
Stimmregisterrekurs von Frauen abzuweisen. Thnen zu folge waren sie nicht ins 
Stimmregister eingetragen worden, obschon Artikel 74 der Bundesverfassung 
heute nach richtiger Auslegung mit dem Ausdruck «Schweizer» auch die Frau 
umfasse (Verwaltungsentscheide der Bundesbehörden 1957, Nr. 11). Der Bun­
desrat schlos~ sich damit dem Bundesgericht an (BGE 83 I 173). Vor diesem 
war geltend gemacht worden, die von der waadtländischen Verfassung mit 
«tout suisse» umschriebene Stimmberechtigung schliesse die Frau nicht aus. 
Diesen Ausdruck historisch auszulegen und nur den Mann umfassen zu lassen, 
trage den veränderten Verhältnissen nicht Rechnung und verstosse gegen Arti­
kel 4 der Bundesverfassung. Nach dem Bundesgericht verweigerte der Verfas­
sungsgesetzgeber von 1885 mit der genannten Wendung der damaligen Zeit 
entsprechend der Frau das Stimmrecht. Der klare Sinn sei dank einer ihn stets 
respektierenden, sehr langjährigen Praxis klar geblieben und verbindlich ge­
worden. Die Übereinstimmung dieses Sinnes mit Artikel 4 der Bundesverfas­
su~g zu prüfen, stehe ihm nicht zu, da die Kantonsverfassung die Gewährlei­
stung gemäss Artikel 6 der Bundesverfassung erhalten habe. Die am Urteil 
geübte Kritik bezieht sich auch auf die Auslegung von «tout suisse»; sie rich­
tet sich aber meist nicht gegen die Ablehnung der verlangten Auslegun.g, son­
dern gegen die in der Begründung enthaltenen, als unrichtig erachteten Aus­
führungen über die Auslegungsmethode (so Hans Huber in Zeitschrüt des berni­
sehen Juristenvereins 1958, S.465 ff., Giacometti, Allgemeine Lehren des rechts­
staatlichen Verwaltungsrechts, 1960,_ S.218, Imboden, Normkontrolle und 
Normintepretation in der Festschrift für Hans Huber 1961, S. 133 ff., Yung, 
La volonte du legislateur in Bastions de Geneve, 1960, S. 31 ff., Germann, 
Neuere Judikatur des Schweizerischen Bundesgerichts zur Frage der Gesetzes­
auslegung nach den Vorarbeiten in Zeitschrift für Schweizerisches Recht 1962 I 
207 ff., derselbe, Probleme und Methoden der Rechtsfindung, 1967, S. 68 f.). 

Auch Artikel 74 der Bundesverfassung wollte wie gesagt die Frau vom 
Stimmrecht ausschliessen und hat diesen klaren Sinn behalten. So haben die 
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eidgenössischen Räte ebenfalls eine Revision dieser Vorschrift für nötig erach­
tet (Sten. Bull. StR 1957,406 ff., NR 1958, 303 ff., StR 1958, 164 [). Der Bun­
desrat hat diese Ansicht in einem 1965 entschiedenen Stimmregisterrekurs 
sowie in der Antwort auf die Kleine Anfrage Schmitt-Genf vom 1. März 1965 
und auf die Motion Tanner vom 5. März 1969 erneut bekräftigt. Sie wird 
neuerdings auch von Ruck (Schweizerisches Staatsrecht, 1957, S.90), ferner 
offenbar von Favre (Droit constitutionnel suisse, 1966, S. 147 f.), von Aubert 
(Traite 4e droit constitutionnel suisse, 1967, S.405) und Verena Marty (aaO, 
S. 115 ff.) geteilt, kurz von einer «doctrine quasi unanime», wie Bridel fest­
stellt (Precis de droit constitutionnel et public suisse, Bd. 2 [1957], S. 30 f.). 

Die gegenteilige Auffassung (vgl. etwa Iris von "Roten, Frauenstimm­
rechtsbrevier, S. 49 ff., Gertrud Heinzelmann, Schweizerfrau - Dein Recht!, 
1960, S. 11 ff., 19 ff.) beruft sich teilweise auf die neue Lage, die durch die Ein­
führung des Frauenstimmrechts in einigen Kantonen entstanden ist. Wenn ein 
Kanton aber die Stimmbürgerschaft für seine Angelegenheiten reorganisiert, 
vermag er damit die beim Bund in bezug auf das Stimmrecht bestehende 
Rechtslage nicht zu ändern .. Die nach kantonalem Recht in den Ständerat ge­
wählte Frau übt dort ihre Befugnisse nach Massgabe des eidgenössischen 
Rechts aus und besitzt nach diesem Recht wie die übrigen Frauen bei eidge­
nössischen Wahlen und Abstimmungen kein Stimmrecht. 

Die Frau, die im Wohnsitzkanton nicht mehr vom Stimmrecht ausge­
schlossen ist, wird deswegen trotzdem nicht von Artikel 74 der Bundesverfas­
sung einbezogen; denn der entsprechende Hinweis in dieser Vo~schrjft erklärt 
kantonales Recht bloss für den Ausschluss vom Stimmrecht, so wie dieses 
nach eidgenössischem Recht besteht, massgebend. 

Was bisher über den Auslegungsweg gesagt wurde~ bezieht sich nicht auf 
die sogenannte authentische Interpretation von Artikel 74 der Bundesverfas­
sung. Eine solche strebt offensichtlich die Motion Arnold an, verlangt sie doch 
vom Bundesrat einen Antrag, wonach dieser Artikel «durch Beschluss der Bun­
desversammlung ... so zu interpretieren ist, dass unter dem Begriff "Schweizer" 
... Männer und Frauen zu verstehen sind». 

Will das Parlament den zweifelhaften Sinn eines Gesetzes verdeutlichen 
und soll diese Auslegung nicht bloss die Autorität der gewöhnlichen Ausle­
gung besitzen, sondern authentisch, d. h. mit Gesetzeskraft ausgerüstet sein, 
muss es nach Burckhardt (Kommentar,s. 668) das Gesetz formell abändern, 
und zwar mangels besonderer Vorschriften auf dem Gesetzgebungswege. Eine 
solche Abänderung eines Gesetzes ist Abänderung seines Wortlautes. Eine 
authentische Interpretation, verstanden als eine ohne Änderung des Gesetzes­
wortlautes, bezeichnet Burckhardt daher als unzulässig. Im gleichen Sinne 
stel1t Germann (Probleme und Methoden der Rechtsfindung, S. 57) unter Ver­
weis auf die langjährige bundesgerichtIiche Praxis fest, wer ein Gesetz erlassen 
habe, könne es mangels entsprechender Vorschriften nicht authentisch, «ver­
bindlich ,interpretieren', sondern nur wiederum neues Recht schaffen», nach 
Massgabe der dannzumal geltenden Normen über Zuständigkeit und Verfah-

Bundesblatt. 122. Jahrg. Bd. I 7 
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ren (in gleichem Sinne Imboden, Schweizerische Verwaltungsrechtsprechung 
1968, S. 130 f.). Im Hinblick darauf, dass die Vorschriften des Bundes für die: 
authentische Interpretation keinen besondem Recbtsetzungsweg kennen, hat 
die Botschaft von 1957 mit Recht festgestellt, eine solche Auslegung von Arti­
kel 74 der Bundesverfassung bedürfte der Zustimmung von Volk und Ständen 
(BB11957 I 786). Somit gelten für die Änderung 'von gesetztem Recht und die 
authentische Interpretation die gleichen ,Vorschriften. Es ist daher unwesentlich, 
ob man die Ansicht vertritt, die authentische Interpretation sei unbekannt (so 
die Botschaft von 1957), oder ob man die besagte Interpretation gleich wie das 
Bundesgericht als «Feststellung des Inhaltes eines Rechtssatzes in der für dessen 
Aufstellung zu beachtenden Form» umschreibt (BGB 46 I 171) und für den 
Bund (wie das Bundesgericht für die Kantone) feststellt, selbst ohne Erwähnung 
in den Vorschriften müsse eine Behörde, die einen Rechtssatz aufstellen, abän­
dern und aufheben dürfe, auch befugt sein, ihn authentisch zu interpretieren und 
auf diese Weise Recht zu setzen (BGE 41113 sowie 70 18 f.). 

Selbst' wenn eine authentische Interpretation an sich zulässig wäre, müss­
ten wir sie im vorliegenden Fall nach wie vor ablehnen. Da für sie dasselbe wie 
für eine Änderung von Artikel 74 gälte, wäre es nicht nötig zu prüfen, ob die 

, Grenzen möglicher Auslegung eingehalten sind, ob also nicht eine Verfas­
sungSänderung vorliegt (vgl. BGB 91 I 126). Auch die authentische Auslegung 
ist Auslegung, Feststellung des zweifelhaften Sinnes einer Vorschrift. Dass in 
Artikel 74 das Wort «Schweizer» nur den Mann meint, ~st jedoch wie darge­
legt unzweifelhaft und lässt sich nicht durch Auslegung (authentische oder ge­
wöhnliche) umdeuten. 

3. Nach dem Schweizerischen Verband für Frauenstimmrecht sollte dieses 
Recht gestützt auf Artikel 74 Absatz 2 der Bundesverfassung durch Gesetz einge­
führt werden. Wir halten das nichtfür zulässig. In Absatz 1 dieses Artikels legt die 
Verfassurig selbst die sogenannten positiven Erfordernisse des Stimmrechts fest 
(Schweizerbürgerrecht, männliches Geschlecht und zurückgelegtes 20. Alters­
jahr) und verweist dann für die Ausschlussgründe auf die kantonale Gesetzge­
bung. Wenn Absatz 2 von Artikel 74 anschliessend es der Bundesgesetzgebung 
vorbehält, «über diese Stimmberechtigung einheitliche Vorschriften aufzustel­
len », sollte damit nicht ermöglicht werden, die erwähnten, verfassungsmässig ge­
regelten positiven Erfordernisse dur~h Gesetz zu ändern, sondern die kantonalen 
Ausschlussgründe bundesgesetzlieh zu vereinheitlichen (vgl. in diesem Sinne z. B. 
Burckhardt, Kommentar, S. 649, Fleitier/Giacometti, Schweizerisches Bundes­
staatsrecht, S. 430 ff., Aubert, Traite de droit constitutionnel suisse, S. 408). 

Die Tatsache, dass Artikel 74 der Bundesverfassung das Stimmrecht in eid­
genössischen Angelegenheiten nur dem Manne gibt, schliesst es ganz allgemein 
aus, das Frauenstimmrecht durch blosse Auslegung oder Änderung der einschlä­
gigen Ausführungsgesetze einzuführen. Wo diese sich auf den Träger politischer 
Rechte beziehen und dabei Ausdrücke wie «Bürger », «Unterzeichner», «stimm­
berechtigter Schweizerbürger», «Schweizer», verwenden, meinen sie damit wie 
Artikel 74 der Bundesverfassung nur den Mann. Das ist besonders eindeutig für 
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die aus der d~maligen Zeit stammenden Bundesgesetze vom 19. Juli 1872 betref­
fend die eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen (BS 1. 157) und vom 
17. Juni 1874 betreffend Volksabs~immung über Bundesgesetze und Bundesbe­
schlüsse (BS i. 173). Artikel 2 jenes Gesetzes und Artikel 10 dieses Erlasses de­
finieren den Träger des Stimmrechts denn auch gleich wie Artikel 74 der Bun­
desverfassung. 

4. In der Botschaft von 1957 (BB11957 1789 ff.) hat der Bundesrat 

die Abänderung der grundsätzlichen Vorschrift über das Stimm- und Wahlrecht~ 
nämlich des Artikels 74, Absatz 1, unter Anpassung weiterer Artikel 

vorgeschlagen. Anzupassen waren nach ihm alle Bestimmungen, «die von 
Schweizern» oder «Schweizerbürgern» sprechen und ihnen politische Rechte 
einräumen. Zwischen Abänderung und Anpassung zu unterscheiden, ergab 
sich aus dem verschiedenen Inhalt der in Frage stehenden Artikel. Artikel 74 
steht zwar im Abschnitt über den Nationalrat. Er handelt aber von der Stimm-

. berechtigung «bei Wahlen und Abstimmungen». Er will also nicht nur bestim­
men, wem das Recht zur Wahl des Nationalrates zusteht. Angesichts der allge­
meinen Bedeutung der Bestimmung sieht die Verfassung davon ab, in den an­
deren Bestimmungen, die dem Volke politische Rechte einräumen, den Träger 
dieser Rechte näher zu bezeichnen (vgl. für das Referendums- und Abstim­
mungsrecht Art. 89 Abs. 2 und 4, Art. 89 bis Abs. 2 und 3~ Art. 120 Abs. 2, 
Art. 121·Abs. 5 sowie' Art. 123 Abs. 1, für das Initiativrecht Art. 120 Abs. 1 
und Art. 121 Abs. 2 sowie für die Wählbarkeit Art. 75 [Nationalrat], Art. 96 
Abs. 1 [Bundesrat] und Art. 108 Abs. 1 [Bundesgericht]; siehe ferner die von 
der Botschaft von 1957 angeführten Art. 43 und 66 BV). Da die Verfassung 
vorsieht, dass bei ihrer Revision und bei der Gesetzgebung das Volk mitwirkt, 
stellt sich notwendigerweise die Frage, wer zum Volk als dem zuständigen 
Organ gehört. Es ist ohne weiteres gegeben, die Antwort dem Artikel 74 der 
Bundesverfassung zu entnehmen; es gilt durchwegs, was sich aus ~tikel 74 er­
gibt. Dieser verweisende Sinn wurde durch die in der Botschaft von 1957 vor­
geschlagenen Anpassungen verdeutlicht. Er ergibt sich aber auch ohne sie 
durch Auslegung klar. Deshalb hat der Vertreter des Bundesrates zugestimmt, 
als die Räte sich auf die Änderung von Artikel 74 beschränkten (Sten. Bull. 
StR 1957, S. 406 f., NR 1958~ S. 303 ff., StR 1958, S. 164 f.). Seither hat sich 
nichts Entscheidendes geändert. Daher schlägt der Bundesrat, mit Ausnahme 
einer Änderung in Absatz 4, den von Ihnen seinerzeit beschlossenen Artikel 74 
(BBl1958 I 1165) zur Aufnahme in die Bundesverfassung vor. Der geltende 
und der vorgeschlagene Text lauten: . 

Bisheriger Text:' 

«1 Stimmberechtigt bei Wahlen und Abstimmungen ist jeder Schweizer, der 
das 20. Altersjahr zurückgelegt. hat und im übrigen nach der Gesetzgebung des 
Kantons, in welchem er seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürgerrechte 
ausgeschlossen ist. . 
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2 Es bleibt jedpch der Gesetzgebung des Bundes vorbehalten, über diese: 
Stimmberechtigung einheitliche Vorschriften aufzustellen.» 

Neuer Text: 
1 Bei eidgenössischen Abstimmungen und Wahlen haben Schweizer und Schweie 

zerinnen die gleichen politischen Rechte und Pflichten. 
2 Stimm- und wahlberechtigt bei solchen Abstimmungen und Wahlen sind alle 

Schweizer und Schweizerinnen, die das 20. Altersjahr zurückgelegt haben und weder 
nach eidgenössischem Recht noch nach dem Recht des Wohnsitzkantons in der bürger-
1ichen Ehrenfähigkeit eingestellt sind. 

S Der Bund kann auf dem Wege der Gesetzgebung über die Stimm- und Wahl­
berechtigung in eidgenössischen Angelegenheiten einheitliche Bestimmungen aufstellen. , 

40 In Angelegenheiten eines Kantons oder einer Gemeinde beurteilt sich die Stimm­
und Wahlfähigkeit nach kantonalem Recht. 

Wenn wir Absatz 4 etwas anders fassen als Sie seinerzeit, soll damit das 
von Ihnen 1958 Besch10ssene inhaltlich nicht geändert werden. Dass ein 
Schweizerbürger unter gewissen Voraussetzungen auch ausserhalb seines Hei­
rnatkantons und -orts seine politischen Rechte ausüben kann, gewährleistet 
ihm bereits Artikel 43 der Bundesverfassung. In teilweiser Anknüpfung an das, 
was Ihrerseits bei der Behandlung der letzten Vorlage gesagt wurde, fügen wir 
noch folgendes bei: 

Absatz 1 lässt es nicht zu, der Frau beispielsweise nur das Recht (streng 
genommen: die pflichtgemäSs auszuübenden Kompetenz) zu geben, den Natio­
nalrat mitzuwählen. . 

Absatz 2 übernimmt mit der Wendung «in der bürgerlichen Ehrenfähig­
keit 'einstellen» den Ausdruck, welchen vor allem das Strafgesetzbuch (vgI. 
z. B. Art. 52, 171 und 284) sowie das Militärstrafgesetz (Art. 28, 29 und 39) 
verwenden. Auch bei unserer Fassung von Absatz 4 ist es klar, dass z. B. eine 
in B~rn wohnende Genferin sich hier nicht auf das im Kanton Genf einge­
führte Frauenstimmrecht berufen kann. Diese Fassung lässt auch nicht erwar­
ten, dass das Bundesgericht seine teilweise kritisierte, aber von ihm bestätigte 
Praxis änderte: das Gericht lehnt es ab, von Ihnen gewährleistete kantonale 
Verfassungen (Art. 6 und 85 Ziff.7 BV) und gestützt auf sie getroffene Ent­
scheide auf die Übereinstimmung mit der Bundesverfassung zu prüfen, also 
z. B. darüber zu befinden, ob das Fehlen des Frauenstimmrechts Artikel 4 
der Bundesverfassung verletzt (BGE 83 I 181 ff.). Im Zusammenhang mit der 
erwähnten Motion Arnold und der Gewährleistung gemäss Artikel 6 der Bun­
desverfassung erwähnt die Stellungnahme des Schweizerischen Verbandes für 
Frauenstimmrecht das ?\1ännerstimmrecht als Artikel 4 der Bundesverfassung 
widersprechendes Vorrecht «der ... Personen». Sobald die zuständigen Stellen 
den Geschlechtsunterschied bezüglich der politischen Rechte nicht mehr als er­
heblich im Sinne von Artikel 4 der Bundesverfassung betrachten, stellt sich die 
Frage, we1che Haltung gegenüber kantonalen Verfassungen einzunehmen ist, 
die das Frauenstimmrecht nicht kennen. Sie werden die Gewährleistung nach 
unserem Dafürhalten auch weiterhin nicht verweigern oder entziehen. 
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VI. Die Frage der Änderung von Bundesgesetzen 

Die Botschaft von 1957 (BB11957 I 787 795) hielt es für notwendig, einer 
Änderung von Artikel 74 der Bundesverfassung eine solche der massgebenden 
Bundesgesetze folgen zu lassen, liess aber offen, «wie das geschehen soll». 

Man kann sehr wohl die Ansicht vertreten, die in Frage stehenden Bestim­
mungen seien unmittelbare oder mittelbare Verweise auf Artikel 74 der Bun­
desverfassung, die höchstens besagen:. es solle der Inhalt dieses Artikels gelten; 
dank solchen Verweisen blieben die einschlägigen Gesetze auch ohne formelle 
Änderung im Einklang mit Artikel 74. In diese Richtung weist vor allem die 
Entstehungsgeschichte des Bundesgesetzes vom 23. März 1962 über das Ver­
fahren bei Volksbegehren auf Revision der Bundesverfassung (Initiativenge­
setz) (AS 1962 789). Seinem Titel sowie seinen Abschnittsüberschriften zufolge 
will es entsprechend dem im Ingress angerufenen Artikel 122 der Bundesver­
fassung (Kompetenz, «das Verfahren» bei Verfassungsinitiativen' durch Bun­
desgesetz zu ordnen) nicht die Initiativberechtigung regeln. In diesem Zusam­
menhang heisst es in der Botschaft ~B11960 I 1433): 

Dass auf dem Wege des Volksbegehrens jederzeit die Revision der Bundesverfas­
sung verlangt werden kann und dass ein solches Begehren von mindestens 50000 stimm­
berechtigten Schweizerbürgern unterzeichnet sein muss, ist geltendes Verfassungs recht 
und braucht im Gesetz nicht wiederholt zu werden; ein Hinweis auf die betreffenden 
Artikel der Bundesverfassung genügt. Der Artikel 1 und ein Teil von Artikel 2 des bishe­
rigen Gesetzes finden sich daher in der Vorlage nicht mehr. 

Der Bundesrat schlug in Artikell folgenden von den Räten wörtlich über­
nommenen Text vor: 

«Begehren um Total- oder Partialrevision der Bundesverfassung 
(Art. 118, 120 und 121 der Bundesverfassung) sind schriftlich beim Bundesrat 
zuhanden der Bundesversammlung einzureichen; in der Eingabe ist der Gegen­
stand des Begehrens bestimmt zu bezeichnen.» 

Der weggefallene Artikel 2 des nun aufgehobenen Bundesgesetzes vom 
27. Januar 1892 über das Verfahren bei Volksbegehren und Abstimmungen be­
treffend Revision der Bundesverfassung (BS 1 169) lautete: 

Will von diesem Rechte Gebrauch gemacht werden, so ist an den Bundesrat zuhan­
den der Bundesversammlung eine schriftliche, von mindestens fünfzigtausend stimmbe­
rechtigten Schweizerbürgern unterzeichnete, Eingabe zu richten, in welcher der Gegen-
stand des Begehrens bestimmt bezeichnet wird. ... 

Der Hinweis der erwähnten Botschaft auf das geltende Verfassungsrecht, 
das nicht wiederholt zu werden brauche, bezieht sich u. a. auf Artike1121 Ab­
satz 2 der Bundesverfassung: 

Die Volksanregung umfasst das von fünfzigtausend stimmberechtigten Schweizer­
bürgern gestellte Begehren auf Erlass, Aufhebung oder Abänderung bestimmter Artikel 
der Bundesverfassung. 

Das Initiativengesetz verweist danach mit den Ausdrücken «Bürger», 
«Unterzeichner» und «Mitunterzeichnen> auf Artikel 121 der Bundesverfas-
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sung und damit für die Umschreibung der Initiativberechtigten im erwähnten. 
Sinne auf Artikel 74 der Bundesverfassung. Kommt dieses Recht dank einer 
Änderung von Artikel 74 auch der Frau ~u, liegt eine entsprechende Ausle·· 
gung der zitierten Worte auf der Hand. Will man ausdrücklich auch von der 
«Bürgerin», «Unterzeichnerin» und «Mitunterzeichnerin» sprechen, kann . 
eine solche Gesetzesänderung später, gelegentlich erfolgen. 

Die gleichen Gründe machen ferner eine Änderung des Geschäftsver­
kehrsgesetzes vom 23. März 1962 (AS 1962773) dort entbehrlich, wo es von 
den stimmberechtigten Sch~eizerbürgem spricht. 

Einen Verweis auf Artikel 63 der Bundesverfassung (heute Art. 74 BV) 
enthält auch Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 19. Juli 1872 betreffend die eid .. 
genössischen 'Wahlen und Abstimmungen (BS 1 57). Bereits der Gesetzgeber 
von 1872 bezeichnete diesen wörtlich mit Artikel 63 der ,Bundesverfassung von 
1848 überemstimmenden Artikel für die Wahl des Nationalrates als anwendba­
res Verfassungsrecht (BBI 1872 11 755 und 762). Der Verfassungsgesetzgeber 
von 1874 hat in die Wendung «Stimmberechtigt ist jeder Schweizer» noch die 
Worte «bei Wahlen und Abstimmungen» eingeschoben. Artikel 4 des Bundes­
gesetzes vom 15. Juni 1934 über die Bundesstrafrechtspflege (BS 3303) hat die 
Anwendbarkeit von Artikel 74 bestätigt; nach ihm ist als Geschworener wähl­
bar «jeder nach Artikel 74 der Bundesverfassung stimmberechtig~e Schweizer­
bürger». 'Ist Artikel 74 der Bundesverfassung anwendbares Verfassungsrecht, 
braucht der bloss auf ihn hinweisende, zitierte Artikel 2 ebenfalls nicht geän­
dert zu werden, wenn Artikel 74 auch die Frau erfasst. Dasselbe gilt von den 
Bestimmungen des Gesetzes, die Ausdrücke wie «Schweizerbürger», «Stimm-
fähiger » verwenden. . 

Nicht abänderungsbedürftig sind aus den gleichen Gründen ferner das 
Bundesgesetz vom 25. Juni 1965 über die Einführung von Erleichterungen der 
Stimmabgabe an eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen (AS 1966 849), 
das B:undesgesetz vom 17. Juni 1874 betreffend Volksabstimmung über Bun­
desgesetze und Bundesbeschlüsse (BS 1 173) sowie das Bundesgesetz vom 
14. Februar 1919 betreffend die Wahl des Nationalrates (BS 1 180). Dasjenige 
vom 8. März 1963 über die Verteilung der Abgeordneten des Nationalrates un­
ter die Kantone (AS 1963 419) erwähnt die Stimmberechtigung nicht; es ist 
daher uiwerändert zu lassen. 

VII. Abschreibung von Interventionen 

Wir geben mit dieser Vorlage der" Motion Schmitt-Genf vom 30. No­
vember 1965 sowie der als 'Postulat angenommenen Motion Tanner vom 
4. Jl;llli 1968 Folge. Wir beantragen Ihnen daher, beide Vorstösse abzuschrei­
ben. 

Den gleichen Antrag stellen wir für die Standesinitiative des Kantons 
Neuenburg vom 22. Februar 1966, und zwar auch insoweit, als sie vom Bund 
die Einführung des Frauenstimmrechts in kantonalen und kommunalen Ange­
legenheiten verlangen sollte. 
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Auf Grund des Dargelegten empfehlen wir Ihnen, den beiliegenden Bunw 

desbeschluss anzunehmen und ihn Volk und Ständen zur Abstiminung zu un­
terbreiten. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, hochgeehrte Herren, die Versicherung 
unserer ausgezeichneten Hochachtung. 

1070 

Bem, den 23. Dezember 1969 

"Im Namen" des' Schweizerischen Bundesrates 
Der Bundespräsident: 

L. von Moos 

Der Bundeskanzler: 
Huber' 
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